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1. Grundlagen 
1.1 

Mit dem Bericht kommt die Bundesregierung zum 
zweitenmal der 1982 gefaßten Entschließung des 
Deutschen Bundestages nach, ihm 

„einmal in der Legislaturperiode ... einen Bericht 
über die Lage der Behinderten und die Entwicklung 
der Rehabilitation vorzulegen". 

Den ersten Bericht dieser Art hatte die Bundesregie- 
rung dem 10. Deutschen Bundestag am 4. April 1984 

— Bundestags-Drucksache 10/1233 — vorgelegt. 
Nach eingehender Beratung dieses Berichts in den 
Ausschüssen faßte der Deutsche Bundestag in der 
255. Sitzung am 10. Dezember 1986 einstimmig eine 
Entschließung (zu Drucksache 10/6705), in der er 

— das Recht des Behinderten auf die Hilfe betont, die 
notwendig ist, 

— die Behinderung abzuwenden, zu beseitigen, 
zu bessern, ihre Verschlimmerung zu verhüten 
oder ihre Folgen zu mildern, 

— ihm einen seinen Neigungen und Fähigkeiten 
entsprechenden Platz in der Gemeinschaft, ins- 
besondere im Arbeitsleben, zu sichern, 

— die Bundesregierung sowie alle, die für die Ein- 
gliederung Behinderter Verantwortung tragen, 
auffordert, die erforderlichen Anstrengungen zu 
unternehmen, damit möglichst alle Behinderten in 
Arbeit, Beruf und Gesellschaft eingegliedert wer- 
den, und 

— die Bundesregierung bittet, im nächsten Bericht zu 
einer Reihe von einzelnen Punkten Stellung zu 
nehmen. 

Der vorliegende Bericht baut somit auf dem aus dem 
Jahr 1984 auf; darin dargestellte Sachverhalte und 
Positionen, die unverändert weiterhin Bedeutung ha- 
ben, sind zur Vermeidung von Wiederholungen nicht 
erneut beschrieben. 


1.2 

Die in der Entschließung vom 10. Dezember 1986 
nochmals angesprochene Zielsetzung des „Rechts der 
Behinderten auf die von ihnen benötigte Hilfe“ ist als 
Leitlinie der Rehabilitations- und Behindertenpolitik 

allgemein anerkannt, auch über den Geltungsbereich 
des Sozialgesetzbuchs hinaus, in dessen § 10 des Er- 
sten Buches es als „soziales Recht" verankert ist. Im 
Zuge der Novellierung des Schwerbehindertengeset- 
zes wurde die Fassung dieser Vorschrift im Jahre 1986 
noch dahingehend verdeutlicht, daß die im Einzelfall 
benötigte Hilfe „unabhängig von der Ursache der Be- 
hinderung" zu leisten ist. 


Unter den rehabilitations- und behindertenpolitischen 

Grundsätzen, die aus diesem „sozialen Recht" abzu- 
leiten sind, sind hervorzuheben 

— das Ziel der Integration der Behinderten in die 
Gesellschaft, 

— der Grundsatz der Finalität, nach dem die notwen- 
digen Hilfen jedem Behinderten und von Behinde- 
rung Bedrohten unabhängig von der Ursache der 
Behinderung geleistet werden müssen, auch wenn 
für diese Hilfen unterschiedliche Träger und Insti- 
tutionen mit unterschiedlichen Leistungsvoraus- 
setzungen zuständig sind, 

— der Grundsatz einer möglichst frühzeitigen Inter- 
vention, nach dem entsprechend den im Einzelfall 
gegebenen Möglichkeiten und Notwendigkeiten 
Ausmaß und Auswirkungen der Behinderung 
möglichst gering zu halten und nicht vermeidbare 
Auswirkungen so gut wie möglich auszugleichen 
sind, und 

— der Grundsatz der individuellen Hilfe, die auf die 
konkrete Bedarfssituation jedes einzelnen Behin- 
derten zugeschnitten und dieser Bedarfssituation 
mit geeigneten Mitteln gerecht werden muß. 


1.3 

Die bereits in dem Bericht aus dem Jahre 1984 ver- 
wendete Umgrenzung des Kreises der Behinderten 
— alle, die aufgrund der Auswirkungen einer auf 
einem regelwidrigen, körperlichen, geistigen oder 
seelischen Zustand beruhenden, nicht nur vorüberge- 
henden Funktionsbeeinträchtigung in ihrer Fähigkeit 
zur Eingliederung in die Gesellschaft eingeschränkt 
sind — lehnt sich an die Vorschläge der Weltgesund- 
heitsorganisation an. Sie findet als grundlegende Be- 
griffsbestimmung mehr und mehr Verbreitung, z. B. 
auch in § 3 der seit 1. August 1986 geltenden Neufas- 
sung des Schwerbehindertengesetzes, und zwar auch 
dort, wo für spezifische Regelungszwecke zusätzlich 
eine differenziertere Begriffsabgrenzung erforderlich 
ist. 

Gleichwohl gibt es „die Behinderten" als eine in sich 
geschlossene Gruppe mit einheitlichem Hilfebedarf 
nicht. Zu nennen sind einmal die (Oktober 1987) etwa 
848 000 im Arbeitsleben stehenden sowie die (Dezem- 
ber 1988) rund 129 000 arbeitslosen Schwerbehinder- 
ten, zu deren Eingliederung ins Arbeitsleben — neben 
Rehabilitationsleistungen z. B. der Bundesanstalt für 
Arbeit und der gesetzlichen Rentenversicherung — 
die Hilfen und Rechte des Schwerbehindertengeset- 
zes dienen und die — in der Regel bei Vorliegen 
zusätzlicher Voraussetzungen — Nachteilsausgleiche 
wegen behinderungsbedingter Nachteile und Mehr- 
aufwendungen in Anspruch nehmen können. Bei wei- 
teren etwa 4 , 1 Millionen nicht im Arbeitsleben stehen- 
den Schwerbehinderten bildet die Feststellung ihrer 
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Behinderung nach dem Schwerbehindertengesetz die 
Grundlage lediglich für die Inanspruchnahme von 
Nachteilsausgleichen aufgrund unterschiedlicher 
Rechtsvorschriften und Tarifbestimmungen. Die Fest- 
stellung, wer als Schwerbehinderter anzusehen ist, 
wird auf der Grundlage der vom Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung herausgegebenen „An- 
haltspunkte für die ärztliche Gutachtertätigkeit im so- 
zialen Entschädigungsrecht und nach dem Schwer- 
behindertengesetz“ vorgenommen. 

Ausdrücklich „anerkannt'' ist die Behinderung auch 
bei der weiteren, statistisch nicht erfaßten Gruppe 
leichter Behinderter (mit einem Grad der Behinde- 
rung von weniger als 50) aufgrund der Bewilligung 
von Renten der Unfallversicherung oder nach dem 
Recht der sozialen Entschädigung oder aufgrund ei- 
ner Feststellung des Versorgungsamts als Vorausset- 
zung bestimmter Steuervergünstigungen. Behinderte 
im Sinne der genannten Begriffsbestimmung sind dar- 
über hinaus jedoch zahlreiche weitere Betroffene, die 
zu ihrer Eingliederung ins Arbeitsleben und in die 
Gesellschaft insgesamt besondere, allerdings nach 
Art oder Schwere ihrer Behinderung sehr unter- 
schiedliche Hilfen brauchen. Derartige Hilfen sind 
nicht davon abhängig, daß zuvor eine (Schwer-)Be- 
hinderung förmlich festgestellt wurde; sie werden 
entsprechend dem individuellen Bedarf vielfach auch 
an von Behinderung Bedrohte geleistet, die insoweit 
— beispielsweise bei medizinischen und berufsför- 
dernden Leistungen zur Rehabilitation — den Perso- 
nen mit schon eingetretener Behinderung gleichge- 
stellt sind. 

Wie der Bundespräsident es in seiner Weihnachtsan- 
sprache 1987 formuliert hat, ist „nicht behindert zu 
sein kein Verdienst, sondern ein Geschenk, das jedem 
von uns jederzeit genommen werden kann“. Begriff- 
liche Abgrenzungen dürfen daher nicht als gedankli- 
che und soziale Ausgrenzung von Menschen mit Be- 
hinderungen wirken, sondern als Hinweis auf ihre 
individuellen Probleme und Chancen sowie darauf, 
wie jeder von ihnen Zugang zu den Hilfen erhält, die 
er zu seiner Eingliederung in die Gesellschaft benö- 
tigt. Aus diesem Grund wird in diesem Bericht auch 
davon abgesehen, den Problemen einzelner Behin- 
dertengruppen ein eigenes Kapitel vorzubehalten; 
dies gilt z. B. auch für ausländische Behinderte, die 
sich aufgrund eigener Vorerfahrungen und Einstel- 
lungen sowie Verständigungsschwierigkeiten mit be- 
sonderen Problemen auseinanderzusetzen haben. 
Vielmehr erlaubt der fortgeschrittene Bewußtseins- 
wandel in der Gesellschaft, die für einzelne Gruppen 
erreichten Fortschritte und Standards auch bei ande- 
ren Gruppen in Anspruch zu nehmen und für alle 
Behinderten und ihre Angehörigen „ein Leben so nor- 
mal wie möglich“ anzustreben. 


1.4 

Versteht man die in § 10 des Ersten Buches Sozialge- 
setzbuch festgehaltene Zielsetzung im umfassenden 
Sinn, ist die danach den Behinderten zu leistende 
Hilfe Aufgabe nicht allein des Staates, sondern der 
gesamten Gesellschaft und aller ihrer Angehörigen, 
Repräsentanten und Institutionen. Ein entsprechen- 


des Bewußtsein hat sich in der Bundesrepublik 
Deutschland mehr und mehr gebildet, gefördert auch 
durch Anstöße aufgrund des Internationalen Jahres 
der Behinderten 1981 und der ebenfalls von den Ver- 
einten Nationen zusammen mit einem Weltaktions- 
programm ausgerufenen Dekade der Behinderten von 
1983 bis 1992, zu der der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung im Sommer 1988 eine „Zwischen- 
bilanz“ in Form einer Broschüre vorgelegt hat. 

War es für Familien, Freunde und Nachbarn schon 
immer selbstverständlich, auf nahestehende Behin- 
derte Rücksicht zu nehmen, sie ins Leben einzubezie- 
hen und ihnen nach besten Kräften Pflege und die 
benötigten Hilfen zukommen zu lassen, wird zuneh- 
mend auch in den unterschiedlichen Bereichen des 
privaten, gesellschaftlichen und öffentlichen Lebens 
— z. B. Bildung, Verkehr, Arbeit, Freizeit — die Auf- 
gabe erkannt und erfüllt, Menschen mit Behinderun- 
gen „so normal wie möglich" teilhaben zu lassen. 
Soweit dies geschieht — auch über Selbsthilfe- und 
Interessengruppen und über Aktivitäten kirchlicher 
und freigemeinnütziger Organisationen — , ist das Ziel 
der Eingliederung erreicht. Je selbstverständlicher 
die menschlich gebotene Einbeziehung Behinderter 
in die allgemeinen und üblichen Lebensabläufe wird, 
um so besser können sich externe Hilfen — in der 
Regel von seiten der öffentlichen Hand — auf die 
Bereiche konzentrieren, in denen eine „automati- 
sche“ Teilhabe Behinderter (noch) nicht möglich ist. 
Sozialleistungen und sonstige Hilfen können die Ein- 
gliederung Behinderter und von Behinderung Be- 
drohter in die Gesellschaft nicht ersetzen, sondern nur 
erleichtern und fördern; wo sie durch persönliches 
und gesellschaftliches Engagement entbehrlich ge- 
macht werden, wird nicht nur die Eingliederung un- 
mittelbar vollzogen, sondern mindert sich zugleich 
der Umfang der „erforderlichen Hilfen“. 


1.5 

Da die eigenen Kräfte der Betroffenen und der sie tra- 
genden sozialen Beziehungen jedoch vielfach über- 
fordert sind, die in § 10 des Ersten Buches Sozialge- 
setzbuch genannten Ziele so umfassend wie im Ein- 
zelfall möglich zu erreichen, bleiben in weiten Berei- 
chen Sozialleistungen unverzichtbar, um entweder 
Eigen- oder Selbsthilfe zu aktivieren und zu stützen 
oder um den Prozeß einer möglichst weitgehenden 
Eingliederung Behinderter und von Behinderung Be- 
drohter in Gang zu setzen und vorwärts zu treiben. 
Einerseits bestimmen der Behinderte selbst mit seinen 
Einschätzungen und Motivationen und das ihn unmit- 
telbar umgebende soziale Umfeld Ziel und Erfolg der 
Eingliederung entscheidend mit. Andererseits bildet 
professionelle Rehabilitationsarbeit auf der Grund- 
lage von Sozialleistungen weiterhin den Kern der Be- 
mühungen um eine möglichst umfassende Eingliede- 
rung Behinderter und von Behinderung Bedrohter in 
die Gesellschaft; eine Übersicht über die wichtigsten 
dieser Sozialleistungen gibt das Sozialgesetzbuch in 
§ 29 des Ersten Buches. Bei der Durchsetzung ihrer 
Rechte werden Behinderte von ihren Organisationen 
oft wirkungsvoll unterstützt. 
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1.6 

Je mehr es gelingt, die Eingliederung wirklich zu voll- 
ziehen und alle im Einzelfall hierzu erforderlichen Hil- 
fen bereitzuhalten, um so dringender wird der Bedarf 
nach 

— fachbezogener, 

— örtlicher, regionaler und bundesweiter sowie 

— individueller 

Koordination aller einschlägigen Aktivitäten, ferner 
der Beratung der Betroffenen, ihrer Angehörigen und 
aller mit der Eingliederung Behinderter befaßten In- 
stitutionen über die bestmögliche Nutzung und Akti- 
vierung der im Einzelfall gegebenen Möglichkeiten 
und Hilfen. 

Zu begrüßen ist daher, daß mehr und mehr Soziallei- 
stungsträger nicht nur die Beratung Behinderter und 
von Behinderung Bedrohter im eigenen Zuständig- 
keitsbereich als eine ihrer wichtigsten Aufgaben be- 
greifen — und die hierfür nötigen Ressourcen bereit- 
stellen — , sondern dabei Informationen auch über 
angrenzende und weitergehende Hilfsmöglichkeiten 

— innerhalb und außerhalb des Sozialleistungsrechts 

— geben. Dies ist besonders weit fortgeschritten bei- 
spielsweise bei den Beratungsdiensten vieler Träger 
der gesetzlichen Krankenversicherung, die hierbei 
mit Selbsthilfeorganisationen der Behinderten eng Zu- 
sammenarbeiten, aber auch bei der Berufsberatung 
der Arbeitsämter, die junge Behinderte umfassend 
über ihre beruflichen Möglichkeiten und die einschlä- 
gigen Hilfen unterrichtet. 

Zur Verbesserung der Koordination von Sozialleistun- 
gen und sonstigen Hilfen zur Eingliederung Behin- 
derter haben sich auch bewährt 

« , 

— die Einsetzung des Beauftragten der Bundesregie- 
rung für die Belange der Behinderten wie auch die 
Berufung von Behindertenbeauftragten bei eini- 
gen Ländern und in vielen Kommunen, 

— Koordinatoren der Behindertenarbeit auf örtlicher 
und regionaler Ebene sowie 

— Arbeitshilfen der Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Rehabilitation mit Muster-Rehabilitationsverläu- 
fen. 

Die im Einzelfall erforderlichen Hilfen generell und 
individuell so zusammenzufügen, daß sie der Zielset- 
zung des § 10 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
gerecht werden, bleibt jedoch trotz der schon erreich- 
ten Fortschritte eine immer wieder neu zu lösende 
Aufgabe. Dabei sollten die Rehabilitationsträger und 
anderen Beteiligten verstärkt auch von der Möglich- 
keit Gebrauch machen, im Rahmen des § 94 des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch Arbeitsgemein- 
schaften zu bilden. Demgegenüber erscheint die Lö- 
sung der Koordinierungsproblematik durch Zuwei- 
sung aller Leistungen und sonstigen Hilfen zur Ein- 
gliederung Behinderter an einen einheitlichen Träger 
mit dem gewachsenen gegliederten Sozialleistungs- 
system und dem Ziel der Integration der Behinderten 
auch in dieses System nicht vereinbar und würde die- 
sen Träger organisatorisch und finanziell überfor- 
dern. 


1.7 

Das Ziel einer umfassenden, kohärenten, in das Leben 
der gesamten Gesellschaft eingefügten Rehabilitation 
Behinderter und von Behinderung Bedrohter findet 
auch international immer breitere Unterstützung: 

— 1984 hat der Europarat — in der Zusammenset- 
zung des sog. Teilabkommens — eine Resolution 
über eine kohärente Politik für Behinderte be- 
schlossen. 

— Das Übereinkommen Nr. 159 der Internationalen 
Arbeitsorganisation von 1983 über die berufliche 
Rehabihtation und die Beschäftigung der Behin- 
derten, das die Grundzüge einer innerstaatlichen 
Politik auf dem Gebiet der beruflichen Rehabilita- 
tion und der Beschäftigung Behinderter festlegt, 
wurde 1988 von den gesetzgebenden Körperschaf- 
ten ratifiziert; ihnen wurde auch die ergänzende 
Empfehlung Nr. 168 zur Unterrichtung vorgelegt. 

— Vom Rat der Europäischen Gemeinschaften wur- 
den 1986 eine Empfehlung zur Beschäftigung der 
Behinderten in der Gemeinschaft, 1987 ein euro- 
päisches Kooperationsprogramm für die schulische 
Eingliederung behinderter Kinder sowie 1988 ein 
Zweites Aktionsprogramm der Gemeinschaft zu- 
gunsten der Behinderten (HELIOS) beschlossen. 

— Auch die OECD entfaltet Aktivitäten, z. B. zum 
Übergang jugendlicher Behinderter aus dem Bil- 
dungs- in das Beschäftigungssystem und zum Er- 
fahrungsaustausch über Frühförderung. 

— Die Europäische Konferenz der Verkehrsminister 
läßt in einer besonderen Arbeitsgruppe alle mit der 
Teilnahme behinderter Menschen am Verkehr zu- 
sammenhängenden Fragen aufbereiten und hat 
bereits eine Reihe von Empfehlungen auf diesem 
Gebiet verabschiedet. 

— Ergänzend gibt es im Bereich der Eingliederung 
Behinderter eine Vielzahl bilateraler Kontakte 
nicht nur auf Regierungsebene, sondern auch bei 
Rehabilitationsträgern, -einrichtungen und -fach- 
kräften und nicht zuletzt bei den Behinderten und 
ihren Organisationen selbst. 

Die Bundesregierung hat die internationale Verstän- 
digung über Ziele und Wege der Rehabilitation 

durchweg unterstützt, mitgetragen und mitgestaltet, 
da eine solche Verständigung nicht nur Anlaß gibt, 
hinsichtlich der eigenen Position immer wieder neu 
nachzudenken, sondern geeignet erscheint, die Le- 
bensbedingungen Behinderter und von Behinderung 
Bedrohter auch außerhalb unseres Landes fortzuent- 
wickeln und auf einem möglichst hohen Niveau ab- 
zusichern. 


2. Vorsorge, Früherkennung, Frühbehandlung und 
Frühförderung 

2.1 

In der Reihenfolge und Rangordnung der Zielsetzun- 
gen des § 10 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
steht ganz vorn, „die Behinderung abzuwenden, zu 
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beseitigen, zu bessern, ihre Verschlimmerung zu ver- 
hüten Dem entspricht in der Bundesrepublik 
Deutschland das nachhaltige Streben nach gezielter 
Vorsorge zur Vermeidung und Früherkennung von 
Behinderungen, und zwar für alle Altersgruppen und 
Lebensbereiche. Vorbeugende Maßnahmen zur Er- 
haltung der Gesundheit liegen sowohl im Interesse 
der Betroffenen als auch im Interesse der Allgemein- 
heit, da die Folgen mangelnder Vorsorge oft teuer 
sind. Gezielte Vorsorge wird deshalb von der Bundes- 
regierung nachdrücklich begrüßt und unterstützt; 
dies gilt insbesondere auch für die Erforschung von 
Behinderungsursachen und -Zusammenhängen sowie 
von Entwicklungsmöglichkeiten und die gesundheit- 
liche Aufklärung. 

Der Erfolg aller Initiativen in diesem Bereich hängt 
wesentlich davon ab, daß die jeweiligen Zielgruppen 
innerhalb der Bevölkerung von der Notwendigkeit 
der Inanspruchnahme der angebotenen Dienste und 
Leistungen überzeugt werden können. Daß Einsicht 
und Interesse der Betroffenen durch verstärkte Aktivi- 
täten zu fördern sind, beweisen erfolgreich erprobte 
Einladungsmodelle der Krankenkassen im Bereich 
der Früherkennungsuntersuchungen für Säuglinge 
und Kleinkinder, die einen spürbaren Anstieg der 
Vorsprachen insbesondere auch zu den letzten 
Untersuchungsterminen bewirkt haben. Auch das po- 
sitive Wirken von Selbsthilfegruppen und privaten 
Organisationen — besonders in den Bereichen Krebs, 
Rheuma, Sucht, Allergien — ist hervorzuheben. 

Die Bundesregierung begrüßt vermehrte Forschungs- 
anstrengungen, die dem Ziel dienen, Vorsorgemaß- 
nahmen zur Vermeidung von Behinderungen zu opti- 
mieren. Allerdings wäre es Illusion anzunehmen, daß 
hierdurch jeglicher Form von Behinderung wirksam 
und dauerhaft begegnet werden kann. Auch scheint 
sicherlich nicht alles, was wissenschaftlich „ machbar 
ist, für eine Anwendung in der Praxis geeignet, wenn 
z. B. gewichtige ethische Grundsätze entgegenste- 
hen; dies betrifft insbesondere die sich abzeichnen- 
den Möglichkeiten der vorgeburtlichen Diagnostik 
und der Gentechnologie. Selbst wenn ein Leben mit 
einer Behinderung droht, sind die Prinzipien der 
Menschenwürde und der freien Entfaltung menschli- 
chen Lebens zu wahren. 


2.2 

Insbesondere Frauen und Männer, deren Belastung 
mit vererbungsfähigen Risikofaktoren bekannt ist, ha- 
ben die Möglichkeit zur genetischen Beratung, um 
die Risiken einer Schwangerschaft abwägen und ge- 
wichten zu können. Genetische Untersuchungs- und 
Beratungsstellen gewährleisten, daß bundesweit al- 
len Beratungs- und Untersuchungsbegehren entspro- 
chen werden kann. 

Auch regelmäßige Vorsorgeuntersuchungen wäh- 
rend der Schwangerschaft zum Erkennen und zum 
Ausschluß weiterer Risikofaktoren werden mehr und 
mehr zur Selbstverständlichkeit. Gesundheitliche 
Aufklärung ist einmal mehr gefordert, um die Gefah- 
ren für Mutter und Kind durch Nikotin-, Alkohol-, 
Medikamenten- und Drogenkonsum während der 


Schwangerschaft noch mehr als bisher zu verdeutli- 
chen. 


2.3 

Vorsorgeuntersuchungen für Säuglinge und Klein- 
kinder sind bereits seit 1971 Pflichtleistungen der ge- 
setzlichen Krankenversicherung; dem hat sich seit 
1974 auch die Sozialhilfe angeschlossen. Im Rahmen 
dieser Vorsorgemaßnahme werden insgesamt acht 
ärztliche Untersuchungsreihen (U 1 bis U 8) angebo- 
ten, die sich vom Zeitpunkt unmittelbar nach der Ge- 
burt an kontinuierlich über die ersten vier — seit In- 
krafttreten des Fünften Buches Sozialgesetzbuch die 
ersten sechs — Lebensjahre des Kindes verteilen und 
so den ersten wichtigen Lebensabschnitt, der für die 
Entwicklung eines jeden Kindes richtungweisende 
Bedeutung besitzt, medizinisch begleiten; denn eine 
frühestmögliche Erfassung gesundheitlicher Auffäl- 
ligkeiten gibt die größtmögliche Chance, eine dro- 
hende Behinderung abzuwenden, eine Behinderung 
zu beseitigen oder zumindest zu mildern. Die Unter- 
suchungen werden vorzugsweise von Kinderärzten 
und qualifizierten Allgemeinmedizinern durchge- 
führt. 

Die Ergebnisse der Untersuchungen werden in einem 
Untersuchungsheft festgehalten, das bei den Eltern 
verbleibt. Jede der Untersuchungen ist wesentlicher 
Teil eines ganzheitlichen Vorsorgekonzepts zur Früh- 
erkennung von Behinderungen, wobei nach allgemei- 
ner Erkenntnis die letzten Untersuchungen selbst 
dann unverzichtbar sind, wenn bis zu diesem Zeit- 
punkt bei einem Kind keine gesundheitlichen Auffäl- 
ligkeiten registriert werden konnten. Dies muß auch 
den Eltern noch mehr als bisher verdeutlicht werden, 
obwohl durch die bereits erwähnten Einladungsmo- 
delle und das Übersenden von Berechtigungsschei- 
nen auf Initiative der Krankenkassen bereits eine er- 
freuliche Steigerung der Inanspruchnahme dieser 
Leistungen erreicht werden konnte (bei U 8 von 
68,75 % im Jahr 1981 auf 80,1 % im Jahr 1986). 


2.4 

Die Bundesregierung hält es für sinnvoll und geboten, 
das bewährte System weiter fortzuentwickeln. Insbe- 
sondere sollten die Vorsorgeuntersuchungen auf ihre 
Wirksamkeit überprüft sowie die Früherkennung von 
Seh- und Hörstörungen verbessert werden. So wird 
beispielsweise in einer vom Bundesminister für For- 
schung und Technologie 1986 in Auftrag gegebenen 
Studie ausgeführt, daß durch das Früherkennungs- 
programm der Krankenkassen bis zum 4. Lebensjahr 
nur ein Zehntel der schielenden und nur ein Fünfzig- 
stel der an Schwachsichtigkeiten leidenden Kinder 
entdeckt und der so wichtigen frühzeitigen Therapie 
zugeführt werden. 

Durch das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch ist seit 1. Ja- 
nuar 1989 der Zeitraum für Vorsorgeuntersuchungen 
bei Kindern bis auf das 6. Lebensjahr ausgedehnt wor- 
den, da die Entwicklung eines Kindes mit vier Jahren 
nicht abgeschlossen ist und auch in den Folgejahren 
zahlreiche Erkrankungen auftreten können, die der 
Frühbehandlung zugänglich sind. 
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Bei Heranwachsenden übernimmt der schulärztliche 
Dienst die wichtigen Aufgaben der Früherkennung 
und Prophylaxe. Auch ist der besondere Wert landes- 
weiter Schutzimpfungen (z. B. gegen Poho) als wirk- 
sames Mittel zur Vorsorge vor bzw. zur Verhinderung 
von Behinderungen unumstritten, wobei die Impfung 
von Säuglingen und Kleinkindern in aller Regel an- 
läßlich einer der Vorsorgeuntersuchungen durchge- 
führt wird. 


2.5 

Unter den Leistungen der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung sind auch jährliche Krebsvorsorgeuntersu- 
chungen für Frauen ab dem 20. Lebensjahr und Män- 
ner ab dem 45. Lebensjahr vorgesehen. Diese Unter- 
suchungen haben sich bewährt, wenn auch hier die 
Quote der Inanspruchnahme 1986 für Frauen bei 
30 % , für Männer bei 1 1 % lag und damit immer noch 
als viel zu gering anzusehen ist; auch in diesem Be- 
reich bedarf es daher — ähnlich wie bei den Vorsor- 
geuntersuchungen für Säuglinge und Kleinkinder — 
vermehrter Aufklärungsanstrengungen. Durch das 
Fünfte Buch Sozialgesetzbuch wurden mit Wirkung 
ab 1. Januar 1989 weitere Gesundheitsuntersuchun- 
gen in der gesetzhchen Krankenversicherung einge- 
führt. Versicherte ab dem 35. Lebensjahr haben jedes 
zweite Jahr Anspruch auf eine derartige ärztliche Un- 
tersuchung zur Früherkennung von Krankheiten, ins- 
besondere von Herz-, Kreislauf- und Nierenerkran- 
kungen sowie der Zuckerkrankheit. 

Das verstärkte Auftreten von Herz- und Kreislaufer- 
krankungen, Rheuma, Allergien, psychischen Erkran- 
kungen und von Aids bedeutet eine weitere große 
Herausforderung an das bestehende Gesundheitssy- 
stem. Deshalb finden spezifische Forschungspro- 
gramme und Modellvorhaben zur Einführung und 
Optimierung von Präventionsmaßnahmen die Unter- 
stützung der Bundesregierung, z. B. im Rahmen des 
Programms „Forschung und Entwicklung im Dienste 
der Gesundheit''. 


2.6 

Die Verhütung von Arbeitsunfällen und Berufs- 
krankheiten ist eine wichtige Aufgabe der gesetzli- 
chen Unfallversicherung; deren Träger erfüllen diese 
Aufgabe unter Beachtung von derzeit 42 berufsgenos- 
senschaftlichen Grundsätzen. 1986 wurden 1,8 Mio. 
arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen durch- 
geführt, wobei die steigende Zahl der gesundheits- 
schädlichen Arbeitsstoffe zu immer neuen Aktivitäten 
zwingt. 


2.7 

In den letzten Jahren ist nicht nur ein signifikanter 
Rückgang der absoluten Geburtenzahlen, sondern 
auch ein Rückgang des relativen Anteils von behin- 
derten oder von Behinderung bedrohten Kindern an 
der Gesamtzahl der Neugeborenen zu verzeichnen. 
Während noch vor zehn Jahren etwa 20 % eines Ge- 


burtsjahrganges im ersten Lebensjahr besonderer dia- 
gnostischer Beobachtung im Rahmen von Früherken- 
nungsuntersuchungen bedurften, ist dies heute nur 
noch bei etwa 15 % der Fall. Maßnahmen der Früh- 
behandlung und Frühförderung erstrecken sich nach 
dem 4, Lebensjahr schließlich noch auf etwa 4 % des 
Altersjahrgangs. 

Das eingespielte System der Vorsorge und Früherken- 
nung ermöghcht die wichtige Frühintervention bei 
gesundheitlichen Auffälligkeiten. Zur bestmöglichen 
Versorgung und Betreuung behinderter und von Be- 
hinderung bedrohter Kinder in der Bundesrepublik 
Deutschland dient ein differenziertes Versorgungsan- 
gebot. Die erforderlichen Hilfen leisten 

— niedergelassene Kinder- und andere Ärzte sowie 
Therapeuten, 

— ambulante Frühförderstellen und 

— überregionale sozialpädiatrische Zentren. 

Die medizinische Erstberatung und -behandlung ob- 
liegen in der Regel einem der rund 3 000 niedergelas- 
senen Kinderärzte, die bei ihrer Arbeit von besonders 
qualifizierten Fachkräften der Gesundheitsämter und 
den Landesärzten für Behinderte unterstützt wer- 
den. 

Vielfach erfordern Frühbehandlung und Frühförde- 
rung integrative medizinische, psychologische, päda- 
gogische und soziale Dienste, also ein interdisziplinä- 
res Angebot, das Wohnort- und famiüennah bereitge- 
stellt werden sollte. In diesem Bereich haben sich so- 
wohl die etwa 400 Frühförderstellen als auch die so- 
zialpädiatrischen Einrichtungen als unverzichtbare 
Bestandteile des Versorgungssystems bewährt, ohne 
in Konkurrenz zueinander zu treten. Diese sehr ver- 
schiedenartigen Einrichtungen und Fachdienste in 
teils privater, teils öffentlicher Trägerschaft weisen 
sowohl hinsichtlich ihrer Dichte und Ausstattung als 
auch hinsichtlich ihrer Organisation und Arbeitsweise 
örtlich und regional erhebliche Unterschiede auf. 
Steht bei den Frühförderstellen mehr die psychologi- 
sche, pädagogische und soziale Hilfe für Eltern und 
Kinder im Vordergrund, so konzentrieren sich die Hil- 
fen sozialpädiatrischer Einrichtungen vorzugsweise 
auf breitgefächerte diagnostische und medizinisch- 
therapeutische Angebote für Fälle besonders schwie- 
riger Problematik. 

Durch das gleichberechtigte Zusammenwirken und 
die wechselseitige Ergänzung aller Angebote ist ein 
Versorgungsnetz entstanden, das dem Bedarf nach 
einer individuellen Förderung eines jeden behinder- 
ten und von Behinderung bedrohten Kindes in aller 
Regel gerecht wird. Diesen Standard güt es aus der 
Sicht der Bundesregierung nicht nur zu erhalten, son- 
dern, soweit erforderlich, fortzuschreiben. Dies betrifft 
insbesondere Umfang und Quahtät der Hilfen der 
ambulanten Frühförderung, wo an manchen Orten die 
Kooperation mit frei praktizierenden Ärzten und The- 
rapeuten und das interdiszipünäre Potential der mobi- 
len Teams der Verstärkung bedarf. Derzeit werden 
regionale Modelle (z. B. in Niedersachsen) mit dem 
Ziel einer flächendeckenden und ausreichenden Ver- 
sorgung durch eine verbesserte Kooperation zwischen 
allen Beteiligten und Ebenen erprobt. 
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2.8 

Die therapeutischen Maßnahmen müssen begleitet 
werden durch sehr frühzeitige pädagogische Förde- 
rung, die sich ganzheitlich auf alle Entwicklungsbe- 
reiche (motorische Entwicklung, Entwicklung von 
Sprache und Denken, soziale Entwicklung, emotio- 
nale Entwicklung) erstreckt, um Funktionseinschrän- 
kungen und daraus resultierende Entwicklungsverzö- 
gerungen in anderen Bereichen zu vermeiden oder 
aber so gering wie möglich zu halten. Um optimale 
Erfolge zu erzielen, muß die Familie die Maßnahmen 
der Frühförderung aufgreifen, unterstützen und in ge- 
wissem Maße auch selbständig weiterführen, da För- 
derleistungen Dritter immer nur begrenzt wirksam 
werden. Deshalb ist neben dem Ausbau und der Opti- 
mierung der mobilen Hausfrühförderung die ver- 
stärkte Förderung von Eltern-Kind-Gruppen vorran- 
giges Ziel für die Zukunft. Dabei wird es entscheidend 
auf die Mobilität und das harmonische Zusammenwir- 
ken aller an der Frühförderung Beteiligten ankom- 
men. 


2.9 

Die Sicherung und Fortschreibung der bewährten Hil- 
fen setzen kostendeckende Finanzierungsregelun- 
gen voraus. Diese sind mit Wirkung ab 1. Januar 1989 
durch §§ 119 und 120 des Fünften Buches Sozialge- 
setzbuch für die sozialpädiatrischen Zentren erreicht 
worden, deren Leistungen bei Versicherten jetzt ins- 
gesamt von der gesetzlichen Krankenversicherung 
getragen werden. Bei den Frühförderstellen bleibt es 
demgegenüber dabei, daß sich die gesetzliche Kran- 
kenversicherung und die Träger der Sozialhilfe hin- 
sichtlich der Aufteilung und Abrechnung der anfal- 
lenden Kosten verständigen müssen und einige Bun- 
desländer (z. B. Hessen, Bayern, Rheinland-Pfalz) die 
gebotenen Hilfen durch zusätzliche Zuschüsse aus 
dem Landeshaushalt gewährleisten. 


3. Medizinische Rehabilitation 

3.1 

Entsprechend den Vorgaben des Sozialgesetzbuchs 
und des Rehabilitations-Angleichungsgesetzes sind 
medizinische Leistungen immer auch darauf auszu- 
richten, Behinderungen abzuwenden, zu beseitigen, 
zu bessern, ihre Verschlimmerung zu verhüten oder 
ihre Folgen zu mildern; auch eine Akutbehandlung 
hat daher stets zugleich rehabilitativen Zielen zu die- 
nen. Folgerichtig wurde im Rahmen des Fünften Bu- 
ches Sozialgesetzbuch mit Wirkung vom 1. Januar 
1989 klargestellt, daß die Leistungen der gesetzhchen 
Krankenversicherung auch mit den Zielen der medi- 
zinischen Rehabilitation erbracht werden. Außerdem 
wurden diese Ziele um das der Vermeidung und Ver- 
minderung von Pflegebedürftigkeit erweitert; hier- 
durch erhält der Grundsatz „Rehabilitation vor 
Pflege" erstmals Gesetzesrang. Auch inhaltlich wur- 
den gerade die Leistungen zur Rehabilitation durch 
das Gesundheits-Reformgesetz in vielen Punkten fort- 
entwickelt. 


In der Praxis des Gesundheitswesens wird allerdings 
noch immer ein Mißverhältnis zwischen kurativen 
und rehabilitativen Zielsetzungen deutlich. So zeigt 
eine im Oktober 1988 abgeschlossene, im Auftrag der 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation er- 
stellte Untersuchung über medizinische Rehabilita- 
tion in Krankenhäusern, daß diese Institutionen sich 
überwiegend noch nicht als eigenständiges Glied in 
der Kette der zur Rehabilitation verpflichteten Ein- 
richtungen sehen und dementsprechend eigentlich 
bestehende Möglichkeiten zur Rehabilitation ver- 
nachlässigen. Auch der Sachverständigenrat für die 
Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen hat in sei- 
nem Jahresgutachten 1988 kritisch angemerkt, daß 
die vielfach ausschließliche Ausrichtung des Gesund- 
heitswesens auf die kurative Medizin zu einem Über- 
maß an Diagnostik, zu einer Vernachlässigung prä- 
ventiver Aspekte, zu einer nur teilweise konsequen- 
ten Durchführung rehabilitativer Aufgaben und zu 
einer Überbehandlung geringfügiger Erkrankungen 
führt. 

Die Bundesregierung schließt sich dieser Kritik an und 
vertritt die Auffassung, daß die Zunahme chronisch- 
degenerativer Gesundheitsstörungen (z. B. Krankhei- 
ten des Bewegungsapparats und des rheumatischen 
Formenkomplexes oder Herz-Kreislauf-Erkrankun- 
gen), psychosomatischer oder psychischer Erkran- 
kungen sowie multimorbider Erkrankungsmuster ge- 
rade bei älteren Menschen zu einer Umorientierung 
im medizinischen Denken und Handeln führen muß. 
Eine sachgerechte und zielorientierte medizinische 
Rehabilitation erfordert gerade bei chronischen Er- 
krankungen das interdisziplinäre Zusammenwirken 
ärztlicher, therapeutischer und psychologischer Hil- 
fen, das derzeit vielfach in der Praxis nicht gewährlei- 
stet ist. 

Aus der Sicht der Bundesregierung ist es erforderlich, 
schon während stationärer Akutbehandlungen im 
Krankenhaus frühzeitiger als bisher medizinische 
Maßnahmen zur Rehabilitation einzuleiten. Sie be- 
grüßt in diesem Zusammenhang, daß die erwähnte 
Studie abgeklärt hat, in welchem Umfang bereits an- 
läßlich der Akutversorgung im Krankenhaus erste 
Maßnahmen zur Rehabilitation eingeleitet werden. 


3.2 

Auch bei chronischen Erkrankungen ist es oft ausrei- 
chend und zweckmäßig, anstelle einer stationären 
Versorgung eine wohnortnahe Behandlung und Re- 
habilitation durchzuführen. Vorteile dabei sind z. B. 
die Vermeidung von Arbeitsunfähigkeit, die Einbe- 
ziehung des sozialen Umfeldes sowie die gegenüber 
einer stationären Versorgung in der Regel erheblich 
geringeren Kosten. Die Möglichkeiten zur Rehabilita- 
tion sind jedoch auch im Rahmen der ambulanten 
Versorgung noch bei weitem nicht ausgeschöpft und 
müssen daher nach Meinung der Bundesregierung 
mit Nachdruck fortentwickelt werden. 

Im übrigen haben bei der wohnortnahen ambulanten 
Versorgung auch die Leistungen qualifizierter nicht- 
ärztlicher Fachleute besonderes Gewicht. Hier sieht 
die Bundesregierung die dringende Notwendigkeit, 
vor Ort das Angebot zu verbessern z. B. an Kranken- 
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gymnasten, die zur Behandlung von Rheumakranken 
qualifiziert sind, und von Logopäden, die die erforder- 
lichen Spezialkenntnisse für die Behandlung nach 
Schlaganfall haben. 


3.3 

In diesem Zusammenhang begrüßt die Bundesregie- 
rung Vereinbarungen zwischen Krankenkassenver- 
bänden und der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
im Bereich der Onkologie, deren Ziel es ist, die quali- 
fizierte ambulante Versorgung Krebskranker Patien- 
ten zu verbessern. Die Behandlung soll danach insbe- 
sondere in onkologischen Schwerpunktpraxen als Al- 
ternative zur stationären Behandlung erfolgen und 
schließt die Möglichkeit ein, auch Chemotherapie am- 
bulant durchzuführen. 

Im Bereich der ambulanten Behandlung Rheuma- 
kranker haben sich die Empfehlungen der Spitzen- 
verbände der Kranken- und Rentenversicherung zur 
Förderung von Übungsbehandlungen in Rheuma- 
gruppen aus dem Jahre 1983 bewährt; die Empfeh- 
lungen sehen bei medizinischer Notwendigkeit eine 
Förderung des Funktionstrainings für Rheumakranke 
vor. Darüber hinaus sind die Verantwortlichen derzeit 
bemüht, mittels eines multizentrischen Modellver- 
suchs, der vom Bundesminister für Forschung und 
Technologie finanziell gefördert wird, Erkenntnisse 
zur weiteren Optimierung der wohnortnahen Lang- 
zeitrehabilitation Rheumakranker zu gewinnen; an 
deren Gestaltung werden sich — wie beim Umgang 
mit anderen Formen chronischer Erkrankungen — 
örtliche Selbsthilfegruppen in wachsendem Umfang 
beteiligen. 


3.4 

Diesen Standard hat die ambulante Versorgung psy- 
chisch Kranker leider bis heute nicht erreicht. Es 
bleibt abzuwarten, ob die Neufassung des Einheitli- 
chen Bewertungsmaßstabs ab 1. Oktober 1987, durch 
den die Beratung chronisch Kranker im Gefüge der 
Gebührenordnung aufgewertet wird, auch bei der 
Versorgung psychisch Kranker und Behinderter eine 
positive Veränderung bewirkt. Einen wesentlichen 
Beitrag zur ambulanten Versorgung psychisch 
Kranker verspricht sich die Bundesregierung durch 
die mit Wirkung ab 1. Januar 1989 eingeführte Neu- 
regelung über die psychiatrischen Institutsambulan- 
zen im Rahmen des Fünften Buches Sozialgesetzbuch, 
das insoweit an das Gesetz zur Verbesserung der am- 
bulanten und teilstationären Versorgung psychisch 
Kranker aus dem Jahre 1986 anknüpft. Aufgrund der 
Neuregelung werden psychiatrische Krankenhäuser 
von den Zulassungsausschüssen zur ambulanten 
psychiatrischen und psychotherapeutischen Versor- 
gung der Versicherten ermächtigt; auch Allgemein- 
krankenhäuser können und müssen zur ambulanten 
Leistungserbringung ermächtigt werden, soweit und 
solange dies erforderlich ist, um eine ausreichende 
psychiatrische und psychotherapeutische Behand- 
lung sicherzustellen. Der Krankenhausträger ist inso- 
weit verpflichtet, ein bedarfsdeckendes Angebot zur 
Verfügung zu stellen. Ein wesentlicher Fortschritt 


liegt in der vereinfachten Finanzierungsregelung; die 
Leistungen der psychiatrischen Institutsambulanzen 
werden nunmehr unmittelbar von den Krankenkas- 
sen vergütet. Schließlich ist noch auf die neue Bestim- 
mung in § 27 Satz 3 des Fünften Buches Sozialgesetz- 
buch hinzuweisen, wonach bei der Krankenbehand- 
lung allgemein den besonderen Bedürfnissen psy- 
chisch Kranker Rechnung zu tragen ist, insbesondere 
bei der Versorgung mit Heilmitteln und bei der medi- 
zinischen Rehabilitation. 

Über weitere Schritte in diesem Bereich wird die Bun- 
desregierung entscheiden, wenn sie die Prüfung der 
Vorschläge abgeschlossen hat, die die Expertenkom- 
mission zum Modellprogramm Psychiatrie des Bundes 
im Spätherbst 1988 auf der Grundlage der wissen- 
schaftlichen Begleitforschung des Modellprogramms 
unter anderem zu dem Bereich „Behandlung/Pflege“ 
vorgelegt hat. Bei ihrer Arbeit hat die Kommission den 
Akzent auf die Versorgung chronisch psychisch 
Kranker und Behinderter gelegt und zum anderen die 
patientenbezogenen Notwendigkeiten ohne ein star- 
res Schema von Diensten und Einrichtungen unter- 
sucht; gerade aus diesen Gesichtspunkten sind we- 
sentliche Entscheidungshilfen zu erwarten. Bei den 
nach Abschluß der Prüfung erforderlichenfalls einzu- 
leitenden Initiativen und Maßnahmen wird sich die 
Bundesregierung von den Zielen leiten lassen, 

— noch bestehende Benachteiligungen abzubauen, 
damit psychisch und somatisch Kranke in der me- 
dizinischen Versorgung auch tatsächlich gleichbe- 
handelt werden, 

— die Stärkung des ambulanten und des komple- 
mentären Angebots fortzusetzen und dabei 

— den Grundsatz der gemeindenahen Versorgung 
weiter zu verfolgen. 


3.5 

Obwohl die Bundesregierung aus den genannten 
Gründen ambulanten Maßnahmen nach Möglichkeit 
den Vorzug gibt, hält sie die Vorhaltung eines statio- 
nären Versorgungsangebots, insbesondere für die 
Erstversorgung schwerer gesundheitlicher Störungen 
und sich daran unmittelbar anschließende Anschluß- 
heilbehandlungen (z. B. bei Infarktpatienten), für un- 
verzichtbar. Zur Deckung des Bedarfs steht neben den 
Krankenhäusern ein Netz von Einrichtungen der me- 
dizinischen Rehabilitation zur Verfügung, das die Trä- 
ger zahlenmäßig als ausreichend ansehen. Lücken, 
die es noch zu schließen gilt, bestehen allerdings auch 
aus der Sicht der Bundesregierung im Bereich der sta- 
tionären Versorgung von Patienten mit progredienten 
rheumatischen Erkrankungen und mit neurologi- 
schen Systemerkrankungen sowie von geriatrischen 
Patienten. Hierbei wird insbesondere zu klären sein, 
ob der Forderung von verschiedener Seite nachgege- 
ben werden sollte, die Schaffung erforderlicher Spezi- 
aleinrichtungen für den genannten Personenkreis von 
Abbau oder Umwidmung vorhandener Akutbetten im 
Rahmen der Krankenhausplanung abhängig zu ma- 
chen. Die im Bereich einer adäquaten stationären Ver- 
sorgung psychisch Kranker bestehenden Lücken sol- 
len mittelfristig insbesondere durch die „Rehabilita- 


8 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/4455 


tionseinrichtungen für psychisch Kranke und Behin- 
derte“ geschlossen werden, über die sich die beteihg- 
ten Trägergruppen im September 1985 auf ein Anfor- 
derungsprofil sowie Ende 1986 auf eine Empfehlungs- 
vereinbarung geeinigt haben, die seit 1987 unter wis- 
senschaftlicher Begleitung modellhaft erprobt wer- 
den. 


3.6 

Insbesondere die Anschlußheilbehandlungen in spe- 
zialisierten Rehabilitationskliniken haben sich aus der 
Sicht der Bundesregierung als Maßnahme zur frühzei- 
tigen medizinischen Rehabilitation bewährt. Die Zahl 
der Anschlußheilbehandlungen hat in den letzten 
Jahren stetig zugenommen, was unter anderem dar- 
auf zurückzuführen ist, daß bestehende Rehabilita- 
tionsmöglichkeiten durch die Krankenhäuser vielfach 
nicht ausgeschöpft werden, aber auch auf die gute 
Ausstattung der hier tätigen Rehabihtationseinrich- 
tungen, ihre auf die Rehabihtation konzentrierte Ar- 
beit und das von ihnen gebotene heilungsfördernde 
Umfeld. Durch ein stärkeres Engagement der Kran- 
kenkassen in diesem Bereich kommen zunehmend 
auch Versicherte in den Genuß dieser Leistungen, die 
keinen Anspruch gegenüber der Rentenversicherung 
haben wie z. B. Hausfrauen und Rentner. Die Bundes- 
regierung begrüßt diesen Trend, da derartige Maß- 
nahmen insbesondere auch bei älteren Menschen 
gute Möglichkeiten eröffnen, Pflegebedürftigkeit zu 
vermeiden oder zu verringern. 

Die Einrichtungen der medizinisch -beruflichen Re- 
habilitation haben ein spezifisches Leistungsangebot 
organisiert, das für viele Behinderte von existentieller 
Bedeutung ist. Neben hochdifferenzierte medizi- 
nisch-therapeutische Leistungen treten berufsdiagno- 
stische und berufsvorbereitende Förderangebote, die 
sich am Einzelfall orientieren müssen und die erreich- 
baren beruflichen Ziele von Anfang an im Blickfeld 
haben. Allerdings setzt eine sinnvolle Nutzung dieser 
Einrichtungen voraus, daß ihre speziellen Möglich- 
keiten zur Rehabilitation bei der Einweisung indivi- 
duell abgeschätzt werden. 


3.7 

Unerläßlich für die Sicherung des Rehabilitationser- 
folges ist neben einer gezielten ambulanten oder sta- 
tionären Behandlung eine qualifizierte Nachsorge, 
die dazu beiträgt, die Behandlungsergebnisse zu festi- 
gen und den Patienten im Kreise Gleichbetroffener zu 
trainieren und zu motivieren, um mit den Belastungen 
des Alltags und des Berufs besser fertig zu werden. 
Die Bundesregierung mißt der Nachsorge insbeson- 
dere bei chronisch Erkrankten (z. B. Tumorkranken) 
besondere Bedeutung bei; sie begrüßt in diesem Zu- 
sammenhang die Einrichtung von Arbeitskreisen der 
verschiedenen Fachdisziplinen sowie Nachsorgeleit- 
stellen zur Organisation einer interdisziplinären 
Langzeitbehandlung Tumorkranker. Darüber hinaus 
kann die geplante Einführung des vom Zentralinstitut 
für die kassenärztliche Versorgung in der Bundesre- 
publik Deutschland entwickelten „Nachsorgepasses“ 


mit dazu beitragen, den behandelnden Ärzten die 
Orientierung über die Gesamtversorgung im Einzel- 
fall zu erleichtern und die Patienten anzuhalten, kon- 
tinuierlich an den wichtigen Kontrolluntersuchungen 
teilzunehmen. 

Die Zahl der ambulanten Herzgruppen hat in den letz- 
ten Jahren erheblich zugenommen; inzwischen beste- 
hen 2 000 Gruppen mit ca. 40 000 Patienten. In ihnen 
treffen sich Patienten mit Herzkrankheiten regelmä- 
ßig auf ärzthche Verordnung und unter ärzthcher 
Überwachung, um unter Anleitung eines Übungslei- 
ters gemeinsam durch Bewegungstherapie, Entspan- 
nungsübungen und Gruppengespräche die Folgen 
der Herzkrankheit zu kompensieren und Tertiär-Prä- 
vention anzustreben. Ihre große Bedeutung für die 
Rehabihtation Koronarkranker wird heute allgemein 
anerkannt. 

Daneben gewinnt die gezielte Nachsorge z. B. auch 
bei rheumatischen Leiden und bei psychischen Er- 
krankungen zunehmend an Bedeutung, wobei sich 
auch besondere Übungsbehandlungen und Rehabili- 
tationssport unter ärztlicher Anleitung bewährt ha- 
ben. Der Einsatz bewegungstherapeutischer Übun- 
gen dürfte auch bei weiteren Behinderungsarten wie 
z. B. Multiple Sklerose sowie Gefäß- und Stoffwech- 
selkrankheiten in der Zukunft zunehmen; Einzelhei- 
ten werden unter anderem in der Umsetzung des — 
mit Förderung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung — in Kürze fertiggestellten „Handbu- 
ches für den Rehabilitationssport“ zu klären sein. 

Insgesamt bleibt festzustellen, daß Form und Umfang 
der Nachsorge noch sehr von den jeweiligen regiona- 
len Gegebenheiten abhängen; es wird eine wichtige 
Aufgabe für die Zukunft sein, bundesweit eine flä- 
chendeckende Versorgung auf dem erforderlichen 
Niveau zu gewährleisten. 


3.8 

Die Leistungsvoraussetzungen für den Rehabilita- 
tionssport sind im Rehabilitations-Angleichungsge- 
setz und in den für die einzelnen Rehabilitationsträger 
geltenden ergänzenden Vorschriften geregelt. In der 
Gesamtvereinbarung für den ambulanten Behinder- 
tensport haben die Leistungsträger der Krankenversi- 
cherung, der Unfallversicherung, der Rentenversiche- 
rung sowie der Kriegsopferversorgung zusammen mit 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung Richtlinien 
über die Durchführung des Rehabilitationssports auf- 
gestellt, nach denen seit dem 1. Juli 1981 verfahren 
wird. Die Gesamtvereinbarung hat sich als tragfähige 
organisatorische Grundlage des Rehabilitationssports 
bewährt. 

Nach dem Bundesversorgungsgesetz haben Beschä- 
digte Anspruch auf Teilnahme an Versehrtenleibes- 
übungen zur Wiedergewinnung und Erhaltung der 
körperlichen Leistungsfähigkeit; entsprechendes gilt 
für diejenigen, die nach Gesetzen versorgt werden, 
die das Bundesversorgungsgesetz für anwendbar er- 
klären. Versehrtenleibesübungen werden — wie der 
Rehabilitationssport — in Übungsgruppen unter ärzt- 
licher Betreuung und fachkundiger Leitung im Rah- 
men regelmäßiger örtlicher Übungsveranstaltungen 
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geeigneter Sportgemeinschaften durchgeführt. Auch 
zu den Leistungen der Eingliederungshilfe für Behin- 
derte im Rahmen der Sozialhilfe gehören entspre- 
chende Leibesübungen. 

Die pauschale Finanzierung der Versehrtenleibes- 
übungen für Kriegsbeschädigte ist vom 1. Januar 1988 
an neu geregelt worden. Die Neuregelung berück- 
sichtigt den Rückgang der am Versehrtensport teil- 
nehmenden Kriegsbeschädigten und die Kostenent- 
wicklung; im Jahr 1988 sind 8,7 Mio. DM auf gewen- 
det worden. Die finanziellen Mittel zur Durchführung 
der Versehrtenleibesübungen sind damit bis 1992 si- 
chergestellt. Daneben erstatten die Länder aufgrund 
von § 11a Abs. 4 Bundesversorgungsgesetz den Ver- 
sehrtensportorganisationen Verwaltungskosten. Der 
Deutsche Behinderten-Sportverband erhält aus Bun- 
desmitteln zur teilweisen Deckung der Verwaltungs- 
kosten und für die Durchführung bundesweiter Lehr- 
gänge zur Fortbildung von Übungsleitern und Ärzten 
im Versehrten- und Rehabilitationssport Zuwendun- 
gen in Höhe von jährlich 90 000 DM. 


3.9 

Der Rehabilitationssport ist bis vor wenigen Jahren 
vorwiegend unter dem Gesichtspunkt der verbesser- 
ten Leistungsfähigkeit und Belastbarkeit des Patien- 
ten gesehen worden; heute wird darüber hinaus dem 
der sozialen und psychischen Stabilisierung sowie des 
Integrativen Charakters des Rehabilitationssports 
zunehmend mehr Beachtung geschenkt. Diese Be- 
trachtungsweise hat jedoch bei stationären Heilbe- 
handlungen noch nicht überall befriedigend Berück- 
sichtigung gefunden. Ein wichtiges Ziel dieser Heil- 
behandlungen sollte es sein, den Patienten durch be- 
wegungstherapeutische Maßnahmen in die Lage zu 
versetzen, nach Entlassung aus der Klinik am ambu- 
lanten Rehabilitationssport teilzunehmen, und ihn zu 
motivieren, die Bewegungstherapie in einer für ihn 
geeigneten Form zu Hause fortzusetzen. 


3.10 

Auch bei ärztlicher Verordnung wird von der Mög- 
lichkeit, in entsprechenden Gruppen Rehabilitations- 
sport zu betreiben, wenig Gebrauch gemacht; als Ur- 
sachen dafür werden u. a. Abraten des Hausarztes, 
Verschlechterung der körperlichen Situation, Fehlen 
einer Gruppe in erreichbarer Nähe, Unzufriedenheit 
mit dem Gruppenprogramm und dem Gruppenrah- 
men sowie Bequemlichkeit genannt. Ansatzpunkte 
zur Verbesserung ergeben sich auf mehreren Ebenen, 
beispielsweise der verstärkten Motivations- und Infor- 
mationsarbeit in den Rehabilitationskliniken, der ge- 
zielten Einbeziehung des Hausarztes schon während 
der stationären Rehabilitation und der Verbesserung 
des Angebotes an Rehabilitationssportgruppen. 

Auch das Ziel einer flächendeckenden wohnortnahen 
Versorgung ist noch nicht in befriedigendem Maße 
erreicht; allerdings stellt sich die Frage, ob eine flä- 
chendeckende Versorgung durch indikationsbezo- 
gene Rehabilitationssport gruppen überhaupt möglich 
ist. Daher sollten verstärkt Sportgruppen geschaffen 


werden, die indikationsübergreifend Rehabilita- 
tionssport zulassen. Hierzu bedarf es jedoch entspre- 
chend ausgebildeter Übungsleiter, der Bereitschaft 
von Sportverbänden und Vereinen zur Schaffung or- 
ganisatorischer Grundlagen sowie engagierter und 
fachlich qualifizierter Ärzte. 


3.11 

Die Bundesregierung begrüßt und fördert Abspra- 
chen der im Bereich der medizinischen Rehabilitation 
tätigen Träger (insbesondere der gesetzlichen Kran- 
ken- und Rentenversicherung), die dem Ziel dienen, 
Zuständigkeits- und Verfahrensprobleme ohne ge- 
setzgeberische Maßnahmen zu lösen. Besonders her- 
vorzuheben sind hier die Vereinbarungen zur An- 
schlußheil- und zur Suchtbehandlung sowie die Ge- 
samtvereinbarungen auf der Ebene der Bundesar- 
beitsgemeinschaft für Rehabiütation unter anderem 
über den ambulanten Behindertensport. Probleme 
sind allerdings in vielen Fällen noch beim Übergang 
von der medizinischen in die berufliche Rehabilitation 
zu verzeichnen; hier gilt es, die in der Regel mehr- 
monatigen Wartezeiten bis zum Beginn berufsför- 
dernder Maßnahmen zu verkürzen. 

Als besonders vorteilhaft hat sich auch die Zusam- 
menarbeit der Spitzenverbände der Kranken- und 
Rentenversicherung im Bereich des Vertrauens ärztli- 
chen Dienstes erwiesen. Sie findet ihren besonderen 
Ausdruck in der am 15. Oktober 1985 abgeschlos- 
senen „Empfehlungsvereinbarung zur Weiterent- 
wicklung des vertrauensärztlichen Dienstes auf der 
Grundlage des geltenden Rechts'", deren Umsetzung 
inzwischen weitgehend abgeschlossen ist und deren 
Ergebnisse auch von dem auf der Grundlage des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch neu zu ordnenden 
Medizinischen Dienst weiterzuführen sind. 

Die Bundesregierung erhofft sich vom ärztlichen 
Dienst der gesetzlichen Rentenversicherung im Rah- 
men der Begutachtung potentieller Berufs- oder Er- 
werbsunfähigkeitsrentner eine noch stärkere Berück- 
sichtigung rehabilitativer Gesichtspunkte, die dem 
Grundsatz des Vorrangs der Rehabilitation vor Rente 
noch umfassender als bisher gerecht wird. 


3.12 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrem Bericht zu 
Fragen der Pflegebedürftigkeit (Bundestags-Drucksa- 
che 10/1943) darauf hingewiesen, daß der Erhaltung 
oder Wiedererlangung einer selbständigen Lebens- 
führung verstärkt Aufmerksamkeit gewidmet werden 
müsse. In dem Bericht wird darauf hingewiesen, daß 
die Zahl der Pflegebedürftigen zugenommen hat und 
weiter zunehmen wird, hingegen die Zahl der Perso- 
nen abnimmt, die Pflegeleistungen erbringen können. 
Zugleich wird kritisch festgestellt, daß rehabilitative 
Maßnahmen zur Vermeidung von Pflegebedürftig- 
keit bisher nur unzureichend angeboten und durch- 
geführt werden. 

Vorschläge zur Vermeidung von Pflegebedürftigkeit 
und zur Rehabilitation Betroffener gehen davon aus. 
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daß eine qualifizierte geriatrisch-rehabilitative Be- 
handlung Pflegebedürftigkeit vermeiden, beseitigen, 
vermindern oder hinauszögern kann. Durch ein Bün- 
del intensiver therapeutischer Maßnahmen (auch 
Krankengymnastik, Bewegungs-, Sprach- und Be- 
schäftigungstherapie) gelingt es häufig, alte Men- 
schen vor chronischem Siechtum zu bewahren und so 
weit zu rehabilitieren, daß sie entweder wieder im 
Kreise ihrer Angehörigen oder bei weitgehender 
Selbständigkeit in einem Altenheim leben können 
oder sogar in den Stand versetzt werden, ihren eige- 
nen Haushalt zu führen und damit ganz oder teilweise 
unabhängig von Fremdleistungen zu werden. Auch 
dabei gilt die Regel: ambulant geht vor stationär. 


3.13 

Nach Auffassung der Bundesregierung ist zur Reali- 
sierung dieses Grundsatzes — neben einer stärker 
rehabilitationsorientierten Gestaltung der stationären 
Altenhilfe — für die Geriatrie ein dreigliedriges Sy- 
stem rehabilitativer Einrichtungen zweckmäßig: 

— Als ambulante Ebene der geriatrischen Rehabilita- 
tion dienen geriatrische Ambulanzen der Kran- 
kenhäuser und Sozialstationen. Diese tragen — 
auch mit Hilfe mobiler insbesondere krankengym- 
nastischer und ergotherapeutischer Dienste — 
dazu bei, daß ältere Menschen so lange wie mög- 
lich in ihrer vertrauten häuslichen Umgebung ver- 
bleiben und für sie Heim- oder Krankenhausauf- 
enthalte vermieden oder verkürzt werden. Weiter- 
hin ermöglicht ein mobiler krankengymnastischer 
und ergotherapeutischer Dienst eine intensive re- 
habilitative Weiterbehandlung geriatrischer Pa- 
tienten im Anschluß an einen Aufenthalt in einer 
stationären Einrichtung. Eine nahtlose Fortsetzung 
der Rehabilitation ist gerade für geriatrische Pa- 
tienten dringend angezeigt, da bei ihnen erlernte 
und wiedererlernte Fertigkeiten leicht wieder ver- 
lorengehen. Mobile Dienste können auch in die 
Gesamtplanung der Therapie einbezogen werden; 
vor der Krankenhausentlassung können sie das 
häusliche Milieu des Patienten bewerten und Vor- 
schläge zu speziellen Trainingsinhalten der Thera- 
pien (z. B. Einüben der Selbständigkeit in Modell- 
wohnungen) sowie zu notwendigen baulichen 
Veränderungen machen. 

— Für Patienten, für die eine ambulante rehabilita- 
tive Betreuung nicht ausreicht, andererseits eine 
stationäre Durchführung nicht oder nicht mehr er- 
forderlich ist, sind Tageskliniken als teilstationäre 
Einrichtungen sinnvoll. Sie sollten an eine geriatri- 
sche Rehabilitationsabteilung oder an ein geriatri- 
sches Krankenhaus angebunden sein. Sie haben 
dann die Möglichkeit, Patienten nach Entlassung 
aus dem Krankenhaus nachkontrollieren zu kön- 
nen. 

— Für eine adäquate stationäre Versorgung von Al- 
ters- und Langzeitkranken sollten Angebote vor- 
gehalten werden. Hierzu sind neben sachgerech- 
ter Lagerung Prophylaxe von Sekundärkomplika- 
tionen, Hautpflege, Blasentraining, Krankengym- 
nastik, Ergotherapien mit Selbsthilfetrainingspro- 


grammen bis hin zu Eß- und Schlucktraining, psy- 
chologische Betreuung und ggf. Sprachtherapie 
notwendig; die nur formale Umwidmung bisheri- 
ger Akutbetten reicht hier nicht aus. 


3.14 

Entscheidend für den Einsatz der Behandlungsmög- 
lichkeiten der Geriatrie ist die — auch durch entspre- 
chende Gestaltung der Ausbildung geprägte — Be- 
reitschaft der Ärzte, das Rehabilitationspotential bei 
alten Patienten weitgehend zu nutzen. Das setzt vor 
allem ein Wissen um das Vorhandensein eines sol- 
chen Potentials voraus und die Überzeugung, daß 
auch ein alter Mensch Anspruch hat, ein menschen- 
würdiges Dasein so weitgehend wie möglich unab- 
hängig von fremder Hilfe zu führen. Aufgabe der Län- 
der und Kostenträger ist es, institutioneile, finanzielle 
und personelle Voraussetzungen zu schaffen, um das 
quantitative und ethisch-moralische Problem der Pfle- 
gebedürftigkeit durch rehabilitative Maßnahmen zu 
mildern. Die Bundesregierung ist bereit, hierbei im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten zu helfen, beispiels- 
weise durch Förderung von Modelleinrichtungen der 
geriatrischen Rehabilitation. 


4. Vorschul-, Schul- und Hochschulbildung für 
Behinderte 

4.1 

Bildungsangebote haben für Kinder, Jugendliche und 
Erwachsene mit Behinderungen eine besondere Be- 
deutung. Zum einen ist es vorrangig die Aufgabe des 
Bildungswesens, die Lern- und Bildungsfähigkeit des 
einzelnen unter Berücksichtigung seiner speziellen 
Behinderung so gut wie möglich zu fördern, soweit 
nötig unter Anwendung behinderungsspezifischer 
Hilfen. Zum anderen müssen die Betroffenen lernen, 
in einer durchweg nicht auf ihre Behinderung zuge- 
schnittenen Welt zurechtzukommen, ihre Behinde- 
rung zu akzeptieren und mit ihr zu leben. Über die 
Vermittlung von Bildungsqualifikationen hinaus hat 
damit das Bildungs wesen die Aufgabe, lebensprakti- 
sche individuelle und sozial-integrative Hilfen zu ge- 
ben, und zwar sowohl in der vorschulischen Erzie- 
hung, im Schulwesen, in der beruflichen Bildung und 
im Hochschulbereich als auch in der Weiterbildung. 


4.2 

Soweit nicht auf andere Weise, insbesondere auch 
durch landesrechtliche Regelungen, die notwendigen 
rehabilitativen Hilfen im vorschulischen, schulischen 
und im Hochschulbereich sichergestellt sind, ge- 
schieht dies durch entsprechende Leistungen der So- 
zialhilfe. Dabei ist eine gesetzliche Ausnahmerege- 
lung von besonderer Bedeutung, aufgrund derer 

— bei heilpädagogischen Maßnahmen im vorschuli- 
schen Alter, vor allem auch, wenn diese Maßnah- 
men die spätere Schulbildung ermöglichen oder 
erleichtern sollen. 
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— bei der Hilfe zu einer angemessenen Schulbildung 
einschließhch der Vorbereitung hierzu, 

— bei der Hilfe, die dem nicht schulfähigen Behinder- 
ten die für ihn erreichbare Teilnahme am Leben in 
der Gemeinschaft ermöglichen soll, und 

— bei der Hilfe zur Ausbildung für einen angemesse- 
nen Beruf oder für eine sonstige angemessene Tä- 
tigkeit, wenn die Maßnahmen in besonderen Ein- 
richtungen für Behinderten durchgeführt wer- 
den, 

die Eltern der Behinderten ohne Rücksicht auf ihr Ein- 
kommen und Vermögen von Kostenbeiträgen — aus- 
genommen für den Lebensunterhalt — freigestellt 
sind. Die Aufwendungen für diese Hilfen belaufen 
sich derzeit auf jährlich mehr als 1,4 Mrd. DM, davon 
allein 1 Mrd. für die Hilfe zur schulischen Ausbil- 
dung. 


4.3 

Für die gemeinsame Erziehung behinderter und 
nichtbehinderter Kinder bieten Kindergärten eine 
günstige Ausgangslage, da dort flexible Formen der 
individuellen Förderung praktiziert und soziales Mit- 
einander eingeübt werden können, während — an- 
ders als in der Schule — das Prinzip der Leistungsnor- 
mierung keine Rolle spielt. 

Dementsprechend hat sich in den letzten Jahren — 
gestützt durch das Engagement von Eltern, Erziehern 
und Verwaltungen — eine Entwickung zu verschiede- 
nen Formen integrativer Erziehung vollzogen: 

— Regeleinrichtungen nehmen einzelne behinderte 
Kinder zumeist aus dem Wohngebiet der Umge- 
bung auf, ohne daß dies bei der personellen wie 
sachlichen Ausstattung berücksichtigt wird. 

— Durch die Zusammenarbeit von Sonderkindergär- 
ten und Regelkindergärten werden regelmäßige 
Begegnungen zwischen behinderten und nichtbe- 
hinderten Kindern gefördert. Solche Begegnungen 
wie z. B. wechselseitige Besuche und gemeinsame 
Veranstaltungen sind leichter zu organisieren, 
wenn beide Gruppen in demselben Gebäude un- 
tergebracht sind. 

— Regel- oder Sondereinrichtungen öffnen sich teil- 
weise mit einer oder mehreren ihrer Gruppen für 
behinderte oder nichtbehinderte Kinder. In diesen 
Einrichtungen müssen die Rahmenbedingungen 
an die veränderten Gegebenheiten angepaßt wer- 
den. In den integrativen Gruppen in Regeleinrich- 
tungen werden z. T. Kinder mit Behinderungen der 
gleichen Art und Schwere wie im Sonderkinder- 
garten aufgenommen. 


4.4 

In einer Untersuchung des Deutschen Jugendinstituts 
wurden 1986 916 Sonderkindergärten für drei- bis 
sechsjährige Kinder mit Behinderungen ermittelt, in 
denen etwa 20 400 Plätze zur Verfügung standen; 


etwa 20 000 behinderte Kinder besuchten Regelkin- 
dergärten. 

Anfang 1987 existierten in der Bundesrepubhk 
Deutschland etwa 160 Kindergärten mit integrativen 
Gruppen; weitere behinderte Kinder besuchten au- 
ßerhalb von integrativen Gruppen den Kindergarten 
ihres Wohngebiets. Etwa die Hälfte der integrativen 
Gruppen befand sich in Sonderkindergärten; rund 
10 % aller Sonder kindergärten hatten zu diesem Zeit- 
punkt integrative Gruppen eingerichtet. Dieser Trend 
dürfte sich zukünftig verstärken, zumal die Konferenz 
der Jugendminister und -Senatoren im September 
1985 die vorhandenen Ansätze zur gemeinsamen För- 
derung und Erziehung behinderter und nichtbehin- 
derter Kinder begrüßt und empfohlen hat, den Ausbau 
integrativer Arbeitsformen fortzusetzen. 


4.5 

Gesetzliche Regelungen und Richtlinien, die integra- 
tive Betreuungsformen im Kindergarten vorsehen und 
damit organisatorisch und finanziell absichern, sind 
bislang in Bremen und Hessen getroffen worden; in 
den meisten anderen Ländern laufen entsprechende 
Modellversuche und Forschungsvorhaben. 

Dabei ergeben sich in der Praxis bisweilen noch Zwei- 
felsfragen zur Finanzierung im Verhältnis von Ju- 
gendhilfe und Sozialhilfe. Einer Mitfinanzierung inte- 
grativer Erziehung durch die Sozialhilfe kommt schon 
deshalb eine entscheidende Bedeutung zu, weil mit 
Mitteln der Jugendhilfe allein eine Sicherung der er- 
forderlichen Rahmenbedingungen nicht zu erreichen 
ist. Unstreitig ist die Leistungspflicht der Sozialhilfe, 
soweit im Einzelfall dem behinderten Kind im Kinder- 
garten, sei es im Sonderkindergarten oder in einem 
integrativen Kindergarten, eine besondere behinde- 
rungsbedingte heilpädagogische Betreuung zuteil 
wird. 

Zu den wichtigsten Ergebnissen der inzwischen abge- 
schlossenen Modellversuche zählt, daß jedes Kind, 
das im Sonderkindergarten betreut wird, auch ge- 
meinsam mit Nichtbehinderten erzogen werden kann. 
Im Einzelfall muß jedoch geprüft werden, ob eine kon- 
krete Einrichtung über die erforderlichen Bedingun- 
gen zur Förderung eines bestimmten Kindes ver- 
fügt. 

Da die Grenzen der gemeinsamen Erziehung im Kin- 
dergarten im wesentlichen von den Rahmenbedin- 
gungen her bestimmt werden, sollte sich die Wahl des 
geeigneten Kindergartens in erster Linie an der Art 
und Schwere der Behinderung, dem pädagogischen 
und therapeutischen Angebot und der Qualifikation 
des betreuenden Personals orientieren; auch die Form 
der sich anschließenden schulischen Bildung sollte 
mitbedacht werden, damit vorschulische Entwicklun- 
gen dort fortgesetzt werden können. 


4.6 

Die Bundesrepublik Deutschland verfügt über ein dif- 
ferenziertes und gut ausgebautes Sonderschulwesen. 
Insgesamt befanden sich im Jahr 1986 an Schulen für 
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Behinderte 261 461 Schüler; zugleich waren dort 
39 800 Lehrer tätig. Ziel des verstärkten Ausbaus in 
den 70er Jahren war die Verbesserung der behinde- 
rungsspezifischen Förderung; die Aufteilung der Son- 
derschulen entspricht dieser Sichtweise. Zur Zeit gibt 
es Sonderschulen 

— für Lernbehinderte (oder Förderschule in Ham- 
burg), 

— für Sehgeschädigte (Blinde, Sehbehinderte), 

— für Hörgeschädigte (Taube, Schwerhörige), 

— für Taubblinde, 

— für Geistigbehinderte (oder Praktischbildbare), 
Autisten, 

— für Verhaltensgestörte (Erziehungsschwierige, Er- 
ziehungshilfe), 

— für Körperbehinderte, 

— für Kranke und 

— für Sprachbehinderte. 

Den größten Verbreitungsgrad haben die Schulen für 
Lernbehinderte, die im Jahre 1986 von 152 916 Schü- 
lern besucht wurden. Im Sinken der Schülerzahl seit 
1975 (305 187) um die Hälfte zeigen sich die Auswir- 
kungen einerseits der demographischen Entwick- 
lung, andererseits der veränderten Überweisungs- 
praktiken sowie der neuen Arbeitsweisen an den 
Grundschulen, die sich verstärkt selber um eine För- 
derung lernbeeinträchtigter und lernbehinderter 
Schüler bemühen. 

An allen anderen Schulen für Behinderte ist die Schü- 
lerzahl trotz der demographischen Entwicklung in 
etwa gleich geblieben; dies hängt damit zusammen, 
daß Behinderungen — mit dem Ziel bestmöglicher 
Förderung — zunehmend präziser erfaßt und diagno- 
stiziert werden. Probleme bestehen allerdings in eini- 
gen Ländern noch hinsichtlich der Kosten für die Un- 
terbringung behinderter Schüler in Vollzeiteinrich- 
tungen und in Tagesstätten; um Chancengleichheit 
herzustellen und ungerechtfertigte Kostenbelastun- 
gen für Eltern und Sozialhilfeträger zu vermeiden, 
sollte die Erfüllung der Schulpflicht generell durch die 
nötige schulrechtliche Regelung und Finanzierung si- 
chergestellt werden. 


4.7 

Auch im Schulbereich richtet sich das Interesse zu- 
nehmend auf den Ausbau der integrativen Förde- 
rung, um die Betreuung behinderter und von Behin- 
derung bedrohter Kinder und Jugendlicher in Ge- 
meinschaft mit Nichtbehinderten über den Kindergar- 
ten hinaus kontinuierlich fortsetzen zu können. Aller- 
dings muß darauf geachtet werden, daß sich die For- 
men der schulischen Versorgung Behinderter in den 
verschiedenen Ländern nicht zu stark auseinander 
entwickeln. 

Im schulischen Bereich lassen sich vier Integra- 
tionsmodelle unterscheiden: 


— Integrationsklassen für unterschiedlich behinderte 
Kinder: Aufnahme einer Gruppe behinderter Kin- 
der in eine Klasse an Grund- oder weiterführenden 
Schulen, wobei das Zahlenverhältnis zwischen 
nichtbehinderten und behinderten Schülern vari- 
iert; 

— Integrationsschulen als Stadtteil-ZNachbarschafts- 
schulen: Aufnahme aller behinderten und nicht- 
behinderten Kinder des Schuleinzugsgebiets, so- 
fern die Eltern dieses wünschen; 

— Integrationsklassen bzw. Integrationsschulen für 
gleichartig behinderte Schüler, vor allem im Se- 
kundarbereich I und II für körperbehinderte oder 
Sinnesgeschädigte Schüler; 

— Einzelintegration: Einbeziehung eines einzelnen 
oder mehrerer behinderter Kinder in eine allge- 
meine Schule, und zwar in einer als „ Schulver- 
such offiziell genehmigten Maßnahme, wobei 
nach Möglichkeit eine ambulante Betreuung 
durch einen Sonderschullehrer gesichert wird, 
oder als sog. verdeckte Integration, bei der ein 
behindertes Kind eine allgemeine Schule besucht, 
ohne daß eine besondere Betreuung gewährleistet 
ist. 


4.8 

Das öffentliche Interesse gilt z. Z. vor allem der Ent- 
wicklung und Erprobung integrativer Modelle in der 
Grundschule, denn diese bietet die günstigsten Vor- 
aussetzungen für eine integrationsfördernde Didak- 
tik. Die Modellversuche, die an die hohen Standards 
behinderungsspezifischer Förderung im Bereich der 
Sonderschulen anknüpfen, gehen davon aus, daß eine 
erfolgreiche Integration an Voraussetzungen wie 
kleine Klassen, Betreuung durch zwei Lehrkräfte 
(davon ein Sonderpädagoge), behindertengerechte 
Räumlichkeiten und Ausstattung, differenzierende 
Unterrichtsformen und Unterrichtsmaterialien ge- 
knüpft ist, ferner an die Entwicklung und Erprobung 
von Beratungs-, Umsetzungs- und Handlungskonzep- 
ten, die die Vielzahl der spezifischen Bedingungen 
vor Ort berücksichtigen. Durch derartige Maßnahmen 
wird die Zahl der Schüler, die nicht oder nicht mit hin- 
reichendem Erfolg am Unterricht der Grundschule 
teilnehmen können, erhebhch geringer. 

Auch in weiterführenden Schulen werden zuneh- 
mend behinderte Schüler aufgenommen. Die Lehr- 
pläne und Prüfungsordnungen lassen in vielen Fällen 
bereits besondere Verfahrensweisen etwa bei der Lei- 
stungsfeststellung zu. Die größten Fortschritte wurden 
bisher für die körperbehinderten Schüler erzielt; aber 
auch der gemeinsame Unterricht mit sehbehinderten 
und mit hörgeschädigten Schülern spielt heute eine 
große Rolle. An einzelnen weiterführenden Schulen 
werden auch Schüler mit abweichendem Leistungs- 
vermögen (z, B. Geistigbehinderte) integrativ unter- 
richtet; dabei handelt es sich um speziell von Kultus- 
ministerien einzelner Länder genehmigte Modellver- 
suche. Daneben gibt es auch hier verschiedenartige 
Formen der Kooperation von allgemeinen Schulen mit 
Schulen für Behinderte. 
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Die Antwort auf die Frage, ob ein behindertes Kind 
besser in einer Schule für Behinderte oder in einer 
allgemeinen Schule gefördert wird, hängt ganz von 
den jeweiligen Gegebenheiten ab, insbesondere den 
spezifischen Bedingungen des einzelnen Kindes, den 
Wünschen und Zielvorstellungen seiner Eltern, den 
schuhschen und therapeutischen Angeboten in 
Wohnnähe. 


4.9 

Der zunehmende Einsatz neuer Kommunikations- 
und Informationstechniken im Bildungswesen eröff- 
net gerade auch für die Bildung und Ausbildung Be- 
hinderter neue Möglichkeiten. Deshalb wurden in 
den letzten Jahren erhebliche Anstrengungen von 
Bund und Ländern unternommen, um Entwicklungs- 
arbeiten auf diesem Gebiet voranzutreiben. Dabei 
geht es vor allem um die Frage, wie sich bestimmte 
behinderungsspezifische Beeinträchtigungen durch 
den Einsatz neuer Techniken ausgleichen lassen und 
inwieweit mit dem Computer elementare Grundfer- 
tigkeiten wirkungsvoller als mit herkömmlichen Me- 
thoden vermittelt werden können. Fortschritte in die- 
sem Bereich stellen eine wichtige Hilfe zur Unterstüt- 
zung gemeinsamer Lernmöglichkeiten von Behinder- 
ten und Nichtbehinderten dar. Die in Modellversu- 
chen und wissenschaftlichen Untersuchungen erar- 
beiteten Ergebnisse sind ermutigend; es gilt nun, das 
Erreichte zügig weiterzuentwickeln und zu erproben, 
um eine breite Anwendung in der Praxis des Bil- 
dungswesens zu erreichen. 


4.10 

Eine besondere Förderung Behinderter ist auch im 
Hochschulbereich erforderlich. § 2 Abs. 5 des Hoch- 
schulrahmengesetzes macht es den Hochschulen zur 
Pflicht, die besonderen Bedürfnisse behinderter Stu- 
denten zu berücksichtigen. Die Bundesregierung hat 
— in Übereinstimmung mit Beschlüssen der Kultusmi- 
nisterkonferenz von 1982 und 1987 — wiederholt fest- 
gestellt, daß aufgrund einer Behinderung kein Stu- 
dienbewerber oder Student von der Integration in die 
Hochschule seiner Wahl ausgeschlossen sein darf. 

Eine ganzheitliche Konzeption zur Verbesserung der 
Studienbedingungen von behinderten Studenten, die 
den besonderen Behinderungsformen und den Anfor- 
derungen des jeweiligen Studienganges Rechnung 
trägt, kann nur in enger Zusammenarbeit aller verant- 
wortlichen Stellen und in ständigem Erfahrungsaus- 
tausch mit behinderten Studienbewerbern, Studenten 
und ihren Interessenverbänden erreicht werden. 


4.11 

Zur Verbesserung der Studienmöglichkeiten Behin- 
derter und mit finanzieller Hilfe des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft wurde vom Deutschen 
Studentenwerk seit 1982 die zentrale Beratungsstelle 
für behinderte Studienbewerber und Studenten auf- 
gebaut. Ihre Hauptaufgaben sind die bundesweite 


Dokumentation der Studienmöglichkeiten für Behin- 
derte, die Information und Beratung über diese Stu- 
dienmöglichkeiten sowie die Mitwirkung an ihrer 
Verbesserung. Dazu gehört u. a. die von der Bera- 
tungsstelle herausgegebene Broschüre “Behinderte 
studieren“, die praktische Tips und einen Überblick 
über Beratungsangebote und spezielle Hilfen gibt. 
Außerdem wurden ein Forschungsprojekt und eine 
Fachtagung zur Herausgabe eines Handbuchs über 
„Studieren mit Behinderungen“ durchgeführt. Dieses 
Handbuch faßt alle verfügbaren Informationen zum 
Studium an einer Hochschule zusammen, die ein Be- 
hinderter zu dessen Vorbereitung und während des 
Studiums benötigt. Es soll Studienbewerbern und Stu- 
denten den Weg im Studium erleichtern und Beratern 
die wichtigsten, immer wieder gefragten Auskünfte 
bieten. 

In einer Publikation über “Behinderte Studenten in 
der Bundesrepublik“ berichten Betroffene aus ihrem 
Studium sowie Studien- und Sozialberater, Beauftrag- 
te für Behindertenfragen und andere aus ihrer Arbeit 
mit behinderten Studenten. Der Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft fördert darüber hinaus 
hochschulbezogene zentrale Maßnahmen von Stu- 
dentenverbänden und Selbsthilfegruppen, die in der 
Behindertenarbeit tätig sind. Von den Studierenden 
und ihren Selbsthilfegruppen werden dabei eine Viel- 
zahl von Vorschlägen gemacht und Anregungen zur 
Erreichung der o. g. Ziele gegeben. 


4.12 

Gemeinsam mit dem Land Baden- Württemberg wird 
seit 1987 ein Modellversuch an der Universität Karls- 
ruhe gefördert mit dem Ziel, auch Blinden und hoch- 
gradig Sehgeschädigten das Studium der Informatik 
und des Wirts chaftsingenieurwesens zu ermöglichen. 
Die Erfahrungen und konkreten Entwicklungen in- 
nerhalb des Modellversuchs sollen Blinden und Seh- 
behinderten die Möglichkeit eröffnen, auch andere 
Studiengänge aufzunehmen. Die apparative Unter- 
stützung im Studienablauf ist gleichzeitig Modell für 
die Gestaltung späterer Arbeitsplätze. 

In einem weiteren Modellversuch mit dem Land Hes- 
sen wird an der Universität Marburg erprobt, wie eine 
bedarfsdeckende Versorgung blinder und sehbehin- 
derter Studierender mit behindertengerecht aufberei- 
teten Studienmaterialien (Kassetten, Braille- und 
Großdruck, Literatur auf Datenträger, taktile Grafiken 
usw.) erreicht und eine bundesweite Versorgung über 
das Fernleihsystem der Universitätsbibliotheken her- 
gestellt werden können. 


4.13 

Hinzuweisen ist noch darauf, daß ein Fernstudium ein 
erhöhtes Maß an Selbstbestimmung im HinbÜck auf 
Lernort, Lernziel und Lerngeschwindigkeit und damit 
besonders für behinderte Studenten erhebliche Vor- 
teile bietet. Beispielsweise entfällt für körperbehin- 
derte Studenten auf diesem Wege die oft mit erhebli- 
chem Aufwand verbundene Teilnahme an Präsenz- 
veranstaltungen. Die in den Studienzentren tätigen 
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Studienberater und Mentoren berücksichtigen die be- 
sonderen Probleme behinderter Studenten und bemü- 
hen sich verstärkt um ihre Integration in den Studien- 
betrieb. Sie stellen auch die erforderliche persönliche 
Beratung oder Betreuung sicher. Andererseits kann 
ein Fernstudium selbstverständlich nicht in gleicher 
Weise zur Persönlichkeitsbildung und zur sozialen In- 
tegration Behinderter beitragen wie ein Studium un- 
ter den üblichen Bedingungen. 


4.14 

Nach Auskunft der Länder, die für Bauplanung und 
-durchführung der Hochschulen zuständig sind, wer- 
den bei Baumaßnahmen die Belange Behinderter zu- 
nehmend in die Planung einbezogen. Zum Teil wer- 
den auch ältere Gebäude umgerüstet, z.B. durch den 
Einbau von Rampen und rollstuhlgeeigneten Aufzü- 
gen. Der Bund beteiligt sich an diesen Investitionsko- 
sten, wenn sie höher als 500 000 DM sind, mit 50 %. 
Seit 1987 ist in den Rahmenplänen für den Hochschul- 
bau festgehalten, daß bei allen Neu- und Umbaumaß- 
nahmen die Belange Behinderter zu berücksichtigen 
sind. 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft för- 
dert ferner ein Forschungsprojekt „Hochschule — be- 
hindertengerecht", das den verantwortlichen Stellen 
die benötigten Planungsgrundlagen für behinderten- 
gerechtes Bauen zur Verfügung stellen soll. Außer- 
dem soll geprüft werden, wie Mehrkosten für behin- 
dertenfreundliche bzw. behindertengerechte Maß- 
nahmen durch die Entwicklung geeigneter Baustan- 
dards vermieden oder auf ein Minimum reduziert wer- 
den können. 

Durch die genannten Maßnahmen sowie dadurch, 
daß inzwischen mehr als 200 Hochschulen Behinder- 
tenbeauftragte benannt haben, konnten die Studien- 
möglichkeiten Behinderter wesentlich verbessert 
werden. Dennoch bedarf es auch weiterhin erhebli- 
cher Anstrengungen aller Verantwortlichen, um das 
Ziel zu erreichen, daß das Studium an einer Hoch- 
schule jedem Behinderten offensteht, der die notwen- 
digen Voraussetzungen dafür mitbringt. 


4.15 

Behinderte und nichtbehinderte Studenten haben in 
gleicher Weise Zugang zur Studienförderung nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz. Zum Aus- 
gleich behinderungsbedingter Defizite enthält das 
Gesetz bestimmte Sonderregelungen. So erhalten Be- 
hinderte für den Zeitraum, um den sich das Studium 
behinderungsbedingt verlängert, über die Förde- 
rungshöchstdauer hinaus Förderungsleistungen, im 
Einzelfall auch für einen Zeitraum von mehr als 
12 Monaten. Der Mehrbetrag des Förderungsdarle- 
hens wird den Studenten, die ihr Studium mit Beste- 
hen der Abschlußprüfung bzw. planmäßig beendet 
haben, auf Antrag erlassen. Bei der Anrechnung des 
Einkommens der Eltern oder des Ehegatten auf den 
Bedarf können auf Antrag Aufwendungen für behin- 
derte Personen über die pauschal festgesetzten Frei- 


beträge hinaus berücksichtigt werden, um unbillige 
Härten zu vermeiden. 


4.16 

Zur Integration Behinderter in die Weiterbildung ha- 
ben Forschungsaufträge des Bundesministers für Bil- 
dung und Wissenschaft zunächst einmal Erfahrungen, 
die im In- und Ausland in der Weiterbildung gemacht 
worden sind, gesammelt und für die Umsetzung in der 
Bundesrepublik ausgewertet. Viele Ideen sind über- 
tragbar und geeignet, auch hierzulande Integrations- 
versuche anzuregen. Darüber hinaus haben die Pro- 
jekte auch das Verständnis für die Integration Behin- 
derter allgemein erweitert. 

Im Bereich der Weiterbildung bestehen drei Problem- 
bereiche, die bisher eine Integration Behinderter in 
die regulären Weiterbildungsangebote erschwert ha- 
ben: 

— Es gibt zu wenig Zuammenarbeit zwischen den 
Trägern der Weiterbildung in den Sektoren Behin- 
dertenförderung und Rehabilitation. Erst durch 
eine solche Kooperation könnten jedoch die Träger 
und die örtlichen Weiterbildungseinrichtungen 
feststellen, welche Kurse sich für eine Integration 
Behinderter besonders eignen und welche Voraus- 
setzungen dafür zusätzlich geschaffen werden 
müßten. 

— Es gibt zu wenig Fortbildungsangebote für Dozen- 
ten der Weiterbildung, die ihnen die notwendigen 
Kenntnisse darüber vermitteln, wie didaktische, 
räumliche und organisatorische Probleme gemein- 
samen Lernens von Behinderten und Nichtbehin- 
derten gelöst werden können. 

— Die Weiterbildungseinrichtungen sind häufig 
nicht behindertengerecht eingerichtet, so daß 
schon an den äußeren Voraussetzungen die Bemü- 
hungen einzelner Kursleiter scheitern. 

Diese Defizite sind grundsätzlich überwindbar. Der 
Bundesminister für Bildung und Wissenschaft kann 
insbesondere durch Förderung der Konzeptentwick- 
lung und -erprobung zur Verbesserung der Fortbil- 
dung für Dozenten in der Weiterbildung beitragen. 
Dagegen ist es Aufgabe der örtlichen Einrichtungen, 
Kooperationen zwischen den einzelnen Weiterbil- 
dungseinrichtungen zu ermöglichen und zu Weiter- 
bildungsangeboten zu kommen, die von Behinderten 
und Nichtbehinderten gemeinsam genutzt werden. 


5. Berufliche Bildung Behinderter und berufliche 
Rehabilitation 

5.1 

Berufliche Bildung kann eine dauerhafte Einghede- 
rung ins Arbeitsleben nicht garantieren; sie ist den- 
noch unverzichtbar, da Behinderte nur bei möglichst 
guter beruflicher Qualifizierung den Wettbewerb mit 
Nichtbehinderten im Arbeitsleben bestehen können. 
Vorrangige bildungspolitische Aufgabe ist es daher 
auch und gerade angesichts der bestehenden Pro- 
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bleme auf dem Arbeitsmarkt, durch umfassende Bil- 
dungsangebote für Behinderte möghchst weitge- 
hende Chancengleichheit mit Nichtbehinderten im 
Wettbewerb um einen dauerhaften Arbeitsplatz 
herzustellen. 

Für Behinderte ist wichtig, daß sie Zugang zum Be- 
rufsleben möglichst nach den gleichen Grundsätzen 
und Kriterien sowie an den gleichen Lernorten haben 
wie Nichtbehinderte. In der Berufsausbildung Behin- 
derter hat der Grundsatz der Integration daher seit 
jeher einen besonders hohen Stellenwert. 

Grundsätzlich stehen Behinderten alle beruflichen 
Wege und Möglichkeiten offen, die auch von Nicht- 
behinderten gewählt werden können. Das Bildungs- 
angebot umfaßt hier neben weiterführender schuh- 
scher Ausbildung und dem Hochschulstudium vor al- 
lem die Ausbildung im dualen System, in dem viele ju- 
gendliche Behinderte eine Berufsausbildung — vor- 
rangig in einem anerkannten Ausbildungsberuf nach 
§ 25 des Berufsbildungsgesetzes/§ 25 der Hand- 
werksordnung — anstreben. 


5.2 

Die Zahl ratsuchender Behinderter bei der Berufsbe- 
ratung der Arbeitsämter ist in den letzten zehn Jahren 

— trotz eines Rückgangs der Sonderschulabsolventen 
um fast ein Drittel — um nahezu 40 % gestiegen; die 
Zahl ausbildungsplatzsuchender Behinderter hat sich 
sogar mehr als verdoppelt. 1987/88 sprachen bei den 
Berufsberatungsstellen 125 000 ratsuchende Behin- 
derte vor; das waren fast 10 % aller Ratsuchenden der 
Berufsberatung. 27 800 — also ein knappes Viertel — 
bewarben sich um eine Ausbildungsstelle. 

Dies läßt darauf schließen, daß der Anteil junger Be- 
hinderter, der zur beruflichen Eingliederung beson- 
derer Hilfen bedarf, auch weiterhin auf hohem Niveau 
bleiben, wenn nicht gar weiter wachsen wird. Unter 
den Gründen hierfür spielen eine wesentliche Rolle 
die Zunahme bestimmter Behinderungen und das 
auch bei Behinderten zunehmende Ausbildungsinter- 
esse. Neben diesen quantitativen Aspekten sind bei 
der Berufsberatung der Behinderten qualitative Ent- 
wicklungen zu beachten; 

— Der wirtschaftlich-technische Wandel führt zu 
neuen Beschäftigungsstrukturen mit veränderten 
Quahfikationsanforderungen, und bislang vielfach 
von Behinderten ausgeübte Berufe verheren an 
Bedeutung. 

— Für viele Behinderte (z. B. Körperbehinderte) erge- 
ben sich aus dem Einsatz neuer Kommunikations- 
und Informationstechniken gerade für die berufli- 
che Ausbildung und Quahfikation positive Per- 
spektiven; so werden manuelle Fertigkeiten weni- 
ger bedeutsam, während planerische und kreativi- 
tätsbezogene Fähigkeiten an Bedeutung gewin- 
nen. 

— Für andere Behindertengruppen (z. B. Hör- und 
Lernbehinderte) bringt demgegenüber eine tech- 
nologiebezogene Ausbildung neue Schwierigkei- 
ten mit sich, weil behinderungsbedingt den Anfor- 
derungen an das Abstraktions- und Kommunika- 


tionsvermögen schwerer Rechnung getragen wer- 
den kann. 

— Außerdem verändert sich die Bewerberstruktur 
durch Zunahme von Mehrfach- und psychischen 
Behinderungen, aber auch durch ein verändertes 
Lern-, Leistungs- und Sozialverhalten insbeson- 
dere bei Lernbehinderten. 


5.3 

Wachsende Diskrepanz zwischen den persönlichen 
Voraussetzungen der Bewerber und den an sie ge- 
stellten beruflichen Anforderungen läßt die Probleme 
des Berufseintritts vielschichtiger und die Berufswahl 
schwieriger werden. Behinderungsbedingte Ein- 
schränkungen der Ausbildungs- und Berufsmöghch- 
keiten dürfen nicht Anlaß sein, auf vielleicht erreich- 
bare Erfolge beruflicher Einghederung von vornher- 
ein zu verzichten, sondern erfordern vielmehr eine 
besonders systematische und zielgerichtete Berufs- 
wahlvorbereitung. Die allgemeine Berufsorientierung 
durch die Berufsberater der Arbeitsämter wurde — 
ergänzend zum Ausbau der Arbeitslehre an Sonder- 
schulen — erweitert; so ist es gängige Praxis, bereits 
für die Schüler der vorletzten Sonderschulklasse eine 
Berufsorientierung in Abstimmung mit und in den 
Schulen anzubieten. Auf der Grundlage der Ergeb- 
nisse von Modellversuchen sind weitere behinde- 
rungsgerecht ausgerichtete Maßnahmen zur Berufs- 
orientierung, eine vermehrte Ansprache der Eltern 
sowie die gezielte Nutzung des Informationsangebots 
in den Berufsinformationszentren vorgesehen. Wün- 
schenswert sind außerdem Berufswahlseminare für 
Behinderte und von der Berufsberatung begleitete 
Betriebspraktika. 

Außerdem wurde die individuelle berufliche Bera- 
tung in den letzten Jahren intensiviert; dies trägt den 
besonderen Bedürfnissen der Sonderschüler und ihrer 
Eltern Rechnung. Angesichts wachsender arbeits- 
marktbedingter Probleme bedarf es jedoch weiterer 
Anstrengungen; insbesondere ist ein verstärktes An- 
gebot an Sprechstunden in Sonderschulen notwendig 
und auch beabsichtigt. Vor allem für Lernbehinderte 
hat sich die in manchen Regionen bereits durchge- 
hend eingeführte Praxis bewährt, daß (Sonder-) 
Schule und Berufsberatung gemeinsam ihre Einschät- 
zung über die Möglichkeiten der beruflichen Einglie- 
derung und die hierzu nötigen Bildungsmaßnahmen 
in einem Gutachten festhalten; dies gibt nicht nur den 
Betroffenen und ihren Familien Klarheit, sondern do- 
kumentiert zugleich den regionalen Bedarf an Förde- 
rung. 


5.4 

In Zweifelsfällen hat es sich als sinnvoll erwiesen, Nei- 
gung und Eignung des Behinderten für einen be- 
stimmten Berufsbereich vor einer endgültigen Ent- 
scheidung über Art und Umfang einer Bildungsmaß- 
nahme nochmals zu überprüfen. In vielen Fällen ist 
auch erforderlich, Behinderte durch eine gezielte Vor- 
förderung auf die geplante Bildungsmaßnahme vor- 
zubereiten. 


16 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/4455 


Im Einzelfall kommen neben den Bildungsmaßnah- 
men im engeren Sinn in Betracht: 

— Maßnahmen zur Berufsfindung oder zur Arbeitser- 
probung, die derzeit aufgrund der Ergebnisse und 
Empfehlungen eines im Auftrag des Bundesmini- 
sters für Arbeit und Sozialordnung durchgeführten 
Forschungsprojekts eine inhaltliche und metho- 
dische Weiterentwicklung erfahren, 

— Grundausbildungslehrgänge zur Vorbereitung auf 
bestimmte Berufsbereiche, 

— Förderungslehrgänge für noch nicht berufs- oder 
ausbildungsreife Behinderte, von denen zu erwar- 
ten ist, daß sie nach Abschluß des Lehrgangs eine 
Ausbildung oder eine berufliche Tätigkeit aufneh- 
men können, 

— blindentechnische und vergleichbare spezielle 
Grundausbildungen, 

— Maßnahmen im Eingangsverfahren und im Ar- 
beitstrainingsbereich einer Werkstatt für Behin- 
derte, 

— Vorbereitungsmaßnahmen für Behinderte, von de- 
nen zu erwarten ist, daß sie nach Abschluß der 
Maßnahme eine Umschulung oder Fortbildung 
aufnehmen können. 


5.5 

Ergeben sich bei Berufsausbildung und Prüfung we- 
gen Art oder Schwere der Behinderung Schwierigkei- 
ten, können während der Ausbildung und bei der 
Abschlußprüfung besondere Erleichterungen und 
Lernhilfen eingeräumt werden, um behinderungsbe- 
dingte Benachteiligungen auszugleichen. Dabei kann 
beispielsweise auf einzelne Ausbildungsabschnitte 
verzichtet werden, wenn diese für die spätere Berufs- 
tätigkeit von nachrangiger Bedeutung sind. Eine im 
Mai 1985 beschlossene Empfehlung des Hauptaus- 
schusses beim Bundesinstitut für Berufsbildung ent- 
hält Hinweise, wie die besonderen Belange Behinder- 
ter bei Zwischen-, Abschluß- und Gesellenprüfungen 
berücksichtigt werden können; die Prüfungsanforde- 
rungen dürfen dadurch qualitativ nicht verändert 
werden. 

Darüber hinaus können im Rahmen des Berufsbil- 
dungsgesetzes (§§ 48, 44) und der Handwerksord- 
nung (§§ 42 b, 41) Behinderte in anerkannten Ausbil- 
dungsberufen auch abweichend von der jeweiligen 
Ausbildungsordnung oder in anderen als den aner- 
kannten Berufen ausgebildet werden; soweit von der 
erstgenannten Möglichkeit Gebrauch gemacht wird, 
sollen die beruflichen Mindestanforderungen nicht 
unterschritten werden. 

Im Ausschuß für Fragen Behinderter beim Bundesin- 
stitut für Berufsbildung wird derzeit geprüft, inwie- 
weit auch die Testierung von Teilen des Lernstoffs 
anerkannter Ausbildungsberufe möglich und sinnvoll 
ist, um den Behinderten, die auch trotz bestmöglicher 
Förderung keinen Abschluß in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf erreichen können, Gelegenheit zu 


einer beruflichen Tätigkeit in einem Bereich zu ge- 
ben, der ihren Neigungen und Fähigkeiten ent- 
spricht. 


5.6 

Erst wenn trotz ausbildungsvorbereitender und -be- 
gleitender Maßnahmen und Hilfen wegen Art oder 
Schwere der Behinderung nicht in anerkannten Aus- 
bildungsberufen ausgebildet werden kann, wird eine 
Ausbildung nach besonderen Ausbildungsregelun- 
gen für Behinderte in Betracht gezogen, wobei im Ein- 
zelfall stets auf Durchlässigkeit geachtet werden 
sollte. Die Kammern haben diese Möghchkeit bisher 
unterschiedhch genutzt; Ausbildungsregelungen für 
Behinderte sind daher regional unterschiedlich ver- 
breitet. Insgesamt ist jedoch festzustellen, daß die 
Zahl getroffener Kammerregelungen stetig zunimmt; 
bestanden 1981 264 Regelungen für 91 Berufe, so gab 
es am 1. Juh 1988 493 Regelungen für 123 Berufe. 
Deutlich zugenommen hat auch die Zahl der bei den 
Kammern eingetragenen besonderen Ausbildungs- 
verhältnisse; 1981 wurden knapp 4 000 Eintragungen 
gezählt, fünf Jahre später — Ende Dezember 1986 — 
über 8 300. Nach Angaben der Bundesanstalt für Ar- 
beit standen im Dezember 1987 9 000 Behinderte in 
einem dieser besonderen Ausbildungsgänge; dies ist 
etwa ein Fünftel aller von dort geförderten Ausbil- 
dungsverhältnisse mit Behinderten. Ein großer Teil 
davon entfällt auf Metallberufe, danach folgen Berufe 
der Hauswirtschaft sowie Bau- und Baunebenbe- 
rufe. 

Trotz zunehmender Nutzung der besonderen Ausbil- 
dungsgänge gibt es jedoch häufig Probleme und zahl- 
reiche Vorbehalte. Nicht überall wird die Chance er- 
kannt, die diese Regelungen bieten, wenn aufgrund 
einer Behinderung eine Ausbildung sonst nicht er- 
reichbar ist. Schwierigkeiten bereiten auch die Ver- 
schiedenartigkeit dieser Regelungen und — teilweise 
dadurch bedingt — die adäquate berufliche Ein- 
gliederung der nach einer solchen Regelung Ausge- 
bildeten. 


5.7 

Soweit die Voraussetzungen dafür gegeben sind, sol- 
len junge Behinderte wie Nichtbehinderte in Betrie- 
ben und Verwaltungen ausgebildet werden. Derar- 
tige Ausbildungen bieten nach vorliegenden Erfah- 
rungen besonders gute Chancen einer dauerhaften 
beruflichen Eingliederung, da sich die Auszubilden- 
den dort schon während ihrer Ausbildung an die Si- 
tuation und die üblichen Anforderungen des berufli- 
chen Alltags gewöhnen können und meist unmittel- 
bar in ein Beschäftigungsverhältnis übernommen 
werden. Wenn Betrieb und Berufsschule bereit und in 
der Lage sind, die Ausbildung unter angemessener 
Berücksichtigung der Behinderung durchzuführen, 
wird deshalb auch für Behinderte vorrangig eine sol- 
che Ausbildung angestrebt. 

Ende Dezember 1987 befanden sich 24 300 von der 
Bundesanstalt für Arbeit geförderte Behinderte in 
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einer betrieblichen Ausbildung; dies sind nahezu 
zwei Drittel aller behinderten Auszubildenden. Davon 
absolvierten mit etwa 90 % der weit überwiegende 
Anteil eine Ausbildung in einem anerkannten Ausbil- 
dungsberuf, nur etwa 10 % einen besonderen Ausbil- 
dungsgang für Behinderte. 


5.8 

Wenngleich Betriebe und Verwaltungen beachtlichen 
Anteil an der Berufsausbildung Behinderter haben, so 
ist es bislang dennoch nur ein relativ kleiner Teil von 
Betrieben, der Behinderte ausbildet. In einem im Auf- 
trag des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung erstellten Forschungsbericht wurde festgestellt, 
daß die Zusammenhänge zwischen Behinderung und 
beruflicher Leistungs- und Einsatzfähigkeit in vielen 
Betrieben nicht genau bekannt sind. In Zukunft gilt es 
daher, Anstrengungen zu gezielter Aufklärung über 
konkrete Einsatzfelder bei bestimmten Behinde- 
rungsbildem — unter Einschluß der Darstellung tech- 
nischer Arbeitshilfen und finanzieller Förderungs- 
möglichkeiten — verstärkt fortzusetzen. Eine wichtige 
Hilfe hierbei leistet die von der Bundesanstalt für Ar- 
beit herausgegebene Broschüre — vor allem für Ar- 
beitgeber — zur „Beruflichen Eingliederung Behin- 
derter In der gezielten Aufklärung durch persönli- 
che Ansprache der Ausbildungs-, Betriebs- und Perso- 
nalleiter sowie einer gezielten Beratung und Informa- 
tion über Arbeitshilfen hat auch die Ausbildungsver- 
mittlung eine wichtige Aufgabe, 

Außerdem fürchten — wie der genannte Forschungs- 
bericht zeigt — viele Betriebe, bei wirklichen oder 
erwarteten Schwierigkeiten in der Ausbildung Behin- 
derter allein gelassen und nicht genügend unterstützt 
zu werden. Auch wird geklagt, daß Ausbildungen von 
Behinderten deshalb scheitern oder von vornherein 
nicht zustande kommen, weil die Berufsschule nicht 
auf deren besondere Situation und Belange eingeht. 
Daneben bedürfen viele behinderte Jugendliche vor, 
bei und nach Eintritt in das Ausbildungsverhältnis 
einer besonderen sozialpadägogischen Betreuung, 
damit auftretenden Problemen rechtzeitig erfolgreich 
begegnet werden kann. 

In Zukunft wird es vermehrt darum gehen, beste- 
hende institutionelle Hilfsmöglichkeiten für die be- 
triebliche Ausbildung Behinderter nutzbar zu machen 
sowie — entsprechend der Kultusministerkonferenz- 
Empfehlung vom 29. Oktober 1982 — die Berufsschu- 
len zu veranlassen, den Bedarf an Stütz- und Förder- 
unterricht abzudecken und Behinderten eine ange- 
messene pädagogische Förderung zu geben. Im übri- 
gen ist eine enge Kooperation aller an der beruflichen 
Ausbildung Beteihgten (insbesondere Ausbildungs- 
betriebe, Berufsbildungswerke, Berufsschule, Ar- 
beitsamt) erforderlich, möglichst als ständige Einrich- 
tung, z. B. in Form einer Arbeitsgemeinschaft nach 
§ 94 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch. 


5.9 

Behinderte, die während ihrer Ausbildung, Umschu- 
lung oder Fortbildung besonderer medizinischer. 


therapeutischer, psychologischer oder pädagogischer 
Hilfen bedürfen, werden in Ermangelung ausreichen- 
der Betreuungsangebote auch künftig in der Regel 
Bildungsmaßnahmen nicht in betrieblicher Form ab- 
solvieren können. Die Notwendigkeit, für diesen Per- 
sonenkreis überbetriebliche Bildungskapazitäten mit 
entsprechenden begleitenden Fachdiensten vorzu- 
halten, wird daher auch bei der für die nächsten Jahre 
zu erwartenden Entspannung der allgemeinen Aus- 
bildungs Stellensituation fortbestehen, zumal Trends 
und Prognosen eher eine Zu- als eine Abnahme des 
auf besondere ausbildungsbegleitende Dienste ange- 
wiesenen Pesonenkreises erwarten lassen. Die Bun- 
desregierung geht allerdings davon aus, daß das im 
letzten Jahrzehnt geschaffene bundesweite Netz von 
insgesamt 21 Berufsförderungswerken (mit rund 
12 000 Plätzen für die Umschulung und Fortbildung 
erwachsener Behinderter) und 37 Berufsbildung s wer- 
ken (mit rund 10 000 Plätzen für die Erstausbildung 
jüngerer Behinderter) künftig ausreichen wird, den 
Bedarf zu decken; jedoch muß versucht werden, der- 
zeit bestehende Wartezeiten in einzelnen Berufsbe- 
reichen durch befristetes „Fahren von Überkapazitä- 
ten'' in einem erträglichen Umfang zu halten. 

Die Bundesregierung unterstützt im Rahmen ihrer Ko- 
ordinierungsaufgabe nach § 62 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes die Einrichtungen dabei, die Bildungs- 
angebote unter Berücksichtigung der Neigungen und 
Fähigkeiten der Rehabilitanden auf die sich fortent- 
wickelnden Anforderungen des Arbeitsmarktes abzu- 
stellen und der technologischen Entwicklung anzu- 
passen sowie die notwendigen Voraussetzungen auch 
für die Rehabihtation psychisch Behinderter zu schaf- 
fen. Sie beabsichtigt nicht, den Bau weiterer Einrich- 
tungen zu fördern, zumal in diesem Bereich auch noch 
auf Angebote sonstiger Bildungseinrichtungen zu- 
rückgegriffen werden kann. Allerdings sind auch in 
Zukunft weitere Investitionen des Bundes, der Länder 
und der Rehabilitationsträger erforderlich, um die 
Einrichtungen auf geänderte Ausbildungsordnungen 
und neue Technologien umzustellen und sie für psy- 
chisch behinderte Rehabilitanden aufnahmefähig zu 
machen. Ferner bedürfen insbesondere die älteren 
Einrichtungen dringend der Modernisierung in den 
Internatsbereichen. 


5.10 

Daß die Arbeit der Berufsförderungs- und der Berufs- 
bildungswerke erfolgreich ist, zeigen z. B. die guten 
Vermittlungsergebnisse der Absolventen dieser Ein- 
richtungen: sie liegen bei Nachbefragungen der Ab- 
solventen der Berufsförderungswerke ein Jahr nach 
Beendigung der Maßnahmen seit Jahren bei durch- 
schnittlich über 70 % (mit starker Streuung zwischen 
den Berufen), obwohl die Mehrzahl der Rehabilitan- 
den vor Maßnahmebeginn arbeitslos war und immer 
mehr Rehabilitanden psychische Störungen und an- 
dere Verhalten sauf fälhgkeiten aufweisen. Die guten 
Erfolge bei der beruflichen Eingliederung sind nicht 
zuletzt darauf zurückzuführen, daß die Maßnahme- 
teilnehmer kontinuierlich an moderne Technologien 
wie z. B. numerisch gesteuerte Maschinen, computer- 
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gesteuerte Zeichenanlagen und moderne Geräte der 
Datenverarbeitung und der Mikroelektronik herange- 
führt werden und hierdurch bessere Chancen als an- 
dere für die Arbeit auf modernen zukunftsträchtigen 
Arbeitsplätzen haben. Auch die vermehrte Durchfüh- 
rung von Betriebspraktika und die damit verbunde- 
nen Möglichkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten in 
einem Betrieb darzustellen, wirken sich positiv aus. 

Neben den schon genannten Einrichtungen kommt 
den Einrichtungen der medizinisch-beruflichen Reha- 
bilitation besondere Bedeutung zu. Sie bilden die 
Brücke zwischen den rein medizinisch orientierten 
Einrichtungen der Akutbehandlung und Erstversor- 
gung einerseits und den Einrichtungen der berufli- 
chen Rehabilitation andererseits, die der Ausbildung, 
Umschulung und Fortbildung dienen. 


5.11 

Das Programm für die Förderung der Berufsausbil- 
dung von benachteiligten Jugendlichen wurde 1988 
in das Arbeitsförderungsgesetz übernommen und da- 
mit der Bundesanstalt für Arbeit übertragen. Damit 
sind auch die Ausbildungschancen von Lernbehin- 
derten, die nach dem Besuch einer berufsvorbereiten- 
den Bildungsmaßnahme keinen Ausbildungsplatz ge- 
funden haben, verbessert worden. 

Im Ausbildungsjahr 1985/86 wurden rd. 3 600 Lernbe- 
hinderte im Rahmen des Benachteiligtenprogramms 
in überbetrieblichen Einrichtungen ausgebildet; das 
waren 27% der hier in diesem Ausbildungsjahr aus- 
gebildeten Jugendlichen. Von den rd. 7 800 Auszubil- 
denden in Betrieben, die im Ausbildungsjahr 1985/86 
durch ausbildungsbegleitende Hilfen im Rahmen des 
Benachteiligtenprogramms gefördert wurden, kamen 
16% aus Sonderschulen für Lernbehinderte. Die er- 
hebliche Ausweitung des Programms 1987/88 auf 
rund 36 500 Jugendliche kommt diesem Personen- 
kreis weiterhin in verstärktem Maße zugute. 


5.12 

Der technologische Fortschritt macht es notwendig, 
die Ausbildungsordnungen dem veränderten Bedarf 
der Wirtschaft anzupassen. Dieser Prozeß bedingt, 
daß höhere intellektuelle Anforderungen gestellt wer- 
den, wodurch weniger leistungsfähige Behinderte 
Gefahr laufen, ausgegrenzt zu werden. 

Dem kann in vielen Fällen vorgebeugt werden, wenn 
die behinderten Auszubildenden durch pädagogisch 
wie fachlich qualifizierte Ausbilder intensiv betreut, 
für sie entwickelte und erprobte ausbildungsbeglei- 
tende und -unterstützende Hilfen von den Ausbil- 
dungsbetrieben stärker eingesetzt und ihnen ggf. 
auch längere Ausbildungszeiten ermöghcht werden. 

Es müssen aber auch Lösungen gefunden werden für 
Behinderte, die trotz unterstützender Fördermaßnah- 
men (ausbildungsbegleitende Hilfen; Ausbildung in 
einer überbetrieblichen Einrichtung) an den Anforde- 
rungen anerkannter Ausbildungsberufe scheitern. Es 
liegt im Interesse der Behinderten, der Wirtschaft und 


der Gesellschaft insgesamt, wenn ihnen gezielte Qua- 
lifizierungsangebote gemacht werden können, die 
sich an ihrer Leistungsfähigkeit orientieren und ihnen 
die Beschäftigungsrisiken an- und ungelernter Ar- 
beitskräfte ersparen. 

Ziel muß es sein, diesen Personen im Rahmen des 
Berufsbildungsgesetzes und der Handwerksordnung 
eine ihrer Behinderung gerecht werdende Ausbil- 
dung zu ermöglichen. Ziel der Ausbildung muß es 
dabei sein, die Beschäftigungschancen auch dieser 
Personen zu verbessern. Soweit erforderlich, sollten 
daran anschließend berufsbegleitende Bildungsange- 
bote gemacht werden, die eine schrittweise Weiter- 
qualifizierung ermöglichen. 

Ein weiteres Feld, über das in einer beim Bundesmi- 
nister für Arbeit und Sozialordnung gebildeten Ar- 
beitsgruppe regelmäßig beraten wird, ist die Erschlie- 
ßung neuer Berufsmöghchkeiten für Behinderte, ins- 
besondere auch im Dienstleistungsbereich. 


5.13 

Arbeit ist mehr als nur Mittel zum Broterwerb und zur 
Sicherung des Lebensunterhalts; sie bedeutet zu- 
gleich gesellschaftliche Anerkennung, Integration 
und Selbstbestätigung. Die Teilhabe am Arbeitsleben 
hat deshalb gerade für Behinderte elementare Bedeu- 
tung. Entsprechend der Hervorhebung in den Zielset- 
zungen des § 10 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
ist ein zentrales Anliegen nicht nur der Bildungs-, son- 
dern auch der Sozialpolitik, jedem Behinderten und 
von Behinderung Bedrohten unabhängig von der Ur- 
sache seiner Behinderung die Hilfe zu geben, die not- 
wendig ist, ihm einen seinen Neigungen und Fähig- 
keiten entsprechenden Platz im Arbeitsleben zu si- 
chern. Die Bundesregierung und die parlamentari- 
schen Körperschaften haben daher bei allen Trägern 
der beruflichen Rehabilitation mit Ausnahme der Ren- 
tenversicherung stets am Rechtsanspruch der Betrof- 
fenen auf die Leistungen zur beruflichen Rehabilita- 
tion festgehalten sowie das Nötige veranlaßt, um trotz 
knapper Mittel den erreichten und nach wie vor vor- 
bildlichen Qualitätsstandard in der beruflichen 
Rehabihtation zu sichern und zielstrebig fortzuent- 
wickeln. 


5.14 

Die berufsfördernden Leistungen zur Rehabilitation 
sollen alle Hilfen umfassen, die erforderlich sind, um 
die Erwerbsfähigkeit des Behinderten und von Behin- 
derung Bedrohten entsprechend seiner Leistungsfä- 
higkeit zu erhalten, zu bessern, herzustellen oder wie- 
derherzustellen und ihn hierdurch möghchst auf 
Dauer beruflich einzugliedem. Die hiernach erbrach- 
ten Hilfen und Leistungen reichen von Eingliede- 
rungshilfen an Arbeitgeber, die Behinderte ausbilden 
oder beschäftigen, bis zur Finanzierung einer Erstaus- 
bildung oder Umschulung in einer Rehabihtationsein- 
richtung. Das umfassende Instrumentarium dieser 
Hilfen und Leistungen ist Ausdruck des bestehenden 
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Rehabüitationskonzepts, die Hilfe auf den individuel- 
len Bedarf eines jeden Rehabilitanden auszurichten 
und dabei auch familienspezifischen Aspekten Rech- 
nung zu tragen. Die finanzielle Absicherung der Fa- 
milie des Rehabilitanden während der Rehabilita- 
tionsmaßnahme — und auch regelmäßige Familien- 
heimfahrten bei auswärtiger Unterbringung — haben 
für die erfolgreiche Durchführung von Bildungsmaß- 
nahmen große Bedeutung; daher wurde ab 1. Januar 
1986 das Übergangsgeld während berufsfördernder 
Maßnahmen wieder um 5 Prozentpunkte auf jetzt 
80 bzw. 70 % des vorherigen Nettoentgelts angeho- 
ben. 


5.15 

Von den abgeschlossenen berufsfördernden Maß- 
nahmen zur Rehabilitation (ohne Maßnahmen im Ar- 
beitsbereich der Werkstätten für Behinderte) entfie- 
len 


auf die 

1981 

1986 

— Bundesanstalt 

für Arbeit 

65,2 % 

83,8 % 

— Renten- 
versicherung 

30,4 % 

9,5 % 

— Unfallversicherung . 

4,0 % 

5,8 % 

— Kriegsopfer- 
fürsorge 

0,4 % 

0,6 % 

— Sozialhilfe 


0,3 % 


Nach Einschätzung der Bundesregierung wird die 
Nachfrage nach berufsfördernden Maßnahmen und 
Leistungen zur Rehabilitation auch in den nächsten 
Jahren hoch bleiben. 

Die in den letzten Jahren betriebene „Werbung" für 
eine berufliche Qualifizierung als wirkungsvolles 
Mittel zur dauerhaften beruflichen Eingliederung hat 
auch bei Behinderten Resonanz gefunden. 


5.16 

Die kontinuierliche Fortentwicklung der Maßnah- 
men und Leistungen zur beruflichen Rehabihtation 
im Bereich der Bundesanstalt für Arbeit verdeut- 
hchen die nachstehenden Zahlen in eindrucksvoller 
Weise. 

Eintritte in berufsfördernde Bildungsmaßnahmen 
nahmen von 67 206 in 1983 auf 87 433 in 1987 und 
damit um 30 % zu, darunter die von weiblichen Reha- 
büitanden sogar um 43%, so daß diese jetzt einen 
Anteil von 33 % haben. Ende Dezember 1987 befan- 
den sich 94 666 (1983; 77 705) Teilnehmer, darunter 
32 467 (1983; 23 845) Frauen, in berufsfördernden 
Bildungsmaßnahmen. 


Davon entfielen auf 



insgesamt 

darunter 

weiblich 

betriebliche 
einschließhch 
überbetrieb- 
liche Abschnitte . 

30 091 (29 449) 

10 040 (8 434) 

Berufsbildungs- 
werke 

11 498 (10 464) 

3 635 (3 164) 

Berufsförde- 
rungswerke 

11 235 (10 850) 

2 466 (2 161) 

Einrichtungen 
der medizinisch- 
beruflichen 
Rehabilitation . . . 

165 (301) 

59 (82) 

Werkstätten für 
Behinderte 

13 259 (9 523) 

5 709 (3 890) 

Sonstige 
Rehabilitations- 
einrichtungen . . . 

5 660 (9 273) 

2 215 (3 103) 

Sonstige 
überbetriebliche 
Einrichtungen . . . 

22 611 (7 759) 

8 300 (2 990) 

Fernlehrgänge . . 

147 (86) 

43 (21) 


5.17 

Die Gesamtausgaben der Bundesanstalt für Arbeit für 
individuelle Leistungen zur beruflichen Rehabihta- 
tion betrugen (in Mio. DM) 

1983 1 826,0 

1984 1 821,0 

1985 1 860,0 

1986 2 069,9 

1987 2 396,0 

1988 2 757,0. 

Darunter stiegen die Aufwendungen für Maßnahme- 
kosten von 1,1 Mrd. DM 1983 auf 1,7 Mrd. DM 1988. 
Die Zahl der Empfänger von Ausbildungsgeld stieg 
von durchschnithch rund 27 000 1983 auf fast 36 000 
1988, die Ausgaben hierfür erhöhten sich von 80 auf 
140 Mio. DM. Während 1983 für weniger als 23 000 
Bezieher 464 Mio. DM an Übergangsgeld aufgewandt 
wurden, waren es 1988 fast 727 Mio. DM für über 
32 400 Rehabilitanden. Die Aufwendungen für son- 
stige berufsfördernde Leistungen (Vermittlungshil- 
fen) stiegen von 75 Mio. DM 1983 auf mehr als das 
Doppelte (rund 175 Mio. DM) 1988. 


5.18 

Demgegenüber ist der Anteil der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung an den — inhalthch entsprechenden 
— Maßnahmen und Leistungen der beruflichen Reha- 
bilitation vergleichsweise gering. Die Fallzahlen ha- 
ben sich wie folgt entwickelt: 
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1980 

1983 

1986 

1987 

Abgeschlossene Berufsförderungsmaßnahmen 
(Anzahl der Rehabilitanden) insgesamt rund 

32 500 

27 800 

26 000 

30 000 

davon abgeschlossene Bildungsmaßnahmen zur 
Rehabihtation 

11 305 

6 374 

3 876 

3 704 

davon Männer 

9 584 

5 554 

3 497 

3 316 

davon Frauen 

1 721 

820 

379 

388 


Die mit dem Rentenreformgesetz beabsichtigten Ver- 
deuthchungen des Grundsatzes „Rehabilitation vor 
Rente'' könnten zu einem wieder stärkeren Engage- 
ment der Rentenversicherung im Bereich der berufli- 
chen Rehabihtation führen. 


5.19 

Der Anteil der gesetzlichen Unfallversicherung an 
der beruflichen Rehabilitation ist zwar mit nur 5,8% 
(1986) zahlenmäßig relativ gering; die Unfallversiche- 
rungsträger leisten jedoch vorbildhche Arbeit auf die- 
sem Sektor. Hauptaufgabe der von ihnen beschäftig- 
ten sog. Berufshelfer ist es, die Verletzten, bei denen 
Berufshilfe angezeigt erscheint, so frühzeitig wie 
möglich zu beraten und Verhandlungen z. B. mit Ar- 
beitsämtern, Unternehmen und Umschulungsstätten 
zu führen mit dem Ziel, den zügigen und nahtlosen 
Übergang von der medizinischen in die berufliche 
Rehabilitation zu gewährleisten. Der zeithche Ab- 
stand zwischen medizinischen und berufsfördernden 
Maßnahmen zur Rehabilitation beträgt hier in rund 
75% aller Fälle weniger als vier Wochen; dieses Er- 
gebnis wird bei anderen Trägern auch nicht annä- 
hernd erreicht. 

Die Träger der gesetzlichen Unfallversicherung ha- 
ben 1986 insgesamt 15 450 berufsfördernde Maßnah- 
men zur Rehabilitation durchgeführt. Ihre Aufwen- 
dungen bei den Leistungen zur beruflichen Rehabih- 
tation betrugen für 



1986 

1987 

Sachleistungen . . 

73,2 Mio. DM 

84,3 Mio. DM 

Übergangsgeld . . 

40,2 Mio. DM 

46,5 Mio. DM 

sonstige 

Barleistungen . . . 

2,5 Mio. DM 

1,8 Mio. DM 

Reisekosten .... 

4,1 Mio. DM 

4,6 Mio. DM 

Betriebshilfe und 
sonstige ergän- 
zende Leistungen 

10,3 Mio. DM 

10,5 Mio. DM 

Sozialversiche- 
rungsbeiträge . . . 

18,5 Mio. DM 

21,9 Mio. DM 


Daneben wurden 12,6 Mio. DM an Übergangsleistun- 
gen für Verletzte erbracht, die von dem Entstehen, 
dem Wiederaufleben oder der Verschlimmerung ei- 
ner Berufskrankheit bedroht waren, ihre berufliche 
Tätigkeit aufgeben mußten und dadurch Einkom- 
mensverluste hatten. 


5.20 

Die im Einzelfall erforderlichen berufsfördernden Lei- 
stungen zur Rehabihtation werden für Kriegsopfer so- 
wie für Wehrdienst-, Impfschaden- und Gewaltopfer 
durch die Träger des sozialen Entschädigungsrechts 
erbracht. Die Gesamtaufwendungen für berufsför- 
dernde Leistungen durch die Kriegsopferfürsorge, die 
zugunsten von etwa 530 Rehabilitanden im Rahmen 
des sozialen Entschädigungsrechts erbracht wurden, 
behefen sich 1987 auf rund 16 Mio. DM. 10 Mio. DM 
entfielen auf Maßnahmen zur beruflichen Eingliede- 
rung einschheßlich Übergangsgeld und Unterhalts- 
beihilfe, 6 Mio. DM auf Maßnahmen zur Sicherung 
des Arbeitsplatzes. 


5.21 

Wegen der durchweg umfassenden Leistungen ande- 
rer Träger zur berufhchen Eingliederung haben die 
Leistungen der Sozialhilfe einen Anteil von nur 0,3 % 
(1986). Deren Leistungen haben jedoch große Bedeu- 
tung für den Bereich der Werkstätten für Behinderte, 
auf den im nächsten Kapitel näher eingegangen 
wird. 


5.22 

Behinderten, die in öffentlich-rechtlichen Dienstver- 
hältnissen stehen, muß nach Auffassung der Bundes- 
regierung eine den Hilfen und Maßnahmen nach 
dem Rehabilitationsangleichungsgesetz gleichwer- 
tige Fürsorge und Förderung zuteil werden. Das gel- 
tende Bundesbeamtenrecht bietet hierzu ausrei- 
chende Möglichkeiten. Um sicherzustellen, daß sei- 
tens des Dienstherrn auch alle dienstrechtlichen Mög- 
lichkeiten hinsichtlich der beruflichen Rehabilitation 
ausgeschöpft werden, die eine vorzeitige Versetzung 
in den Ruhestand oder die Entlassung wegen Dienst- 
unfähigkeit vermeiden, wurden die obersten Bundes- 
behörden durch Rundschreiben auf die entsprechen- 
den Vorschriften hingewiesen. 


5.23 

Die Bundesregierung sieht als große Herausforderung 
an, das bewährte System der beruflichen Rehabilita- 
tion zukunftweisend fortzuentwickeln und — auch 
durch Auswertung und Umsetzung von Forschungs- 
ergebnissen — Probleme zu lösen, die heute noch den 
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Erfolg der gemeinsamen Anstrengungen aller Betei- 
hgten schmälern. 

So gibt ein schon fertiggestellter Forschungsbericht 
zur Einleitung berufsfördernder Maßnahmen zur 
Rehabilitation Hinweise, wie die vielfach sehr langen 
Bearbeitungs- und Wartezeiten vor der Durchführung 
dieser Maßnahmen verkürzt werden können. Eine 
zentrale Bedeutung wird künftig der Vermittlung von 
Schlüsselqualifikationen wie Eigeninitiative, Teamar- 
beit, problemorientiertes Handeln, selbstverantwortli- 
ches Lernen und Kreativität zukommen; Forschungs- 
aktivitäten sind eingeleitet, um auch den behinde- 
rungsspezifischen Aspekten derartiger Qualifikatio- 
nen und ihrer Vermittlung nachzugehen. 

Aufgrund der Ergebnisse von zwei vor einigen Jahren 
erstellten Forschungsberichten zur Abbruchproble- 
matik bemühen sich Berufsförderungs- und Berufsbil- 
dungswerke — auch in Zusammenarbeit mit den 
Rehabilitationsträgern — verstärkt um Initiativen zur 
Absenkung der nach wie vor zu hohen Abbruchquote 
bei berufsfördernden Bildungsmaßnahmen. Ein jetzt 
fertiggestellter Forschungsbericht über Frauen in der 
beruflichen Rehabilitation stellt die Einflußfaktoren 
dar, die zu der im Verhältnis zu ihrem Bevölkerungs- 
und Beschäftigungsanteil zu geringen Teilnahme von 
Frauen an Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation 
führen; vor dem Hintergrund dieser Erkenntnisse 
wird jetzt von allen Beteiligten zu erörtern sein, wel- 
che Ansatzpunkte für Verbesserungen genutzt wer- 
den können. 


5.24 

Berufliche Rehabilitation schließt nach allgemeinem 
Verständnis nicht nur Hilfen zu einer adäquaten be- 
ruflichen Qualifizierung, sondern auch zur Eingliede- 
rung auf einen Dauerarbeitsplatz und zu dessen Si- 
cherung ein. Hierzu ist auch über finanzielle Hilfen 
hinaus eine breite Palette von Hilfen — vom Bewer- 
bertraining und der Begleitung zu Vorstellungsge- 
sprächen bis hin zu beschäftigungsbegleitenden päd- 
agogischen und therapeutischen Angeboten — erfor- 
derhch, ohne die die Aussichten z. B. Mehrfach-, Lern- 
oder psychisch Behinderter auf einen Dauerarbeits- 
platz trotz bestmöglicher beruflicher Qualifizierung 
nicht voll ausgeschöpft werden können. Diese Aufga- 
ben können die Vermittlungs- und Beratungsdienste 
der Bundesanstalt für Arbeit nach Meinung der Bun- 
desregierung nicht allein erfüllen, so daß es ergänzen- 
der Aktivitäten bedarf, die teilweise (wie z. B. als psy- 
cho-sozialer Dienst im Bereich einiger Hauptfürsorge- 
stellen) bereits angelaufen sind. Auch private Initia- 
tive z. B. zur Förderung Lernbehinderter und Modelle 
wie der in Bayern z. Z. erprobte Arbeitsassistent, be- 
wirken in diesem Bereich Beachtliches. Diese posi- 
tiven Erfahrungen und Ansätze sollten nach Auffas- 
sung der Bundesregierung in Kooperation aller Betei- 
ligten — soweit angebracht, auch in Form von Arbeits- 
gemeinschaften nach § 94 des Zehnten Buches Sozial- 
gesetzbuch — ausgebaut und weiterverfolgt werden, 
damit auch insoweit überall die zur beruflichen Ein- 
gliederung erforderlichen Hilfen allen Behin- 


derten und von Behinderung Bedrohten zur Verfü- 
gung stehen. 


5.25 

Bei der Eingliederung Blinder und stark Sehbehin- 
derter ins Arbeits- und Berufsleben bestehen nach 
wie vor große Probleme. Obwohl ein ausgebautes und 
differenziertes Angebot an Fördermöglichkeiten vor- 
handen ist, sind die Chancen einer beruflichen Inte- 
gration bei diesen Betroffenen im Verhältnis zu ande- 
ren Behindertengruppen wesentiich geringer. So ist 
die Vermittlungsquote jugendlicher Blinder mit Aus- 
bildungsabschluß in einem Berufsbildungswerk er- 
heblich niedriger als bei anderen Absolventen; häufig 
kommt es zu einer Beschäftigung unterhalb des ei- 
gentlichen Ausbildungsniveaus. Das Bildungsange- 
bot der entsprechenden berufsfördernden Einrichtun- 
gen ist noch zu sehr auf wenige Berufsbereiche, ins- 
besondere die traditionellen Blindenberufe, be- 
schränkt; die eingeleitete Überprüfung muß daher 
fortgesetzt werden. Hierbei werden auch die Ergeb- 
nisse des vom Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung geförderten und 1986 fertiggestellten For- 
schungsberichts über die Untersuchung der Eignung 
einzelner Berufe für die Eingliederung Behinderter 
mit herangezogen. 


5.26 

Eine vordringliche Aufgabe sieht die Bundesregie- 
rung nach wie vor in der Verbesserung der berufli- 
chen Rehabilitation psychisch Behinderter. Ein von 
der Bundesregierung eingesetzter Arbeitskreis zur 
Klärung von Fragen im Bereich der beruflichen Reha- 
bilitation psychisch Behinderter hat inzwischen auf 
der Grundlage einer Bestandsaufnahme ein Konzept 
für den Aufbau eines Systems der beruflichen Einglie- 
derung vorgelegt, das fachlich an den Bedürfnissen 
der psychisch Behinderten orientiert ist und das es 
nun umzusetzen gilt; der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung wird in absehbarer Zeit ein Sym- 
posium veranstalten, in dem die hierbei gewonnenen 
Erfahrungen ausgetauscht werden. 

Obwohl psychisch Behinderte den anderen Behinder- 
ten sozialrechtlich gleichgestellt sind, d. h. in glei- 
chem Umfang Anspruch auf berufliche Rehabilita- 
tionsmaßnahmen haben, gibt es noch immer Schwie- 
rigkeiten, diese Ansprüche in der Praxis zu realisie- 
ren. Die vorhandenen Einrichtungen der beruflichen 
Rehabilitation sind zumeist nicht auf die Ausbildung 
oder Umschulung dieses Personenkreises eingerich- 
tet, wenn auch erfreulicherweise zunehmend eine 
Öffnung der Werkstätten für Behinderte und insbe- 
sondere auch der Berufsbildungs- und Berufsförde- 
rungswerke festzustellen ist, die von der Bundesregie- 
rung, den Ländern und den zuständigen Rehabilita- 
tionsträgern auch durch institutioneile Förderung un- 
terstützt wird. Diese eingeleitete Entwicklung gilt es 
durch den Aufbau eines ortsnahen Maßnahmeange- 
bots der berufhchen Rehabilitation zu ergänzen, ins- 
besondere auch von Hilfen bei und nach Aufnahme 
einer Beschäftigung. 
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5.27 

Wesentliche Voraussetzung für den Erfolg aller Be- 
mühungen um berufliche Bildung und Rehabilitation 
Behinderter ist jedoch die Bereitschaft der Arbeitge- 
ber, Behinderte auf Arbeitsplätzen zu beschäftigen, 
die für sie geeignet sind, und damit ihren Teil zu der 
gesamtgesellschaftlichen Aufgabe der Eingliederung 
Behinderter beizutragen. 


6. Beschäftigungssituation Schwerbehinderter 

6.1 

Die Chancen Schwerbehinderter und ihnen gleichge- 
stellter Behinderter auf dem Arbeits- und Ausbil- 
dungsstellenmarkt zu verbessern, ist — zusätzlich zu 
dem arbeitsmarktpolitischen Instrumentarium des Ar- 
beitsförderungsgesetzes sowie den berufsfördernden 
Leistungen zur Rehabilitation — Aufgabe des 
Schwerbehindertenrechts, Das Schwerbehinder- 
tengesetz und die dazu erlassene Schwerbehinder- 
ten-Ausgleichsabgabeverordnung sehen zur Schaf- 
fung und Sicherung von Arbeits- und Ausbildungs- 
plätzen für Schwerbehinderte ein umfangreiches In- 
strumentarium vor. Kernstücke sind: 

— das System von Beschäftigungspflicht und Aus- 
gleichsabgabe, 

— die zusätzliche Arbeits- und Berufsförderung 
Schwerbehinderter einschließlich der begleiten- 
den Hilfe im Arbeits- und Berufsleben, 

— der besondere Kündigungsschutz und 

— die besondere Interessenvertretung der Schwerbe- 
hinderten in Betrieben und Dienststellen. 


6.2 

Um den seit dem Inkrafttreten des Schwerbehinder- 
tengesetzes im Jahre 1974 veränderten Verhältnissen 
auf dem Arbeits- und Ausbildungsstellenmarkt Rech- 
nung zu tragen, sind das Schwerbehindertengesetz 
1986 und die Schwerbehinderten- Ausgleichsabgabe- 
verordnung 1988 novelliert worden. Ziel war es, die 
Einstellungs- und Beschäftigungschancen Schwerbe- 
hinderter — vor allem durch Art oder Schwere ihrer 
Behinderung, Alter, Dauer der Arbeitslosigkeit oder 
sonstiger Umstände besonders betroffener Schwerbe- 
hinderter — auf dem Arbeits- und Ausbildungsstel- 
lenmarkt zu verbessern. Dabei sind insbesondere fol- 
gende Änderungen vorgenommen worden: 

— Der Bundesanstalt für Arbeit wurde die Aufgabe 
übertragen, die Einstellung und Beschäftigung 
Schwerbehinderter durch besondere Hilfen aus 
Mitteln der Ausgleichsabgabe zusätzlich zu för- 
dern. Damit wurden die bewährten Schwerbehin- 
derten-Sonderprogramme, die in der Vergangen- 
heit mehrmals verlängert wurden, in eine gesetzli- 
che Dauerregelung umgewandelt. 

— Die Hauptfürsorgestellen können zur Eingliede- 
rung Schwerbehinderter im Arbeits- und Berufsle- 


ben zusätzliche Leistungen erbringen, insbeson- 
dere 

— Leistungen zur Abdeckung außergewöhnhcher 
Belastungen, die mit der Beschäftigung beson- 
ders betroffener Schwerbehinderter verbunden 
sein können, 

— Leistungen zur psychosozialen Betreuung 
Schwerbehinderter und 

— Leistungen zur Teilnahme Schwerbehinderter 
an Maßnahmen zur Erhaltung und Erweiterung 
beruflicher Kenntnisse und Fertigkeiten, vor al- 
lem, wenn sie wie z. B. Gehörlose aufgrund 
ihrer Behinderung nicht in der Lage sind, an 
allgemeinen Fort- und Weiterbildungsmaßnah- 
men teilzunehmen. 

— Die Rechtsstellung der Vertrauensleute der 
Schwerbehinderten wurde verbessert. Dazu ge- 
hört, daß der Arbeitgeber bei der Prüfung, ob freie 
Arbeits- oder Ausbildungsplätze mit Schwerbe- 
hinderten besetzt werden können, in der Regel die 
Schwerbehindertenvertretung zu beteiligen hat. 

— Vorschriften, die als beschäftigungs- und ausbil- 
dungshemmend angesehen wurden, wurden be- 
seitigt. So wurde der mißverständliche Begriff 
„Minderung der Erwerbsfähigkeit", der nichts 
über die Leistungsfähigkeit des Schwerbehinder- 
ten an einem bestimmten Arbeitsplatz aussagt, 
durch den neutralen Begriff „Grad der Behinde- 
rung" ersetzt. 

— Ausbildungsplätze werden, solange Schwierigkei- 
ten auf dem Ausbildungsstellenmarkt bestehen, 
bei der Berechnung der Mindestzahl von 16 Be- 
schäftigten und der Zahl der zu beschäftigenden 
Schwerbehinderten nicht berücksichtigt. 

— Die Ausgleichsabgabe wurde von 100 auf 150 DM 
monatlich für jeden unbesetzten Pflichtplatz er- 
höht. 


6.3 

Von besonderer Bedeutung für die Sicherung der Ein- 
gliederung Schwerbehinderter auf dem Arbeits- oder 
Ausbildungsstellenmarkt ist die Beschäftigungs- 
pflicht. Arbeitgeber, die über mindestens 16 Arbeits- 
plätze verfügen, haben wenigstens 6 % Schwerbehin- 
derte zu beschäftigen. Diese Verpflichtung gilt nicht 
nur für private, sondern auch für öffentliche Arbeitge- 
ber. Darüber hinaus sind die besonderen Vorschriften 
und Grundsätze für die Besetzung der Beamten- und 
Richterstellen für Schwerbehinderte so zu gestalten, 
daß die Einstellung und Beschäftigung Schwerbehin- 
derter gefördert und ein angemessener Anteil 
Schwerbehinderter unter den Beamten und Richtern 
erreicht wird. Dieser gesetzlichen Verpflichtung trägt 
das Beamtenrecht des Bundes insbesondere mit der 
Bestimmung Rechnung, daß von Schwerbehinderten 
bei der Einstellung, Anstellung und Beförderung nur 
das Mindestmaß körperlicher Eignung verlangt wer- 
den darf; das Beamtenrecht der Länder enthält ähnli- 
che Regelungen. Dies bedeutet u. a., daß ein Schwer- 
behinderter Bewerber auch dann als Beamter einge- 
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stellt werden kann, wenn eine vorzeitige Dienstunfä- 
higkeit nicht auszuschließen ist; allerdings setzt eine 
beamtenrechtliche Versorgung nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 
des Beamtenversorgungsgesetzes eine Dienstzeit von 
mindestens fünf Jahren voraus. 

Die Erfüllung der Beschäftigungspflicht, die zu über- 
wachen Aufgabe der Bundesanstalt für Arbeit ist, ist 
nicht immer einfach, wenn für einen vorhandenen 
Arbeitsplatz kein geeigneter Schwerbehinderter zur 
Verfügung steht; mit gutem Willen und unter Aus- 
schöpfung aller möglichen Hilfen lassen sich gleich- 
wohl oft Lösungen finden. Insgesamt stellt sie sich in 
den vergangenen Jahren (Berichtsmonat jeweils Ok- 
tober) wie folgt dar: 



1984 

1985 

Pflichtplätze 

1 014 097 

986 469 

Beschäftigte 
Schwerbehinderte 

823 839 

752 630 

Beschäftigte 
Gleichgestellte 

26 417 

25 763 

Sonstige anrechnungs- 
fähige Beschäftigte .... 

17 688 

13 072 

Zusätzlich besetzte 

Plätze durch Mehr- 
fachanrechnung 

25 743 

29 641 

Insgesamt besetzte 
Arbeitsplätze 

893 687 

821 106 

Nicht mit Schwerbehin- 
derten besetzte Arbeits- 
plätze 

264 958 

287 154 

Istquote 

5,3 % 

5,0 % 


Die Beschäftigungsquote ist somit von 5,3 % in 1984 
auf 5,0 % im Jahre 1987 gesunken. Dabei wiesen die 
privaten Arbeitgeber 1987 bundesdurchschnittlich 
eine Beschäftigungsquote von 4,7 %, die öffentlichen 
Arbeitgeber von 5,9 % auf. 

Von den rund 123 000 Arbeitgebern, die im Oktober 
1987 beschäftigungspflichtig waren, haben rund 20 % 
ihre Beschäftigungspflicht erfüllt; nahezu 112 000 
Schwerbehinderte wurden hier über die Beschäfti- 
gungspflicht hinaus beschäftigt. Rund 70 % aller Ar- 
beitgeber kamen ihrer Beschäftigungspflicht nicht 
oder nicht in vollem Umfang nach. 30 % aller Arbeit- 
geber, die allerdings nur über 7 % aller Arbeitsplätze 
verfügen, beschäftigten überhaupt keinen Schwerbe- 
hinderten. Andererseits waren rund 70 000 Schwer- 
behinderte bei nicht beschäftigungspflichtigen Ar- 
beitgebern beschäftigt, so daß insgesamt rund 848 000 
Schwerbehinderte in das Arbeitsleben eingegliedert 
waren. 


6.4 

Die Arbeitslosigkeit Schwerbehinderter ist im Jah- 
resdurchschnitt von rund 138 000 im Jahre 1984 auf 
rund 130 500 im Jahre 1988 zurückgegangen. 


Sie ist vor dem Hintergrund einer nach wie vor hohen 
allgemeinen Arbeitslosigkeit (im Jahresdurchschnitt 
1988: 2,24 Mio.) zu sehen, die die Chancen Schwer- 
behinderter im Wettbewerb um einen Arbeits- oder 
Ausbildungsplatz negativ beeinflußt. Bei dem über- 
wiegenden Teil der arbeitslosen Schwerbehinderten 
erschweren darüber hinaus weitere Umstände, die zur 
Behinderung hinzutreten — wie fortgeschrittenes Al- 
ter und eine fehlende berufliche QuaÜfikation — die 
Aussichten auf eine Wiedereingliederung. Von den 
arbeitslosen Schwerbehinderten waren Ende Septem- 
ber 1987 57% 50 Jahre oder älter (aber nur 23% der 
Arbeitslosen insgesamt); 53,7% von ihnen (gegen- 
über 50,5% aller Arbeitslosen) hatten keine abge- 
schlossene Berufsausbildung. Nahezu ein Drittel aller 
arbeitslosen Schwerbehinderten (aber nur 16% der 
Arbeitslosen insgesamt) war zu diesen Zeitpunkt zwei 
Jahre und länger arbeitslos. 


6.5 

Über die Beschäftigung Schwerbehinderter bei den 
Bundesdienststellen erstattet der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung jährlich einmal Bericht. Aus 
dem jüngsten Bericht (Bundestags-Drucksache 
11/2681) geht hervor, daß der Bund insgesamt eine 
Beschäftigungsquote von 6,4% aufweist. Der Bund 
hat infolgedessen auch keine Ausgleichsabgabe zu 
entrichten. 

Die Beschäftigungssituation bei vielen Landesverwal- 
tungen ist demgegenüber nach wie vor unbefriedi- 
gend. Die Beschäftigungsquoten für Oktober 1987 er- 
geben sich aus der nachfolgenden Tabelle: 


Baden- Württemberg: 3,61 % 

Bayern: 3,67 % 

Niedersachsen: 4,03 % 

Schleswig-Holstein: 4,15 % 

Hessen: 4,40 % 

Rheinland-Pfalz: 5,40 % 

Nordrhein-Westfalen: 5,50 % 

Hamburg: 5,57 % 

Bremen: 6,17 % 

Berlin: 6,25 % 

Saarland: 6,39 % 

Durchschnitt 4,70 % 


Eine unzureichende Erfüllung der Beschäftigungs- 
pflicht ist auch bei manchen Kommunen und anderen 
Körperschaften des öffentlichen Rechts sowie z. B. im 
Kredit- und Versicherungsbereich festzustellen. 


6.6 

ln den letzten Jahren wurden vielfältige Bemühungen 
um eine Verbesserung der Eingliederung (Schwer-) 
Behinderter in Arbeit und Beruf unternommen und 
intensiviert. Zur Aufklärung über die Leistungsfähig- 
keit Behinderter und über die möglichen finanziellen 
Hilfen zu ihrer Eingliederung in das Arbeitsleben 
trägt der vom Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung herausgegebene „Leitfaden für Behinderte"' 
bei, der ständig aktualisiert und neu aufgelegt wird. 
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Darüber hinaus ist der Leitfaden der Bundesanstalt für 
Arbeit „Berufliche Eingliederung Behinderter"' inzwi- 
schen in zweiter Auflage erschienen. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat 
mehrfach — auch in besonderen Informationsveran- 
staltungen, in denen Leistungsfähigkeit und Einsatz- 
möglichkeiten (Schwer-) Behinderter erläutert wer- 
den — an Arbeitgeber in Bund und Ländern appel- 
liert, ihre Anstrengungen zur Beschäftigung Behin- 
derter zu verstärken. Die Bundesanstalt für Arbeit ist 
darum gebeten worden, die Erfüllung der Beschäfti- 
gungspflicht verstärkt zu überwachen. 

Aufgrund dieser Bemühungen hat sich die Zahl der 
Vermittlungen in Arbeits- und Ausbildungsverhält- 
nisse trotz der nach wie vor angespannten Arbeits- 
marktlage positiv entwickelt. Sie erhöhte sich seit 
1983 um 30 % auf rund 26 000 Vermittlungen im Jahr 
1987. Diese positive Entwicklung hat sich auch im 
Jahr 1988 fortgesetzt; in diesem Jahr konnten nahezu 
29 000 Schwerbehinderte vermittelt werden. 


6.7 

Das Aufkommen der Ausgleichsabgabe betrug 1987 
rund 304 Mio. DM. Die Mittel, die von den Arbeitge- 
bern zu zahlen sind, die ihrer Beschäftigungspflicht 
nicht oder noch nicht nachkommen, werden verstärkt 
für die Einstellung und Beschäftigung Schwerbehin- 
derter verwendet und fließen so zum großen Teil den 
Arbeitgebern wieder zu. 

Vom Aufkommen der Ausgleichsabgabe geht ein An- 
teil von jetzt 55 % an die Hauptfürsorgestellen der 
Länder. Dort werden die Mittel für Leistungen zur För- 
derung des Arbeits- und Ausbildungsplatzangebots 
für Schwerbehinderte, Leistungen zur begleitenden 
Hilfe im Arbeits- und Berufsleben sowie für sonstige 
Maßnahmen zur Eingliederung Schwerbehinderter 
verwandt. Ein Anteil von 45 % steht dem beim Bun- 
de sminister für Arbeit und Sozialordnung eingerichte- 
ten Ausgleichsfonds für überregionale Maßnahmen 
zur Eingliederung Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf 
und Gesellschaft zu. Der Ausgleichsfonds weist der 
Bundesanstalt für Arbeit die zur besonderen Förde- 
rung der Einstellung und Beschäftigung Schwerbe- 
hinderter erforderlichen Mittel zu. Darüber hinaus 
fördert er überregionale Modellvorhaben zur Weiter- 
entwicklung der Arbeits- und Berufsförderung 
Schwerbehinderter — in den letzten Jahren z. B. zur 
beruflichen Fort- und Weiterbildung für Hörgeschä- 
digte — sowie überregionale Rehabilitationseinrich- 
tungen, insbesondere Berufsbildungs- und Berufs- 
förderungswerke sowie Werkstätten für Behinderte. 


6.8 

Ein Schwerpunkt bei der Förderung aus der Aus- 
gleichsabgabe war die Finanzierung der befristeten 
und mehrmals verlängerten Schwerbehinderten- 
Sonderprogramme des Bundes und der Länder. Mit 
Hilfe des 4. Sonderprogramms konnten in der Zeit 
vom 1. Dezember 1981 bis 30. Juni 1986 rund 22 200 
nach Art oder Schwere der Behinderung, Alter, Dauer 


der Arbeitslosigkeit oder sonstigen Umständen auf 
dem Arbeits- oder Ausbildungsstellenmarkt beson- 
ders betroffene Schwerbehinderte in das Arbeitsleben 
eingegliedert werden. Dafür sind aus Mitteln der Aus- 
gleichsabgabe 515 Mio. DM zur Verfügung gestellt 
worden. 

Seit 1. Juli 1986 ist die besondere Förderung der Ein- 
stellung und Beschäftigung Schwerbehinderter ge- 
setzliche Aufgabe der Bundesanstalt für Arbeit (§ 33 
Abs. 2 Schwerbehindertengesetz). Bei der Förderung 
geht es um solche Gruppen von Schwerbehinderten, 
die infolge ihrer Behinderung, wegen fortgeschritte- 
nen Alters oder aus anderen Gründen besondere 
Schwierigkeiten auf dem Arbeits- oder Ausbildungs- 
stellenmarkt haben. Dazu zählen insbesondere 
Schwerbehinderte, die zur Ausübung der Beschäfti- 
gung einer besonderen Hilfskraft oder sonstiger au- 
ßergewöhnlicher Aufwendungen bedürfen, die offen- 
sichtlich wesentlich leistungsgemindert sind, geistig 
oder seelisch behindert sind, behinderungsbedingt 
keine abgeschlossene Berufsausbildung haben oder 
50 Jahre und älter sind. Für die Einstellung dieser 
Schwerbehinderten können Arbeitgeber Lohnkosten- 
zuschüsse bis zu 80 % des Arbeitslohns erhalten. Mit 
Hilfe dieser Förderung konnten bis Ende 1988 rund 
10 350 Schwerbehinderte, davon 900 Auszubildende, 
in das Arbeits- und Berufsleben eingegliedert werden. 
Aus dem Ausgleichsfonds wurden hierfür bis Ende 
1988 rund 76 Mio. DM ausgezahlt. 

Von 1983 bis 1988 wurden aus Mitteln des Aus- 
gleichsfonds 

— für den Bau von Werkstätten für Behinderte 450 
Mio. DM (davon 1988: 121 Mio. DM) 

— für den Bau von Wohnstätten für Behinderte 297 
Mio. DM (davon 1988: 71 Mio. DM) 

bereitgestellt. 

Gleiche Beträge wurden von den Bundesländern für 
diese Zwecke zur Verfügung gestellt. 


6.9 

Die Hauptfürsorgestellen haben im Jahre 1987 für die 
Schaffung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen nach 
Angaben des Jahresberichts 1987 der Arbeitsgemein- 
schaft der deutschen Hauptfürsorgestellen 24,1 Mio. 
DM verwendet. Für die Bereitstellung von Arbeits- 
und Ausbildungsplätzen für Schwerbehinderte ein- 
schließlich der Sonderprogramme des Bundes und der 
Länder standen 62,1 Mio. DM zur Verfügung. 

Für die individuelle Förderung im Rahmen der be- 
gleitenden Hilfe im Arbeits- und Berufsleben wurden 
46,1 Mio. DM aus Mitteln der Ausgleichsabgabe ver- 
wendet, und zwar für 

— technische Arbeitshilfen 2,7 Mio. DM 

— Hilfen zum Erreichen des Arbeitsplatzes 

4,0 Mio. DM 

— Hilfen zur wirtschaftlichen Selbständigkeit 

12,5. Mio. DM 
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— Hilfen zur Erhaltung der Arbeitskraft 

0,1 Mio. DM 

— Hilfen in besonderen behinderungsbedingten Le- 
benslagen 1,5 Mio. DM 

— Leistungen an Arbeitgeber zur behinderungsge- 

rechten Einrichtung von Arbeits- und Ausbil- 
dungsplätzen 20,8 Mio. DM 

— Leistungen für die Durchführung von Aufklä- 
rungs-, Schulungs- und Bildungsmaßnahmen 

2,5 Mio. DM 

Für Bau und Modernisierung von Einrichtungen wur- 
den 1987 104,0 Mio. DM 

aufgewendet, und zwar für 

— berufliche Rehabilitationseinrichtungen 

7,9 Mio. DM 

— Werkstätten für Behinderte 61,5 Mio. DM 

— Wohnanlagen für Schwerbehinderte 

26,6 Mio. DM 

— behinderungsgerechte Einrichtungen zur Erhal- 
tung der Arbeitskraft 4,5 Mio. DM 

— sonstige Einrichtungen 3,5 Mio. DM. 


6.10 

Außer den finanziellen Leistungen kommt auch son- 
stigen Hilfen der Hauptfürsorgestellen eine beson- 
dere Bedeutung zu. Obwohl ihr Personalbestand seit 
1964 nahezu unverändert ist, nahm auch die Zahl der 
Beratungen Schwerbehinderter und der Betriebsbe- 
suche durch die Hauptfürsorgestellen von 1981 bis 
1987 um fast 25 % zu. Im Jahr 1987 wurden insgesamt 
102 000 Beratungen, überwiegend am Arbeitsplatz 
des Schwerbehinderten, sowie rund 29 000 Betriebs- 
besuche durchgeführt. 


6.11 

Die Vertrauensleute der Schwerbehinderten können 
aufgrund ihrer Fachkenntnisse und ihrer Erfahrungen 
über die Abläufe in Betrieben und Verwaltungen ei- 
nen wertvollen Beitrag zu einer verstärkten Einglie- 
derung Schwerbehinderter in das Arbeits- und Be- 
rufsleben leisten. Ihre Rechtsstellung wurde durch die 
Novelle des Schwerbehindertengesetzes 1986 in einer 
Reihe von Punkten verstärkt, damit sie ihrer verant- 
wortungsvollen Aufgabe noch besser gerecht werden 
können als bisher: 

— Bei der Prüfung, ob freie Arbeits- oder Ausbil- 
dungsplätze mit Schwerbehinderten, insbeson- 
dere beim Arbeitsamt arbeitslos oder arbeitssu- 
chend gemeldeten Schwerbehinderten besetzt 
werden können, sind sie vom Arbeitgeber in der 
Regel zu beteihgen. 

— Sie haben ein umfassendes Informations- und An- 
hörungsrecht. Ist eine Maßnahme ohne ihre Betei- 
ligung getroffen worden, ist die Durchführung 


bzw. Vollziehung auszusetzen, bis die vorge- 
schriebene Beteiligung nachgeholt ist. 

— Die Schwerbehindertenvertretung ist zu allen Mo- 
natsbesprechungen zwischen Arbeitgeber und der 
kollektiven Interessenvertretung der Beschäftig- 
ten hinzuzuziehen, weil es immer auch um Ange- 
legenheiten gehen kann, die Schwerbehinderte 
berühren können. 

— Auch die Rechtsstellung der Stellvertreter ist aus- 
drücklich geregelt und verbessert worden. Sie 
können in Betrieben und Dienststellen mit in der 
Regel wenigstens 300 Schwerbehinderten zur Er- 
füllung bestimmter Aufgaben der Schwerbehin- 
dertenvertretung herangezogen werden. In diesen 
Fällen hat der erste Stellvertreter auch ein eigen- 
ständiges Recht zur Teilnahme an Schulungs- und 
Bildungsveranstaltungen. 

Sie haben ständig Verbindung zur Bundesanstalt für 
Arbeit und zur Hauptfürsorgestelle zu halten und mit 
diesen Behörden eng zusammenzuarbeiten (§ 29 
Abs. 2 Satz 2 Schwerbehindertengesetz). 

Die Erfahrungen haben gezeigt, daß die Erfolge bei 
der Vermittlung von Schwerbehinderten nicht zuletzt 
vor allem auf eine enge, engagierte und vertrauens- 
volle Zusammenarbeit mit den Vertrauensleuten der 
Schwerbehinderten zurückzuführen sind. Es bleibt 
Aufgabe der Vertrauensleute der Schwerbehinderten, 
ihre verbesserten Möglichkeiten zum Wohle der 
Schwerbehinderten so weit wie möglich zu nutzen. 
Dazu müssen die Vertrauensleute ihre Rechte und das 
Instrumentarium zur Eingliederung Behinderter ken- 
nen. Die Hauptfürsorgestellen haben daher im Jahre 
1987 — zum Teil gemeinsam mit Dritten — rund 750 
Schulungs- und Bildungsmaßnahmen durchgeführt. 
Daran haben 25 000 Personen teilgenommen, davon 
12 000 Schwerbehinderten- Vertrauensleute. 


6.12 

Ein wichtiges Instrument zur Sicherung und Erhal- 
tung des Arbeitsplatzes für Schwerbehinderte ist der 
besondere Kündigungsschutz mit verwaltungsge- 
richthcher Überprüfung. Er hat sich im großen und 
ganzen bewährt; seit der Novelle 1986 setzt er 6 Mo- 
nate nach Beschäftigungsbeginn ein. Dieser Kündi- 
gungsschutz wird zum Teil in seiner Reichweite ver- 
kannt; insbesondere macht er es nicht unmöglich, sich 
wieder von einem Schwerbehinderten zu trennen, 
wenn es unumgänglich ist. Kommt die Hauptfürsorge- 
stelle nach Prüfung aller Hilfen, die den Fortbestand 
der Beschäftigung sichern, und nach Abwägung der 
beiderseitigen Interessen zu dem Ergebnis, daß eine 
Weiterbeschäftigung des Schwerbehinderten nach 
den Umständen des Einzelfalles unzumutbar ist, wird 
sie die Zustimmung zur Kündigung erteilen. Nach sta- 
tistischen Angaben der Hauptfürsorgestellen ist die 
Zahl der Anträge auf Zustimmung zur ordentlichen 
Kündigung von rund 22 900 in 1984 auf etwa 19 000 
im Jahre 1987 zurückgegangen. In 84 % aller Fälle, in 
denen ein Antrag auf Zustimmung zur ordentlichen 
Kündigung gestellt wurde, kam es zur Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses, darunter in 17 % der Fälle 
wegen Betriebsstillegung und wesentlicher Betriebs- 
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einschränkung. Die Zahl der Anträge auf Zustim- 
mung zur außerordentlichen Kündigung ist von fast 
2 500 in 1984 auf etwa 1 950 im Jahre 1987 zurückge- 
gangen. Davon wurde in rund 17 % der Fälle die 
Zustimmung versagt. In 59 % der Fälle kam es zur 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses. In einem Vier- 
tel der Fälle wurde der Antrag zurückgenommen. 


6.13 

Häufig ist für psychisch Behinderte der Arbeitsplatz 
der wichtigste Ort für den Aufbau sozialer Beziehun- 
gen. Ohne eine berufliche Eingliederung ist in der 
Regel eine soziale Eingliederung nicht möglich. 

Von besonderer Bedeutung ist deshalb die Schaffung 
von geeigneten Arbeitsplätzen auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt. Hier sind die Möglichkeiten des 
Schwerbehindertengesetzes in vollem Umfang zu 
nutzen, um die öffentlichen und privaten Arbeitgeber 
auf dieser Grundlage bei der Einstellung von psy- 
chisch Behinderten zu unterstützen. Dabei kommt der 
psycho-sozialen Betreuung als Teil der begleitenden 
Hilfe im Arbeits- und Berufsleben, bei der die Haupt- 
fürsorgestellen auch freie Träger beteüigen können, 
eine Schlüsselfunktion zu, und zwar nicht nur für psy- 
chisch Behinderte, sondern für alle Schwerbehinder- 
ten und Gleichgestellten, bei denen eine solche Be- 
treuung nach den Umständen des Einzelfalles nötig 
ist. 

Die Bundesregierung begrüßt die Bemühungen der 
Länder, zügig ein flächendeckendes Angebot an psy- 
cho-sozialen Diensten zu schaffen, beispielsweise auf 
der Grundlage von Vereinbarungen zwischen Haupt- 
fürsorgestellen und freien Trägern oder Kommunen. 
Die Inanspruchnahme psycho-sozialer Dienste wird 
dadurch erleichtert, daß die Schwerbehindertenei- 
genschaft im Einzelfall auch glaubhaft gemacht wer- 
den kann, insbesondere durch eine ärztliche Beschei- 
nigung, ohne daß es eines Schwerbehindertenauswei- 
ses oder einer amthchen Gleichstellung bedarf. Nach 
Ansicht der Bundesregierung dürfte dies einer nicht 
unerheblichen Anzahl von psychisch Behinderten zu- 
gute kommen. 


6.14 

Die Bemühungen um die Einghederung Behinderter 
in das Arbeits- und Berufsleben sind vorrangig darauf 
gerichtet. Behinderten den Zugang zum allgemeinen 
Arbeitsmarkt zu eröffnen. Für die, die wegen Art oder 
Schwere ihrer Behinderung dort trotz technischer, ar- 
beitsorganisatorischer oder personeller Maßnahmen 
und Hilfen nicht oder zeitweise nicht tätig sein kön- 
nen, stehen Werkstätten für Behinderte zur Verfü- 
gung. Sie stehen diesen Behinderten offen, sofern 
diese die Mindestvoraussetzungen für eine Förderung 
und die Arbeit in einer Werkstatt für Behinderte erfül- 
len. Zu diesen Behinderten gehören auch diejenigen, 
für deren Betreuung und individuelle Förderung in 
der Werkstatt für Behinderte aufgrund der Behinde- 
rung eine besondere personelle Ausstattung erforder- 


lich ist und deren Betreuung und Förderung daher in 
besonderen Fördergruppen erfolgt. Soweit Behin- 
derte die Mindestvoraussetzungen für eine Förderung 
und die Arbeit in der Werkstatt für Behinderte nicht 
oder noch nicht erfüllen, können sie in Einrichtungen, 
die der Werkstatt angegliedert sind, unter deren „ver- 
längertem Dach" aufgenommen werden. 

Aufgabe der Werkstatt ist es. Behinderte so zu för- 
dern, daß sie bis zum Abschluß der Maßnahmen im 
Arbeitstrainingsbereich in die Lage versetzt werden, 
zunächst überhaupt ein Mindestmaß an wirtschaftlich 
verwertbarer Arbeitsleistung zu erbringen, darüber 
hinaus jeden einzelnen so weit zu fördern, daß er das 
Optimum seiner Leistungsfähigkeit erreicht. Zur Er- 
füllung dieser Aufgaben hat die Werkstatt für Behin- 
derte ein möglichst breites Angebot im Arbeitstrai- 
nings- und im Arbeitsbereich zur Verfügung zu stel- 
len. 


6.15 

Die Bundesrepublik Deutschland verfügt mittlerweile 
über ein flächendeckendes Netz von 384 anerkannten 
Werkstätten für Behinderte (Stand: 8/88). In den 
Werkstätten waren im November 1987 ca. 95 000 Be- 
hinderte beschäftigt, davon ca. 13 000 im Eingangs- 
verfahren und Arbeitstrainingsbereich. Kostenträger 
für das Eingangsverfahren und den Arbeitstrainings- 
bereich ist überwiegend die Bundesanstalt für Arbeit. 
Im Jahr 1987 hat sie dafür 258,8 Mio. DM, im Jahr 1988 
283 Mio. DM an individuellen Leistungen erbracht. 
Kostenträger für den Arbeitsbereich sind ausschließ- 
lich die überörtlichen Träger der Sozialhilfe, die dafür 
1986 rd. 1 300 Mio. DM, 1987 rd. 1 453 Mio. DM auf- 
gebracht haben. 

Der jeweils aktuelle Bedarf an Werkstattplätzen 
konnte in den vergangenen Jahren weitgehend ge- 
deckt werden. Wie bisher wird sich auch in den näch- 
sten Jahren bei der abzusehenden Entwicklung — 
wenngleich regional unterschiedlich — die Notwen- 
digkeit ergeben, weitere Werkstattplätze und dazuge- 
hörige Wohnstätten zu schaffen. Denn den zu erwar- 
tenden Zugängen stehen aus Gründen der Alters- 
struktur der in Werkstätten beschäftigten Behinderten 
nahezu keine Abgänge gegenüber; die weitaus über- 
wiegende Zahl der in Werkstätten beschäftigten Be- 
hinderten steht noch in einem Alter von unter 40 Jah- 
ren. Bei einem Teil der vorhandenen Plätze besteht 
darüber hinaus ein Nachholbedarf qualitativer Art. 


6.16 

In Zukunft wird auch die Aufnahme von psychisch 
Behinderten in den Werkstätten noch weiter an Be- 
deutung zunehmen. Da die Werkstätten darauf ange- 
legt sind, grundsätzlich alle Behinderten aufzuneh- 
men, für die wegen der Behinderung eine Beschäfti- 
gung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht in Be- 
tracht kommt, gehört auch die Eingliederung dieses 
Personenkreises zu den Aufgaben der Werkstätten. 
Für psychisch Behinderte hat sich die Einrichtung be- 
sonderer Abteilungen in Werkstätten, die den beson- 
deren Bedürfnissen dieser Menschen mit darauf abge- 
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stimmten Förder- und Arbeitsangeboten Rechnung 
tragen, bewährt. Hier müssen die Möglichkeiten der 
Werkstatt enver Ordnung stärker als bisher genutzt 
werden, um unter dem rechtlichen Dach der Werk- 
stätten von den Behinderten überschaubare Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten z. B. in Form kleiner Geschäfts- 
läden oder Reparaturwerkstätten zu schaffen. 

Daneben gilt es, die Bemühungen um die Schaffung 
sog. Selbsthilfefirmen für psychisch und sonstige 
schwer vermittelbare Behinderte zu unterstützen und 
deren Entwicklung zu beobachten und zu fördern. 
Dabei muß zunächst geprüft werden, ob die bestehen- 
den rechtiichen und finanziellen Rahmenbedingun- 
gen ausreichen, um die Existenz solcher Selbsthilfefir- 
men langfristig zu sichern und um dauerhafte Be- 
schäftigungsverhältnisse zu bieten, oder ob und wel- 
che ergänzenden Maßnahmen, beispielsweise in 
Form von Beratung, notwendig sind. 


6.17 

Darüber hinaus muß nach Lösungen gesucht werden, 
um den Übergang von Behinderten aus der Werkstatt 
für Behinderte auf den allgemeinen Arbeitsmarkt zu 
fördern. Es müssen die Voraussetzungen geklärt und 
geschaffen werden, um diesen Übergang zu erleich- 
tern. Dabei gilt es, die von überörtlichen Trägern der 
Sozialhilfe und einzelnen Werkstätten bereits ge- 
machten Erfahrungen zu Förderkonzepten und Orga- 
nisationsmodellen fortzuentwickeln. 

Eine Öffnung der Werkstätten „nach oben'' für Perso- 
nen, die zwar sozial benachteiligt sind, die aber auf- 
grund ihres Leistungsvermögens dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, wird dagegen 
nicht mehr in Betracht gezogen. Denn die Förder- und 
Beschäftigungsangebote der Werkstätten sollen den 
darauf angewiesenen Behinderten Vorbehalten blei- 
ben und nicht der Lösung von arbeitsmarktpolitschen 
Problemen dienen. 


6.18 

Die Beschäftigung Behinderter, insbesondere geistig 
Behinderter in Werkstätten für Behinderte wirft eine 
Reihe noch nicht befriedigend beantworteter Fragen 
auf. Hierzu zählen Fragen der Rechtsstellungr der 
Entlohnung und der Mitwirkung der in Werkstätten 
für Behinderte beschäftigten Behinderten. Damit be- 
fassen sich mehrere beim Bundesministerium für Ar- 
beit und Sozialordnung gebildete Arbeitsgruppen, 
denen Vertreter der wichtigsten am Werkstattgesche- 
hen beteiligten Verbände und Kostenträger angehö- 
ren. Versucht werden soll, eine Verbesserung der Si- 
tuation der in Werkstätten für Behinderte beschäftig- 
ten Behinderten herbeizuführen. Dabei gilt es, das 
Rechtsverhältnis des Behinderten zum Träger der 
Werkstatt für Behinderte, das auf dem Rechtsverhält- 
nis des Behinderten zum Sozialleistungsträger (Sozi- 
alleistungsverhältnis) aufbaut, zu untersuchen und 
dabei insbesondere Fragen nach seiner Begründung, 
seinem Inhalt und seiner Beendigung sowie nach dem 
Rechtsweg zu klären. Für viele Behinderte in der 
Werkstatt ist ein solches Rechtsverhältnis schon des- 


halb kein Arbeitsverhältnis, weil dieses bereits wegen 
Fehlens der Geschäftsfähigkeit des Behinderten und 
mangels eines gesetzhchen Vertreters nicht rechts- 
wirksam zustande kommen kann. Von den Verbän- 
den wird mehrheitlich gefordert, den Status dieser 
Behinderten soweit wie möglich, insbesondere hin- 
sichtlich der Schutzrechte, dem Status eines Arbeit- 
nehmers anzunähern. 


6.19 

Keine Änderung zeichnet sich bisher in der Frage 
eines höheren Arbeitsentgelts für die in den Werk- 
stätten tätigen Behinderten ab, die nach wie vor — 
unter Berücksichtigung ihres individuellen Leistungs- 
vermögens — im Durchschnitt nur ein monatliches 
Arbeitsentgelt in Höhe von 220 DM erhalten. Die For- 
derungen der Behindertenorganisationen zielen auf 
eine Änderung der Rechtslage und auf eine Bemes- 
sung des Arbeitsentgelts unabhängig vom Arbeitser- 
gebnis der Werkstatt in einer Höhe ab, wie es zur 
Sicherung des Lebensunterhaltes des Behinderten er- 
forderlich ist und den Behinderten von Leistungen der 
Sozialhilfe zum Lebensunterhalt unabhängig macht. 
Dies würde eine hohe Lohnsubventionierung erfor- 
derlich machen, für die es an einem Kostenträger 
fehlt. Soweit es die Sozialhilfe betrifft, weisen ihre 
Vertreter darauf hin, daß eine Lohnsubventionierung 
nicht zu ihren Aufgaben gehöre und ihre Leistungs- 
pflicht erst bei Bestehen einer individuellen Bedarfs- 
lage — dann in der Form der Hilfe zum Lebensunter- 
halt — einsetze. Weniger weitgehende Forderungen 
zielen auf eine Verbesserung der Entgeltsituation da- 
durch, daß wenigstens der „Grundbetrag" nicht mehr 
aus dem Arbeitsergebnis der Werkstatt für Behin- 
derte, sondern aus anderen Mitteln, z. B. aus Aus- 
gleichsabgabemitteln, finanziert wird. Dazu hat das 
Land Berlin Ende 1987 einen Gesetzesantrag im Bun- 
desrat eingebracht, seitdem aber nicht weiterverfolgt. 
Schließlich gehen Forderungen dahin, eine Verbesse- 
rung der Lohnsituation dadurch zu erreichen, daß die 
überörtlichen Träger der Sozialhilfe allgemein auf 
eine Rückführung des sogenannten Eigenanteils ver- 
zichten, wie dies in der Praxis bereits teilweise ge- 
schieht. 


6.20 

Die Mitwirkung Behinderter in Werkstätten für Be- 
hinderte ist nach § 14 der Werkstättenverordnung 
vorgesehen. Es geht nunmehr um die Frage nach der 
näheren inhaltlichen Ausgestaltung sowie insbeson- 
dere darum, ob es erforderlich, möglich und zweck- 
mäßig ist, gesetzliche Regelungen hierüber zu treffen. 
Des weiteren wird geprüft, ob auch die Mitwirkung 
der Eltern von in Werkstätten beschäftigten Behinder- 
ten, wie sie derzeit in einigen Werkstätten schon prak- 
tiziert wird, staatlich geregelt werden könnte und 
sollte. 

Daneben muß aber auch noch nach anderen Möglich- 
keiten zur Verbesserung der Situation der Werkstät- 
ten für Behinderte gesucht werden. Zu diesem Zweck 
wird vom Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
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Ordnung aus Mitteln der Ausgleichsabgabe das For- 
schungsprojekt „Marketingkonzeption der Werkstät- 
ten für Behinderte" finanziert. Ziel dieses Forschungs- 
projektes ist es, Rahmenbedingungen und Entwick- 
lungsmöglichkeiten für die Herstellung und Vermark- 
tung von Eigenprodukten — im Unterschied zur Auf- 
tragsproduktion — sowie die Erbringung von Dienst- 
leistungen zu untersuchen, um die Arbeitsgebiete in 
der Werkstatt für Behinderte möglichst produktiv und 
marktgerecht zu gestalten. 


6.21 

Auch die Blindenwerkstätten sehen sich zum Teil er- 
heblichen Problemen bei der Beschaffung von Ar- 
beitsaufträgen gegenübergestellt. Es ist beabsichtigt, 
in Absprache mit den beteihgten Bhndenverbänden 
einen Forschungsauftrag mit dem Ziel einer Bestands- 
aufnahme der derzeitigen Situation der Bhndenwerk- 
stätten und der Erarbeitung von Möghchkeiten zur 
Verbesserung zu vergeben. 


7. Behindertengerechte Umwelt (Bauen, Wohnen, 
Verkehr) 

7.1 

Eine der wichtigsten Voraussetzungen für die Einglie- 
derung behinderter Menschen — aber auch zur Ver- 
besserung der Lebensverhältnisse z. B. der alten Men- 
schen, deren Anteil in der Bevölkerung steigt, sowie 
der Famihen mit Kindern — ist eine möglichst hinder- 
nis- und gefährdungsfreie bauliche Umwelt. Dies gilt 
nicht nur in den Wohnungen oder am Arbeitsplatz, 
sondern im gesamten öffentlichen Bereich, das heißt 
auf Straßen, Wegen und Plätzen sowie in öffenthch 
zugänghchen Gebäuden. Ziel muß es sein, eine weit- 
gehende Unabhängigkeit von fremder Hilfe zu errei- 
chen. 

Geltende Rechtsvorschriften, DIN-Normen und För- 
derungsbestimmungen geben bereits Möghchkeiten, 
die Belange der Behinderten zu berücksichtigen. Sie 
müssen jedoch ständig weiterentwickelt und harmo- 
nisiert werden. Zugleich ist es Aufgabe der Baufor- 
schung, durch Forschungs- und Untersuchungsvorha- 
ben herauszufinden, welche baulichen Maßnahmen 
am besten geeignet sind, zur vollen Eingliederung der 
Behinderten beizutragen. 


7.2 

Soziale Integration ist am ehesten erreichbar, wenn 
Behinderte ihr Leben unter Bedingungen gestalten 
können, die denen der Nichtbehinderten möghchst 
nahekommen. Eine wesentliche Voraussetzung dafür 
sind zufriedenstellende Wohnverhältnisse. Die über- 
wiegende Mehrzahl der Behinderten hat grundsätz- 
hch keine anderen Wohnbedürfnisse als die übrige 
Bevölkerung. Besonders schwere Behinderungen 
z. B. bei schwer Gehbehinderten, Rollstuhlfahrern, 
stark Sehbehinderten, Blinden und geistig Behinder- 
ten erfordern jedoch eine behinderungsgerechte Aus- 


gestaltung der Wohnung. Um eine weitgehende An- 
passung der Wohnungen an die Bedürfnisse der Be- 
hinderten und eine möglichst selbständige Lebens- 
führung zu ermöglichen, sind hier individuelle, auf die 
jeweilige Behinderung zugeschnittene Lösungen zu 
suchen. Je nach Art und Umfang der Behinderung 
macht dies Wohnungstypen erforderlich, die von Nor- 
malwohnungen bis zu spezifischen Sonderformen 
nach Normblatt DIN 18025 reichen. 


7.3 

Die Arbeiten zur Verbesserung der Planungsnormen 
zum Bauen für Menschen mit Behinderungen werden 
ständig fortgesetzt. Die DIN18 025, Teil 1 mit Pla- 
nungsgrundlagen für Wohnungen für Rollstuhlbenut- 
zer liegt völlig neu bearbeitet im Entwurf vor; sie be- 
rücksichtigt, daß die Bildung geschlossener Trans- 
portketten bereits an der Wohnung des Rollstuhlbe- 
nutzers beginnen muß. Neue Entwicklungstendenzen 
der Wohnungsanpassung unter Einbeziehung elek- 
tronischer Hilfsmittel finden dabei angemessene Be- 
rücksichtigung. So sollen behindertengerechte Woh- 
nungen nicht nur mit einem Notrufanschluß ausge- 
stattet sein; vielmehr sind alle Räume so herzustellen, 
daß entsprechend den individuellen Nutzerbedürfnis- 
sen Fernmeldeanlagen, Hörgeräte, akustische und 
optische Signale und ähnliche Hilfsmittel uneinge- 
schränkt installiert werden können. 

Die DIN 18025, Teil 2 erhielt bei der Überarbeitung, 
die kürzhch mit einem neuen Entwurf unter dem Titel 
„Planungsgrundlagen, Wohnungen für Menschen mit 
sensorischen oder anderen Behinderungen" abge- 
schlossen wurde, eine umfassendere Zielsetzung. Sie 
spricht damit Blinde und wesentlich Sehbehinderte, 
Gehörlose und wesentlich Hörgeschädigte sowie 
Menschen aller Altersgruppen mit Behinderungen 
an; damit wird eine Norm geschaffen, die die Grund- 
lage praktisch für den gesamten Wohnungsbau der 
Bundesrepubhk Deutschland bilden kann. Alle neuen 
Wohnungen, die die darin festgelegten Grundsätze 
berücksichtigen, lassen sich dann in Zukunft ohne 
Schwierigkeit mit geringem Aufwand für jede indi- 
viduelle Behinderung anpassen mit Ausnahme der 
schweren Mobilitätsbehinderungen der Rollstuhlbe- 
nutzer, für die DIN 18025, Teil I gilt. Der wichtige 
Rehabilitations- und Eingliederungsansatz, beim Auf- 
treten einer Behinderung möglichst in der gewohnten 
Umgebung zu verbleiben, kann damit weitgehend 
Berücksichtigung finden. 


7.4 

Bei der DIN 18024, Teil 1, die für bauhche Maßnah- 
men für Behinderte und alte Menschen im öffentli- 
chen Bereich als Planungsgrundlage für Straßen, 
Plätze und Wege gilt, wurde der Schritt zur grundsätz- 
lichen Anerkennung als Stand der Technik bei allen 
derartigen Maßnahmen bereits vollzogen. Die Anfor- 
derungen dieser Norm konnten voll in die „Empfeh- 
lungen für die Anlage von Erschließungsstraßen — 
EAE 85" aufgenommen werden. Es kann demzufolge 
heute davon ausgegangen werden, daß hier bei der 
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Neuanlage und beim weiteren Ausbau ohne besonde- 
ren Hinweis die Belange der Behinderten berücksich- 
tigt werden. 

DIN 18024, Teil 2 legt die Planungsgrundlagen für 
bauhche Maßnahmen für Behinderte und alte Men- 
schen im öffenthchen Bereich bei öffentiich zugängi- 
gen Gebäuden fest. Die darin enthaltenen Anforde- 
rungen werden erfreulicherweise bereits bei allen Ge- 
bäuden des Bundes, der Länder und der Gemeinden 
— auch im Altbaubereich durch Ergänzungsmaßnah- 
men — weitgehend berücksichtigt. Ein gewisser 
Nachholbedarf besteht noch bei den Gebäuden, die 
sich in der Hand von Privatpersonen und Gesellschaf- 
ten befinden. Zur Zeit wird diese Norm überarbeitet, 
wobei unter anderem auch das Ziel verfolgt wird, ähn- 
lich wie bei den beiden unmittelbar zuvor erwähnten 
Normen besser die allgemeine Gültigkeit und Umset- 
zung in die Baupraxis und Gebäudemodernisierung 
zu erreichen. 

Untersuchungen der Bundesanstalt für Straßenwesen 
haben im übrigen ergeben, daß die Anforderungen an 
Rampen der Überprüfung bedürfen. Der Bundesmini- 
ster für Verkehr hat den Deutschen Normenausschuß 
ersucht, dieser Frage nachzugehen. 


7.5 

Als Wohnformen für Behinderte kommen in Be- 
tracht 

— behindertenfreundliche Wohnungen mit stufenlo- 
sem Zugang, gleitsicheren Fußbodenbelägen, 
Sonderbreiten bei Türen, Aufzügen, Gängen und 
Sanitärräumen, 

— behindertengerechte Wohnungen für Körperbe- 
hinderte, insbesondere für Rollstuhlfahrer, 

— Grupp enwohnungen für Geistig- und zum Teil 
auch Körperbehinderte mit 6 bis 8 Personen, dar- 
unter eventuell auch Nichtbehinderten, 

— Wohnräume für Behinderte, die nur partiell auf 
Hilfe oder Pflege angewiesen sind, im übrigen 
aber ein selbständiges Leben führen können, 

— Pflegeheime für besonders Pflegebedürftige. 

Welche dieser Formen zu wählen ist, richtet sich nach 
den behinderungsbedingten Bedürfnissen jedes Ein- 
zelfalles ; dabei sind auch die Beziehungen des Behin- 
derten zu seiner Umwelt zu berücksichtigen. 


7.6 

Oft kann durch kleine bauliche Veränderungen wie 
z. B. durch die Verbreiterung von Türen, durch den 
Einbau einer Lichtklingelanlage für Gehörlose oder 
durch die Installation eines Heimdialysegerätes ein 
Verbleiben des Behinderten in seiner Wohnung be- 
wirkt werden, so daß ihm die gewachsenen sozialen 
Kontakte nicht verloren gehen. Daher rückt anstelle 
von Neubauten die Anpassung baulicher Anlagen an 
die Bedürfnisse Behinderter in den Vordergrund; das 
kommt vor allem denen zugute, die eine Behinderung 


erst in späteren Lebensjahren erleiden und aufgrund 
von Anpassungsmaßnahmen in ihrer vertrauten Um- 
gebung verbleiben können, was ihnen zusätzliche Er- 
folgschancen bei der Eingliederung und Rehabilita- 
tion gibt. 


7.7 

Für den Bereich stationärer Unterbringung gab es 
1987 nach Ländererhebungen rund 71 500 Heim- 
plätze in Einrichtungen für Behinderte und rund 
155 000 Plätze für Pflegebedürftige in Altenpflegehei- 
men und Altenheimen mit Pflegeabteilungen Eine 
größere Zahl von Pflegebedürftigen ist auch in psych- 
iatrischen und neurologischen Krankenhäusern, in 
Krankenhäusern für chronisch Kranke und geriatri- 
schen Kliniken sowie in Altenheimen langfristig un- 
tergebracht. Insgesamt kann derzeit von rd. 300 000 
stationär untergebrachten Pflegebedürftigen und Be- 
hinderten ausgegangen werden. 

Einzelne Erhebungen auf örtlicher oder regionaler 
Ebene haben ergeben, daß es bei akutem Unterbrin- 
gungsbedarf in Notsituationen immer wieder zu 
(meist langfristig bestehenbleibenden) Fehlbelegun- 
gen kommt, weil es entweder keine geeigneten Ange- 
bote für jüngere Behinderte in Wohnortnähe der Fa- 
milie gibt oder die vorhandenen Einrichtungen keine 
freien Kapazitäten haben, da die Plätze zum überwie- 
genden Teil langfristig besetzt bleiben. Für das Land 
Bayern wurde z. B. 1986 festgestellt, daß die Pfle- 
geheime der Altenhilfe durchschnittlich zu 3,5% mit 
unter 60 Jahre alten Personen, davon rd. 2 900 Behin- 
derten, fehlbelegt sind. 

Das Problem der Fehlplazierung mit seinen negativen 
Folgen für die psycho-soziale Situation der Betroffe- 
nen und ihre Rehabiliationschancen bedarf dringend 
der Lösung, zumal sich die Lage in den kommenden 
Jahren noch verschärfen wird, wenn die Nachfrage 
nach Wohnmöglichkeiten für behinderte Menschen, 
auch mit schweren und schwersten Behinderungen, 
deutiich steigen wird, weil die Betreuung in der Fami- 
lie aus Altersgründen nicht mehr geleistet werden 
kann. 


7.8 

Um einen Überblick über vorhandene Wohnangebote 
und Entwicklungstendenzen bei den Trägern von 
Einrichtungen und erfolgreiche Konzeptionen inte- 
grativen Wohnens zu gewinnen, hat der Bundesmini- 
ster für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit eine 
Studie zum Thema „Wohnen Behinderter" erstellen 
lassen, die 1987 durch einen Workshop auf EG-Ebene 
über Ansätze und Erfahrungen in anderen Ländern 
ergänzt wurde. Die Ergebnisse werden demnächst 
veröffentlicht. 

In der Bestandsaufnahme hat sich bestätigt, daß die 
Vorstellungen über ein angemessenes Wohnen be- 
hinderter Menschen in nahezu allen Bereichen eine 
deutliche Änderung erfahren haben und sich weiter 
wandeln. Ergänzend zu den Großeinrichtungen mit 
ihrem für die Bewohner eher geschlossenen Lebens- 
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Zusammenhang von Wohnen, Arbeit und Freizeit ist 
eine große Zahl von kleineren Wohnheimen entstan- 
den, die sich auf die reine Wohnversorgung beschrän- 
ken. Darüber hinaus gibt es eine wachsende Zahl von 
Außen-Wohngruppen und betreuten Wohngemein- 
schaften und in jüngster Zeit auch Möglichkeiten des 
betreuten Einzelwohnens. Die Nachfrage ist aller- 
dings sehr viel größer als das Angebot. Wartehsten 
bestehen fast überall, und für viele Behinderte, vor 
allem auch schwerer und schwerstbehinderte Men- 
schen fehlt die Möglichkeit, sich frei für eine selbstge- 
wählte Wohnform zu entscheiden. 


7.9 

Grundsätzlich wird es von den Trägerverbänden, El- 
ternvereinen und regionalen Initiativen als notwendig 
angesehen, bestehende und neu zu errichtende 
Wohnstätten stärker zu differenzieren, um eine viel- 
schichtigere, anregendere Wohnumwelt für die be- 
hinderten Bewohner zu schaffen. 

Folgende Entwicklungstendenzen bestimmen die 
derzeitige Situation: 

— Für Anstalten und Pflegeheime wird die Schaffung 
kleinerer überschaubarer Wohneinheiten inner- 
halb des Geländes fortgesetzt, mit Gruppenstruk- 
turen und mehr privaten Gestaltungsmöglichkei- 
ten. Mit Ortsteil- und Satellitenkonzeptionen wird 
eine stärkere Öffnung und Einbindimg in „nor- 
male" Lebensverhältnisse angestrebt. 

— Wohnheime orientieren sich zunehmend an einer 
Kleingruppenstruktur mit entsprechender bauli- 
cher und funktionaler Differenzierung, z. B. dezen- 
traler Gruppenselbstversorgung. Neueinrichtun- 
gen streben kleinere Gesamteinheiten an, mit ei- 
ner maximalen Bewohnerzahl von 25. 

— Mit betreuten Wohngemeinschaften und betreu- 
tem Einzelwohnen sollen Angebote geschaffen 
werden, die in größeren Einrichtungen z. B. wegen 
zentraler Versorgung und geringer Entschei- 
dungs- und Gestaltungsspielräumen so nicht mög- 
lich sind. Verbände und Träger bemühen sich ver- 
stärkt um den Ausbau dieser differenzierten Ange- 
bote. Mit der Veränderung der Wohn- und Lebens- 
zusammenhänge für die Betroffenen ergibt sich 
die Notwendigkeit, die Formen der Hilfe inhaltlich 
und organisatorisch neu zu orientieren. 

Für den Ausbau und die Weiterentwicklung offener 
Wohnformen ergeben sich allerdings vielfältige Pro- 
bleme 

— bei der rechtlichen Zuordnung und Finanzie- 
rung, 

— durch die daraus resultierenden Einschränkungen 
und Auflagen bei der inhaltlichen und organisato- 
rischen Gestaltung, 

— durch die oft integrationshemmenden Gegeben- 
heiten der sozialen Umwelt, 

— wegen mangelnder Vorbereitung der behinderten 
Bewohner in Elternhaus und Schule auf die Anfor- 
derungen selbständigerer Lebensgestaltung, 


— durch die noch weitgehend ungelösten Fragen der 
Integration auch schwer- und schwerstbehinderter 
Menschen in offene Wohnformen und 

— aufgrund des spezifischen Bedarfs der Mitarbeiter 
und Betreuer an Fortbildung, um neue und u. U. 
belastende Anforderungen adäquat bewältigen zu 
können. 


7.10 

Besondere Probleme wirft auch die Wohnversorgung 
psychisch Behinderter auf. Den Ergebnissen des Mo- 
dellprogramms Psychiatrie ist zu entnehmen, daß die 
großen Heime und Anstalten vielfach nicht den 
Wohnbedürfnissen der dort untergebrachten psy- 
chisch Behinderten entsprechen. Wohnortferne, 
Größe und zentralisierte Versorgungsstrukturen be- 
einträchtigen Rehabilitationschancen und Verselb- 
ständigung der Betroffenen. Es besteht deshalb nach 
wie vor ein großer Bedarf an anderen beschützten 
Wohnformen (Übergangswohnheime, Wohngruppen, 
Wohngemeinschaften, Einzelwohnungen), die im 
Rahmen des Modellprogramms erprobt wurden und 
sich überzeugend bewährt haben, weil sie die indivi- 
duellen Bedürfnisse und Fähigkeiten der psychisch 
Behinderten flexibler berücksichtigen können, in ih- 
rer Zusammensetzung nicht so heterogen sind und, 
wenn ortsnah angeboten, die familiären und sozialen 
Bezüge der Bewohner nicht zerstören. Die Schaffung 
entsprechender Angebote ist in den letzten Jahren 
fortgesetzt worden und hat zu weiteren Fortschritten 
geführt. 


7.11 

Besonderes Augenmerk wird in Zukunft ferner auf die 
wachsende Gruppe der älteren geistig Behinderten 
zu richten sein. Es sind Konzepte zu entwickeln, wie 
den spezifischen Bedürfnissen dieser Menschen nach 
Förderung, Unterstützung bei der Tagesgestaltung 
und Erhalt der gewohnten Umgebung entsprochen 
werden kann. Wie für alle Behinderten und Pflegebe- 
dürftigen muß auch für geistig behinderte Menschen 
im Alter gelten, daß ihr Verbleib in der vertrauten 
Wohnumwelt und Hausgemeinschaft so lange wie 
möglich erhalten bleiben muß; dem trägt die Aus- 
gleichsabgabe Verordnung in § 31 Abs. 2 Nr. 6 bei 
Wohnstätten, die aus der Ausgleichsabgabe gefördert 
werden, jetzt Rechnung. 


7.12 

In der Einstellung der Bevölkerung zu schwer Körper- 
und Mehrfachbehinderten zeichnen sich allmählich 
eine größere Aufgeschlossenheit und ein stärkeres 
Verständnis für die Forderung ab, auch diesem Perso- 
nenkreis so weitgehend wie möghch eine Teilhabe 
am Leben in der Gesellschaft zu ermöghchen. Die 
Tendenz, nach Möglichkeit von einer vollstationären 
Unterbringung abzusehen, hat erheblich zugenom- 
men. Neue Wohn- und neue Arbeitsformen mit neuen 
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Wegen der Betreuung stehen allenthalben zur Dis- 
kussion und werden erprobt. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß intensiv nach För- 
dermöglichkeiten für diese hart betroffenen Men- 
schen gesucht wird. Sie begrüßt besonders die Suche 
nach neuen Wohnformen, denn die Unterbringung in 
einer großen zentralen Einrichtung sollte auch bei dif- 
ferenzierten Versorgungsangeboten nicht die einzige 
Möglichkeit sein. Es kommt vielmehr darauf an, un- 
terschiedliche Wohnangebote mit einer gesicherten 
und kontinuierlichen Betreuung zu schaffen, die so- 
ziale Kontakte, aber auch den Rückzug in die Privat- 
sphäre ermöghchen. 


7.13 

Bund, Länder und Gemeinden fördern den sozialen 
Wohnungsbau auf der Grundlage des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes, insbesondere mit Darlehen und 
Aufwendungshilfen. Die Förderung umfaßt sämtliche 
Wohnungsarten von Familienheimen bis zu Mietwoh- 
nungen und Wohnheimen und dient der angemesse- 
nen Wohnungsversorgung breiter Schichten und der 
Eigentumsbildung der Bevölkerung. 

Behinderte zählen zu denjenigen Personengruppen, 
die im Rahmen des sozialen Wohnungsbaues vor- 
dringlich zu fördern sind, da sie besondere Schwierig- 
keiten bei der Wohnungsversorgung haben. In mehr- 
facher Weise wird der Minderung des zur Verfügung 
stehenden Einkommens (infolge Minderung der Er- 
werbsfähigkeit) bzw. den erhöhten Aufwendungen 
(infolge besonderer Wohnbedürfnisse) der Behinder- 
ten gesetzlich Rechnung getragen. 

Insgesamt haben die Bundesländer, denen nach der 
verfassungsrechtlichen Zuständigkeitsverteilung die 
Durchführung des sozialen Wohnungsbaues obliegt, 
in den Jahren von 1977 bis 1987 mit Bundes- und Lan- 
desmitteln über 32 000 Wohnungen und fast 10 000 
Heimplätze für Schwerbehinderte geschaffen. 


7.14 

Mit Mitteln des sozialen Wohnungsbaus geförderte 
Mietwohnungen unterliegen nach dem Wohnungs- 
bindungsgesetz einer Belegungs- und Mietpreisbin- 
dung und werden deshalb nur an Wohnungsberech- 
tigte mit einer preisgebundenen Miete vermietet. Die 
Wohnberechtigung richtet sich nach der Höhe des 
Gesamteinkommens der Famihe, wobei sich die Ein- 
kommensgrenze für Schwerbehinderte und ihnen 
Gleichgestellte erhöht. In der Wohnberechtigungsbe- 
scheinigung ist auch die für den Haushalt des Wohn- 
berechtigten angemessene Wohnungsgröße (nach 
Wohnfläche oder Raumzahl) anzugeben; hierbei wer- 
den besondere persönliche Bedürfnisse, z. B. wegen 
Behinderung, berücksichtigt (§ 5 Abs. 2 S. 2 des Woh- 
nungsbindungsgesetzes). 

Bau und Kauf von Eigenheimen und Eigentumswoh- 
nungen werden ebenfalls im Rahmen des sozialen 
Wohnungsbaues gefördert, um auch einkommens- 
schwächeren Personengruppen die Bildung von Woh- 
nungseigentum zu ermöglichen. Als Finanzierungs- 


hilfen sind öffentliche und nicht öffentliche Baudarle- 
hen, Familienzusatzdarlehen, Aufwendungszu- 
schüsse unddarlehen vorgesehen. Wie bei der Wohn- 
berechtigung sind im ersten Förderungsweg die in 
§ 25 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes bestimmten 
Einkommensgrenzen (Familieneinkommen pro Jahr) 
zu beachten, die sich wegen der Behinderung erhö- 
hen. Für die Bewilligung von Aufwendungshilfen im 
zweiten Förderungsweg dürfen diese Einkommens- 
grenzen um 40 % überschritten werden. 

Gehört zu einer Familie ein Schwerbehinderter oder 
Gleichgestellter, wird das Familienzusatzdarlehen 
zum Bau eines Eigenheims oder einer Eigentumswoh- 
nung aufgestockt. Für erforderliche behinderungsbe- 
dingte zusätzliche Baumaßnahmen können weitere 
Finanzierungshilfen in Betracht kommen. Außerdem 
können die gesetzlichen Wohnflächengrenzen über- 
schritten werden, wenn ein Mehrbedarf aufgrund be- 
sonderer persönlicher Bedürfnisse vorliegt; dies kann 
vor allem bei Schwerbehinderung in Betracht kom- 
men. 

Für die Ablösung von öffentlichen Baudarlehen für 
Eigenheime und Eigentumswohnungen wird der er- 
forderliche Tilgungsbetrag u. a. gestaffelt nach der 
Kinderzahl ermittelt. Behinderte werden hierbei wie 
folgt begünstigt: ausgehend von der tatsächlichen 
Kinderzahl werden Schwerbehinderte der jeweils 
nächsthöheren Gruppe zugeordnet, z. B. wird ein kin- 
derloser Schwerbehinderter der Gruppe mit 1 bis 2 
Kindern zugeordnet und erhält dadurch einen höhe- 
ren Ablösungsbonus. 

Der Bund kann nach § 24 des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes Bürgschaften, Garantien oder andere Ge- 
währleistungen nicht nur für Wohnungsneubauten, 
sondern auch für den Erwerb vorhandener Wohnun- 
gen insbesondere durch Schwerbehinderte überneh- 
men. 

In der gesetzlichen Unfallversicherung wird sog. 
Wohnungshilfe zur Erleichterung der Unfallfolgen im 
sozialen Bereich geleistet. 

Zu den Aufgaben der Eingliederungshilfe nach dem 
Bundessozialhilfegesetz gehört die Hilfe bei der Be- 
schaffung und Erhaltung einer Wohnung, die den be- 
sonderen Bedürfnissen des Behinderten entspricht. 
Hilfen zur Beschaffung, Ausstattung und Erhaltung 
einer behindertengerechten Wohnung sehen ferner 
das Schwerbehindertengesetz und die Ausgleichsab- 
gabe-Verordnung vor. 


7.15 

Zur wirtschaftlichen Sicherung angemessenen und fa- 
miliengerechten Wohnens wird nach Maßgabe des 
Wohngeldgesetzes auf Antrag Wohngeld als Zuschuß 
zu den Aufwendungen für den Wohnraum gezahlt. 
Wohngeld erhalten Mieter als Mietzuschuß, Eigentü- 
mer des selbstgenutzten Wohneigentums als Lasten- 
zuschuß. 

Anspruch und Höhe des Wohngeldes hängen ab vom 
Familieneinkommen, von der Zahl der zum Haushalt 
gehörenden Familienmitglieder und von der monatli- 
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chen Miete oder Belastung, die bis zu einem bestimm- 
ten Höchstbetrag berücksichtigt wird. 

Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens wird zu- 
gunsten haushaltsangehöriger Schwerbehinderter 
mit einem Grad der Behinderung von wenigstens 80 
oder bei Pflegebedürftigen ein Freibetrag abgesetzt. 


7.16 

Das durch die ökonomische und technische Entwick- 
lung geprägte Zusammenleben auf engem Raum 
schafft ständig neue künstliche Hindernisse, die ins- 
besondere die Mobilität der Behinderten einschrän- 
ken. Um Behinderten ein Höchstmaß an Mobilität zu 
ermöglichen, sind vermehrte Anstrengungen zur be- 
hindertenfreundlichen Gestaltung der Umwelt erfor- 
derlich, die die Lebensqualität aller Bürger erhöhen 
und das Miteinander von Nichtbehinderten und Be- 
hinderten erleichtern, und zwar sowohl durch Ver- 
meidung von Hindernissen bei Neubauten als auch 
durch Abbau bestehender Hindernisse. Ziel der bau- 
lichen Maßnahmen ist nicht in erster Linie das behin- 
dertengerechte Einzelobjekt, sondern die zweckmä- 
ßig gestaltete Umwelt für Jedermann, denn die ideale 
Einrichtung für Behinderte kann durchaus auch eine 
optimale Einrichtung für Nichtbehinderte sein. 

Insbesondere sind folgende Maßnahmen zu berück- 
sichtigen: 

— Beim Neubau oder der Neugestaltung von Plätzen 
und Straßen sind ausreichend breite und nicht 
durch Hindernisse versperrte Gehwege anzule- 
gen. Bordsteine im Bereich von Fußgängerüber- 
wegen sind abzusenken, die Fußgängerampeln 
mit akustischen Signalen auszustatten, ausgeschil- 
derte Behindertenparkplätze in ausreichender 
Zahl einzurichten, Fußgängerzonen zu schaffen 
bzw. auszubauen. 

— Beim Neubau von öffentlichen Gebäuden sind die 
Zugänge behindertengerecht zu gestalten, genü- 
gend breite Türen, Ruhebänke in ausreichender 
Zahl, Behindertentoiletten, Bedienungsinstru- 
mente für Rollstuhlfahrer und kleinwüchsige Men- 
schen in erreichbarer Höhe, behinderungsge- 
rechte Fahrstühle zu installieren und durch ent- 
sprechende Beschilderungen für den Behinderten 
kenntlich zu machen. Hinzu kommen verschie- 
dene Sondereinrichtungen für Sehbehinderte und 
Hörgeschädigte. 


7.17 

Allerdings bereiten im Bereich des öffentlichen Perso- 
nennahverkehrs und der Bundesbahn Umbaumaß- 
nahmen für Behinderte, die zugleich auch älteren Mit- 
bürgern und Kindern zugute kommen würden, beson- 
dere Probleme wegen des hohen technischen Auf- 
wands und der damit verbundenen Kosten; jedoch 
werden auch hier im Rahmen des Möglichen Verbes- 
serungen vorgenommen. 

Das vom Bundesminister für Verkehr herausgege- 
bene Sonderheft 39/1986 der Schriftenreihe „For- 


schung und Stadtverkehr" weist auf die bestehenden 
Nutzungsschwierigkeiten und -hindernisse für be- 
hinderte Personen in den verschiedenen Verkehrssy- 
stemen und auf Anforderungen hin, die an eine behin- 
dertengerechte Gestaltung der Umwelt zu stellen 
sind. 

Die Deutsche Bundespost hat sich bereits verstärkt 
bemüht, Mobilitätshemmnisse für Behinderte so weit 
wie möglich abzubauen, um damit den Bedürfnissen 
der Behinderten nach Benutzung postalischer Ein- 
richtungen und Dienstleistungen sowie der bei ihr 
beschäftigten Schwerbehinderten Rechnung zu tra- 
gen und die Nutzung der Gebäude und ihrer Einrich- 
tungen weitgehend unabhängig von fremder Hilfe zu 
ermöglichen. 


7.18 

Die Bemühungen, die Eisenbahnbenutzung für Be- 
hinderte zu erleichtern, werden mit Erfolg fortgesetzt. 
Bei Neu- und Umbauten von Bahnhofsanlagen wer- 
den die Belange der Behinderten, insbesondere die 
der Rollstuhlfahrer, berücksichtigt, um die Benutzung 
der Eisenbahn zu erleichtern. Hierzu zählen auch die 
Verbesserung des Zugangs durch den Einbau von 
Rampen, Aufzügen, Fahrsteigen. 

Bei der Deutschen Bundesbahn sollen alle Bahn- 
steige, die dem Fernverkehr dienen, auf eine Höhe 
von 0,76 m über Schienenoberkante angehoben wer- 
den; IC-Bahnhöfe verfügen bereits über solche Bahn- 
steighöhen. Im reinen S-Bahnverkehr ist fast ein hö- 
hengleiches Einsteigen möglich. Auch im übrigen 
S-Bahnverkehr zeichnen sich weitere Verbesserun- 
gen ab. 

Seit 1985 ist auch Rollstuhlfahrern die Benutzung des 
IC-Verkehrs möglich. Die Deutsche Bundesbahn hat 
bis heute 118 klimatisierte Inter city- Großraumwagen 
beschafft und führt seit Sommerfahrplan 1987 in je- 
dem IC-/EC-Zug ihres Kernnetzes einen solchen be- 
hindertengerechten Reisezugwagen mit Einstiegstü- 
ren von 0,8 m Breite mit, der innen behindertenge- 
recht ausgestattet ist. In den ICE-Zügen (IC-Express), 
die Anfang der 90er Jahre auf den Neu- und Ausbau- 
strecken der Deutschen Bundesbahn eingesetzt wer- 
den, sind ebenfalls Bereiche für Behinderte mit ange- 
paßtem WC sowie Rollstuhlabstellplätzen vorgese- 
hen. 

Auch im Bereich des übrigen Fernverkehrs tragen die 
Planungen der Deutschen Bundesbahn der besonde- 
ren Situation der behinderten Fahrgäste Rechnung. 
Das Interregio-System, durch das die bisherigen 
D-Züge schrittweise abgelöst werden, sieht einen Ser- 
vice-Wagen vor, der u. a. spezielle, bedarfsgerechte 
Plätze für Rollstuhlfahrer bietet. Es wird erwogen, ab 
Anfang der 90er Jahre für den Berlinverkehr eine In- 
terregio-Linie im Zweistundentakt zwischen Köln und 
Berlin (West) einzuführen; der schrittweise Einsatz 
von Interregio-Wagen in den übrigen Zügen des Ber- 
linverkehrs ist vorgesehen. Bereits ab Sommer 1988 
wird in je einem Zugpaar zwischen Berlin und Ham- 
burg bzw. Berlin und Köln ein Wagen mit Behinder- 
tenabteil und einem speziellen Sanitärraum (Toilette) 
für Behinderte eingesetzt. 
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Die Frage der Einstiegshilfen für die behindertenge- 
rechten Fahrzeuge ist bis heute noch nicht abschlie- 
ßend geklärt. Bisher wird vorwiegend manuell Hilfe 
geleistet durch DB-Bedienstete und die Bahnhofsmis- 
sionen. Z. Zt. werden auf besonderen Schwerpunkt- 
stellen mit entsprechendem Aufkommen an Rollstuhl- 
fahrern Hub wagen und Rampen als bahnsteiggebun- 
dene Einstiegshilfen getestet. Die Deutsche Bundes- 
bahn ist beauftragt, ein Entwicklungskonzept für Ein- 
stiegshilfen zu erarbeiten. 


7.19 

Mit dem „Reiseführer für behinderte Fahrgäste" 

stellt die Deutsche Bundesbahn seit Jahren älteren 
und behinderten Reisenden eine umfassende Infor- 
mationsschrift für die Nutzung ihres Angebots wie all- 
gemein für die Planung und Durchführung von Reisen 
zur Verfügung. Er informiert über Vergünstigungen, 
die Behinderte in Anspruch nehmen können, enthält 
für mehr als 430 Bahnhöfe Angaben u. a. über Art der 
möglichen Betreuung, hindernisfreie Bahnsteigzu- 
gänge, behindertengerechte Einrichtungen und 
nennt die Ansprechstellen. Darüber hinaus gibt es auf 
über 500 Bahnhöfen Betreuungsstellen verschiedener 
Organisationen, die Behinderten ihre Dienste an- 
bieten. Viele neuere Angebote und Dienstleistungen 
der Bundesbahn erleichtern gerade behinderten und 
älteren Fahrgästen das Reisen (z. B. Gepäckträger- 
dienst, Handgepäckförderbänder, Haus-Haus-Ge- 
päckdienst, Parkplätze an Bahnhöfen, Autovermie- 
tung). Die Bundesbahn hält überdies durch ihre Kon- 
taktstelle für Behindertenfragen bei der Zentralstelle 
in Mainz ständig Verbindung zu den Dachorganisa- 
tionen der Behindertenverbände. 


7.20 

Der öffentliche Personennahverkehr ist trotz einiger 
Verbesserungen für viele Menschen wegen baulicher 
Hindernisse weiterhin nicht oder nur schwer zugäng- 
lich. Hierzu gehören nicht nur Behinderte, sondern 
auch alte Menschen und Mütter mit kleinen Kindern 
sowie Reisende mit Traglasten. 

Die allgemeine Verwaltungs- und Finanzierungszu- 
ständigkeit für den öffentlichen Personennahverkehr 
liegt bei den Ländern und Gemeinden. Durch Zu- 
schüsse nach dem Gemeinde verkehrsf inanzierungs- 
gesetz — auch für Maßnahmen zur Verbesserung der 
Situation Behinderter — wird ihnen diese Aufgabe 
erleichtert. Besonders hervorzuheben ist, daß nach 
einem Bund-Länder-Beschluß vom Oktober 1985 
auch der nachträgliche Einbau von Aufzügen in 
Schnellbahnstationen gefördert wird. Am 1. Januar 
1988 ist das Gesetz zur Änderung des Gemeindever- 
kehrsfinanzierungsgesetzes in Kraft getreten, wonach 
auch die Erst- und Ersatzbeschaffung von Omnibus- 
sen mit Bundesfinanzhilfen gefördert werden kann; 
sofern diese Fahrzeuge zusätzliche Einrichtungen für 
die Beförderung von Behinderten erhalten, sind auch 
die Kosten zuwendungsfähig. 

Die seit dem 1. Januar 1988 geltende Verordnung für 
Straßen-, Stadt- und U-Bahnen sowie die für den 


S-Bahnbereich geltenden Richtlinien fordern Rück- 
sichtnahme auf Behinderte im schienengebundenen 
Personenverkehr. Schwerpunkte bilden Maßnahmen 
zur Verbesserung des Ein- und Ausstiegs sowie des 
Zu- und Abgangs an den Haltestellen. Diese Vorga- 
ben werden zunehmend bei Neu- und Umbauten be- 
achtet. Auch bei neuen Fahrzeugen des Regional- und 
Nahverkehrs werden die Belange der Behinderten 
durch breitere Einstiegstüren sowie Abstellmöghch- 
keiten für Rollstühle in den Einstiegsräumen berück- 
sichtigt. 

Die technischen Möghchkeiten müssen nun Zug um 
Zug reahsiert und dabei die Finanzierungsmöglich- 
keiten, die sich aus dem Gemeindeverkehrsfinanzie- 
rungsgesetz ergeben, genutzt werden; dabei ist anzu- 
streben 

— die schrittweise Einbeziehung aller Verkehrssy- 
steme in die behindertengerechte Gestaltung der 
Verkehrsangebote, 

— die Reahsierung technischer Lösungsmöglichkei- 
ten, die für alle Verkehrsteilnehmer Nutzungsvor- 
teile bieten, und 

— die schrittweise Realisierung eines behindertenge- 
rechten öffentlichen Personennahverkehrs im 
Rahmen von Instandsetzungs-, Modernisierungs- 
und Neubaumaßnahmen. 


7.21 

Der Bundesminister für Verkehr hat zur Klärung 
schwieriger und komplexer Fragen durch eine Unter- 
suchung über die behindertengerechte Gestaltung 
des Busverkehrs beigetragen. Die Studie enthält Lö- 
sungsvorschläge, bei deren Verwirklichung behin- 
derten Menschen die Busfahrt wesentlich erleichtert 
oder überhaupt erst ermöglicht wird. 

Im Zuge ohnehin fälliger Investitionen haben einige 
Verkehrsträger Niederflurbusse angeschafft und so- 
mit die Voraussetzung geschaffen für ein für alle Fahr- 
gäste attraktives Verkehrsangebot. Darüber hinaus 
wird z. Zt. an einer DIN-Norm gearbeitet, in der Min- 
destanforderungen an Kraftomnibusse (z. B. hinsicht- 
lich Einstiegshilfen, Aufstellplätze für Rollstühle und 
Rückhalte einrichtungen) festgelegt werden sollen. 
Auch im internationen Bereich wird über solche 
Festlegungen beraten. 


7.22 

Schwerbehinderte, die in ihrer Bewegungsfähigkeit 
im Straßenverkehr erheblich beeinträchtigt sind, ha- 
ben Anspruch auf unentgeltliche Beförderung im öf- 
fentlichen Personennahverkehr (im Sinne von § 61 
Abs. 1 des Schwerbehindertengesetzes). Darüber hin- 
aus sind die notwendigen Begleitpersonen Schwerbe- 
hinderter im Nahverkehr wie auch im Fernverkehr 
freifahrtberechtigt. Die Inanspruchnahme des Frei- 
fahrtrechts ist in der Regel davon abhängig, daß der 
Schwerbehinderte einen Eigenanteil von 120 DM pro 
Jahr leistet. Ausnahmen von dieser Eigenbeteihgung 
sind vorgesehen für Blinde und Hilflose, typische 
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Gruppen einkommensschwacher Schwerbehinderter, 
die Arbeitslosenhilfe oder für den Lebensunterhalt 
laufende Leistungen nach dem Bundessozialhilfege- 
setz oder vergleichbare Leistungen beziehen, sowie 
für Kriegsopfer und vergleichbare Gruppen, die be- 
reits am 1. Oktober 1979 freifahrtberechtigt waren. 

Das Gesetz zur Erweiterung der unentgeltlichen Be- 
förderung Schwerbehinderter im öffentlichen Perso- 
nenverkehr hat Gehörlose und Hilflose, auch wenn 
sie nicht bewegungsbehindert sind, in den freifahrt- 
berechtigten Personenkreis aufgenommen. Damit 
wurde der Tatsache Rechnung getragen, daß Gehör- 
lose mit anderen Personen nur in sehr begrenztem 
Umfang in Kommunikation treten können. Die Einbe- 
ziehung der Hilflosen entspricht der durch das Steu- 
erentlastungsgesetz 1984 eingeführten Neuregelung 
der Kraftfahrzeugsteuerbefreiung. Die Zahlung der 
Eigenbeteiligung wurde dadurch erleichert, daß 
Halbjahr es wertmarken für je 60 DM erworben und 
Teilbeträge der Eigenbeteiligung unter bestimmten 
Umständen erstattet werden können, sofern der zu 
erstattende Betrag mindestens 30 DM erreicht. Die 
unentgeltliche Beförderung mit Eisenbahnen im Um- 
kreis von 50 km um den Wohnort und in Verkehrsver- 
bünden wurde wieder eingeführt und um die Beförde- 
rung in D-Zügen erweitert, um der Situation der auf 
dem Lande lebenden Schwerbehinderten Rechnung 
zu tragen. Die Zahl der Freifahrtberechtigten betrug 
im Jahr 1987 1,42 Mio. Für die Fahrgelderstattungen 
an die Verkehrsunternehmer haben Bund und Länder 
rund 662 Mio. DM aufgewendet, davon hat der Bund 
einen Anteil von rund 3 1 % getragen. Die Einnahmen 
aus dem Wertmarkenverkauf beliefen sich auf insge- 
samt rund 105 Mio. DM, von denen 21 % auf den Bund 
entfielen. 

Aufgrund eines Beschlusses der Arbeits- und Sozial- 
ministerkonferenz der Länder im September 1987 
wurde eine Bund- Länder- Arbeitsgruppe eingerichtet, 
die Vorschläge zur Neuregelung des Rechts der un- 
entgeltlichen Beförderung Schwerbehinderter im öf- 
fentlichen Verkehr erarbeitet. 


7.23 

Trotz aller Bemühungen um behindertengerechte Ge- 
staltung des öffentlichen Personennahverkehrs gibt es 
behinderte Menschen, die wegen Art oder Schwere 
der Behinderung öffentliche Verkehrsmittel nicht be- 
nutzen können; sie sind auch weiterhin auf die Mög- 
lichkeit der Nutzung eines Sonderfahrdienstes ange- 
wiesen. Nach Erhebungen des Deutschen Städtetages 
und des Deutschen Landkreistages waren 1982 in 
86% der unmittelbaren Mitgliedsstädte und in fast 
50 % der befragten Landkreise Fahrdienste für Behin- 
derte eingerichtet. 

Eine Erweiterung des Fahrdienstes für alle Behinder- 
tengruppen, die öffentliche Verkehrsmittel nur mit 
Schwierigkeiten benutzen können, wird aus Kosten- 
gründen in aller Regel nicht möglich sein. Die Städte 
und andere verantwortlichen Träger bemühen sich 
deshalb, über die Sonderfahrdienste hinaus behinder- 
tengerecht ausgestattete Taxen und Mietwagen ge- 
werblicher Unternehmer einzusetzen. 


Zur sicheren Beförderung behinderter Personen, die 
auf die Benutzung von Rollstühlen angewiesen sind, 
wurde die DIN-Norm 75078 Teil 1 — Behinderten- 
transportkraftwagen — und Teil 2 — Rückhaltesy- 
steme — erarbeitet. 


7.24 

Die Flughäfen sind — auch nach Auffassung von Be- 
hinderten — in hohem Maße mit behindertengerech- 
ten Einrichtungen ausgestattet. Auch für Luftfahr- 
zeuge wurden wichtige Verbesserungen erreicht, z. B. 
durch Einsatz besonderer Rollstühle, spezielle Sitz- 
plätze mit hochklappbaren Armlehnen, zusätzliche 
Haltegriffe in Toiletten. Weitere Veränderungen zu- 
gunsten Behinderter (z. B. im Toilettenbereich) sind 
bei zukünftigen Langstreckenflugzeugen vorgese- 
hen. 

Die Deutsche Lufthansa befördert im Inlandsverkehr 
seit 1979 Begleitpersonen Behinderter unentgeltlich, 
sofern eine ständige Begleitung notwendig ist. Dar- 
über hinaus ermäßigt sie den Flupreis um 30% für 
Schwerkriegsbeschädigte, Schwerwehrdienstbeschä- 
digte der Bundeswehr und schwerbeschädigte ras- 
sisch oder politisch Verfolgte, soweit die Schwerbe- 
schädigung vor dem 1. Oktober 1979 eingetreten ist. 
Auf Vorschlag des Bundesministers für Verkehr ha- 
ben die Fluggesellschaften Pan Am, British Airways 
und Air France diese Regelung für den Berlinverkehr 
übernommen. Darüber hinaus haben sich Regional- 
verkehrsgesellschaften, die auf bestimmten Strecken 
im innerdeutschen Linienflugverkehr fliegen, dazu 
bereiterklärt, Schwerbehinderten die Vergünstigun- 
gen einzuräumen, die derzeit von der Deutschen Luft- 
hansa eingeräumt werden. 

Die Deutsche Lufthansa und die Arbeitsgemeinschaft 
der Deutschen Verkehrsflughäfen geben für ihre be- 
hinderten Fluggäste spezifische Informationen und 
Empfehlungen für die Planung und Durchführung von 
Flugreisen heraus. 


7.25 

Für die behindertengerechte Ausstattung von Bin- 
nenfahrgastschiffen wurde mit maßgeblichem deut- 
schen Einfluß in der UN-Wirtschaftskommission für 
Europa ein Leitfaden erarbeitet. Dabei wurden Anre- 
gungen der Behindertenverbände und zusätzliche Er- 
fahrungen aus anderen Ländern, vor allem Skandina- 
vien, berücksichtigt. 

Binnenfahrgastschiffe sind langlebige Verkehrsmit- 
tel. Vorhandene Schiffe werden daher seit Jahren in 
steigendem Umfang bei Umbaumaßnahmen behin- 
dertengerecht umgestaltet, Neubauten von vornher- 
ein entsprechend geplant. 

Auch Fahrgastschiffe der Seefahrt entsprechen mehr 
und mehr den Bedürfnissen behinderter Personen. 
Beispielsweise sind die Zugänge und Kabinen sowie 
andere Einrichtungen auf den vorhandenen wie den 
projektierten Fahrgast-Fährschiffen der TT-Linie 
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(Travemünde — Trelleborg) sowie auf den im Bau 
befindhchen Schiffen für die Olau-Linie (Vlissingen- 
Sheemess) auf die Bedürfnisse von Behinderten abge- 
stimmt. 


7.26 

Bei Neu- oder Ausbau-Maßnahmen im Bereich der 
Bundesfernstraßen sowie bei der Gestaltung von Ver- 
kehrsanlagen werden die Belange Behinderter be- 
rücksichtigt. Beispielsweise sollen nach einem z. Zt. 
vorliegenden Entwurf ,,Richtünien für passive Schutz- 
einrichtungen an Straßen" notwendige Schutzplan- 
ken im Bereich von Notrufsäulen so angeordnet wer- 
den, daß auch Rollstuhlfahrer an die Notrufsäule her- 
anfahren können. Auch wird angestrebt, blinden- und 
sehbehindertengerechte akustische Signale an Licht- 
zeichenanlagen bundesweit zu vereinheitlichen. 

In den vergangenen Jahren wurden an dem 8 400 
Kilometer langen Netz der Bundesautobahnen die Be- 
lange behinderter Personen berücksichtigt; dort ste- 
hen nun 254 Spezialtoiletten, 573 Parkplätze, 278 Te- 
lefone und 93 Anlagen für Rollstuhlfahrer zur Ver- 
fügung. Die Türen der Toiletten für Rollstuhlfahrer 
können mit einem Einheitsschlüssel geöffnet werden, 
der zentral vom Club Behinderter und ihrer Freunde 
in Darmstadt und Umgebung e.V. abgegeben wird. 

Das Straßenverkehrsrecht nimmt schon seit längerem 
auf die Bedürfnisse bestimmter Schwerbehinderter 
(außergewöhnlich Gehbehinderte, Blinde) Rücksicht, 
z. B. durch Parkerleich terungen; darüber hinaus wur- 
den auch für andere Gruppen (z. B. Ohnhänder, klein- 
wüchsige Menschen) Verbesserungen im Straßenver- 
kehrsrecht verankert. 

Die Hersteller von Personenkraftwagen und von Spe- 
zialausrüstungen für Behinderte sind bemüht, behin- 
derungsbedingte Probleme bei der Benutzung von 
Kraftfahrzeugen soweit wie möghch zu vermindern. 
Dem wird bei der Fortentwicklung von Recht und Pra- 
xis bei der Erteilung von Fahrerlaubnissen an Behin- 
derte Rechnung zu tragen sein. 


8. Behinderung und Familie 
8.1 

In der Familie finden behinderte Familienangehörige 
in der Regel umfassende Hilfe, die je nach Art oder 
Schwere der Behinderung von unterschiedlichen Be- 
zugspersonen in vielfältigen Formen des Beistandes, 
der Unterstützung und der Hilfe schnell und flexibel 
zur Verfügung gestellt werden kann. Insbesondere für 
behinderte — mehr noch als nichtbehinderte — Kin- 
der gewährleistet die Familie den primären Lebens- 
raum, in dem Zuwendung, Schutz und Förderung ge- 
boten werden. 

Nach wie vor ist es ein wesenthches sozialpoütisches 
Ziel, eine Überforderung der Familie, die je nach Art 
oder Schwere der Behinderung und der Dauer der 
Betreuung eintreten kann, zu vermeiden. Das fami- 
häre Gleichgewicht und die Tragfähigkeit der f amihä- 


ren Bindungen sind wirksame Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche Einghederung. 

Diese elementaren Bedingungen setzen voraus, daß 
die mit der Betreuung einhergehenden Belastungen 
physischer, psychischer und finanzieller Art — oftmals 
in Konzentration auf einzelne Famihenmitgheder — 
durch Angebote an externen Hilfen auf gefangen oder 
wenigstens vermindert werden. Hierbei gilt es zu ver- 
hindern, daß sich die Anforderungen bei der Betreu- 
ung eines behinderten Famihenangehörigen als ge- 
sellschaftliche Isolation der gesamten Famüie aus wir- 
ken und diese gezwungen wird, ihre gesamte Lebens- 
planung auf die Pflege und Betreuung eines behin- 
derten Angehörigen auszurichten. 


8.2 

Um den Verbleib behinderter Famihenangehöriger in 
der Famihe zu sichern, ist eine Entlastung famüiärer 
Betreuungspersonen durch verschiedene Formen fle- 
xibler Angebote unerläßlich. 

Wünschenswert wären ein flächen- und bedarfsdek- 
kendes Netz ambulanter Angebote sowie ihre Ver- 
zahnung mit teilstationären und stationären Angebo- 
ten sowie Kurzzeitpflegeplätzen und Tagespflege. 
Zwar ist der Ausbau ambulanter familienentlastender 
Dienste, die pflegerische, hauswirtschafthche und so- 
ziale Hilfen bereithalten, in den letzten Jahren fortge- 
schritten; er kann jedoch im Hinbhck auf den Bedarf 
keinesfalls als ausreichend betrachtet werden. 

Familien müssen frühzeitig und gezielt durch Infor- 
mationen über Möghchkeiten der Inanspruchnahme 
famihenentlastender Dienste aufgeklärt werden, da- 
mit über Unkenntnis und Schwellenängste hinwegge- 
holfen wird. Diese Aufklärung — in der Regel durch 
Kommunen sowie Wohlfahrts- und Selbsthilfe ver- 
bände — ist besonders notwendig für bestimmte 
Personengruppen, die von der Betreuung behinderter 
Angehöriger besonders betroffen sind. Dazu zählen 
beispielsweise alleinerziehende Eltern teile, Eltern in 
fortgeschrittenem Alter sowie ausländische Familien 
mit behinderten Kindern. 


8.3 

Da das Leistungssystem vorrangig an dem Hilfebedarf 
der Behinderten orientiert ist, bestehen bei der Finan- 
zierung der famihenentlastenden Dienste noch er- 
hebhche Probleme. Soweit jedoch die Betreuung und 
Pflege in überwiegendem Umfang Angelegenheit der 
Familienangehörigen bleibt, ist es Aufgabe der So- 
hdargemeinschaft, auch die Famihenangehörigen zu 
unterstützen. 

Einen sohdarischen Beitrag der gesetzhchen Kran- 
kenversicherung zur häushchen Versorgung und zur 
Entlastung der pflegenden Angehörigen oder sonsti- 
ger Nahestehender sieht das Fünfte Buch Sozialge- 
setzbuch mit den Leistungen bei Schwerpflegebe- 
dürftigkeit vor. Für die Entlastung von Famihen, die 
behinderte Angehörige betreuen, ist eine solide Absi- 
cherung famihenentlastender Dienste erforderhch, al- 
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lerdings außerhalb des Krankenversicherungssy- 
stems. 

Behinderten- und familienfreundlichen Angeboten 
gebührt auch nach dem Grundsatz „ambulant vor sta- 
tionär" Vorrang vor stationären Maßnahmen, die 
meist nicht nur kostenträchtiger sind, sondern auch 
für den Betroffenen eine Einbuße an Lebensqualität 
zur Folge haben können. 


8.4 

Es ist unbestritten, daß Familien den weitaus größten 
Anteil an der notwendigen Betreuung, Förderung und 
Erziehung ihrer behinderten Kinder selbst leisten und 
damit die wichtigste Vorausssetzung für deren Inte- 
gration in die Gesellschaft schaffen. Nach neueren 
Forschungsergebnissen liegt der Anteil der Eigenhilfe 
an der Versorgung von behinderten Kindern bei 95 % 
des gesamten Versorgungsaufwandes, während nur 
etwa 5% auf professionelle Hilfen entfallen. Diese 
Relation zwischen Eigen- und Fremdhilfe zeigt deut- 
lich die Gefahr der Überforderung dieser Familien. 
Ihre Probleme können nicht allein durch Selbst- und 
Nachbarschaftshilfe oder ehrenamtliches Engage- 
ment in bestimmten Hilfsdiensten gelöst werden. Je 
nach Schwere der Behinderung ist fachliche Hilfe in 
der täglichen Betreuung und Pflege ebenso wie in der 
kontinuierlichen pädagogisch-therapeutischen För- 
derung unverzichtbar. In diesem Zusammenhang ist 
gerade auch von ärztlicher Seite stärker darauf zu 
achten, daß Eltern und insbesondere Mütter nicht 
durch hohe Therapieanforderungen und strikte Trai- 
ningsprogramme überfordert werden, wobei die Bela- 
stung häufig noch durch unrealistische „Erfolgser- 
wartungen" verstärkt wird. Hier bietet die mobile 
Frühförderung einen guten Ansatz, der nicht durch 
Finanzierungsprobleme bei unterschiedlicher Zustän- 
digkeit der Leistungsträger gefährdet werden darf. 


8.5 

Behinderte Kinder, auch schwerst- und mehrfachbe- 
hinderte Kinder, können sich bei entsprechenden Hil- 
fen am besten in der eigenen Familie entwickeln. Es 
entspricht ihren emotionalen und sozialen Bedürfnis- 
sen, wenn sie wie nichtbehinderte Kinder bis zum 
Jugendlichen- und Erwachsenenalter im Elternhaus 
leben. Als Erwachsene aber sollten sie das Recht ha- 
ben, sich von ihrer Familie zu lösen und andere, 
selbständigere Lebensformen zu erproben. Die Ablö- 
sung von der Familie im Erwachsenenalter gehört zur 
normalen Entwicklung für alle Familien. Familien mit 
behinderten Familienmitgliedern dürfen davon nicht 
ausgeschlossen werden. Es ist darauf zu achten, daß 
der Ausbau ambulanter Dienste nicht den Verbleib in 
der Herkunftsfamilie festschreibt, sondern dem be- 
hinderten Erwachsenen eigene Wahlmöglichkeiten 
eröffnet. 

Für den häufig schwierigen Prozeß der Verselbständi- 
gung und Ablösung sind rechtzeitige Hilfen und Bera- 
tungsangebote notwendig, die sich sowohl an die Be- 


hinderten selbst als auch an die Eltern richten müssen. 
Eltern müssen ermutigt werden, ihren erwachsenen 
Kindern eigene Wohn- und Lebensformen rechtzeitig 
zuzugestehen, um der Gefahr der eigenen Überforde- 
rung im Alter und plötzlich auftretender Notsituatio- 
nen, in denen ad hoc eine neue (und damit meist nicht 
optimale) Unterbringungsmöglichkeit gefunden wer- 
den muß, zu begegnen. 


8.6 

Auch die finanzielle Situation von Familien mit be- 
hinderten Kindern ist vielfach durch besondere Bela- 
stungen geprägt. Das durchschnittliche Haushaltsnet- 
toeinkommen dieser Familien liegt deutlich unter dem 
Bundesdurchschnitt; allerdings müssen auch steuerli- 
che Entlastungen und Sozialleistungen in die Betrach- 
tung einbezogen werden. Diese Situation wird nicht 
zuletzt dadurch verursacht, daß die Mütter behinder- 
ter Kinder durch Betreuung und Pflege so in Anspruch 
genommen sind, daß sie auf eine eigene Berufstätig- 
keit verzichten müssen. So liegt z. B. die Erwerbs- 
quote von Müttern mit nichtbehinderten Kindern 
mehr als doppelt so hoch wie die von Müttern mit 
einem behinderten Kind. 

Wirtschaftlich schlechter gestellte Familien sind oft 
auch bei der Inanspruchnahme vorhandener Hilfen 
benachteiligt, da sie aufgrund von unzureichenden 
Informationen und vielfach noch immer vorhandenen 
Hemmschwellen gegenüber öffentlichen Stellen die 
möglichen Hilfen nicht ausschöpfen. Hier müßte eine 
gezielte und integrierte Beratung ansetzen, die alle 
relevanten Aspekte des Hilfebedarfs einschließt, bei 
der Durchsetzung von Ansprüchen gegenüber Behör- 
den und Leistungsträgern behilfhch ist und schließlich 
auch das Auffinden mehr informeller Hilfemöglich- 
keiten unterstützt (z. B. Elternselbsthilfegruppen, Ju- 
gend- und Wohlfahrtsverbände oder Angebote von 
Kirchengemeinden und Jugendgruppen). 


8.7 

Die Weiterentwicklung von Beratungsangeboten und 
pädagogischen Konzepten ist auch im Hinblick auf 
Fragen von Sexualität und Partnerschaft notwendig, 
die im Kontext des Erwachsenwerdens, der Verselb- 
ständigung und der eigenen Identitätsfindung von be- 
sonderer Bedeutung sind. 

Hier hat in den letzten Jahren eine Entwicklung der 
Öffnung und des Abbaus von Vorurteilen eingesetzt. 
Daß es in diesem Bereich noch viele ungeklärte Fra- 
gen und Ängste gibt, zeigt nicht zuletzt die Diskussion 
um eine gesetzliche Regelung der Sterilisation bei 
geistig Behinderten, die in den letzten Jahren sehr 
kontrovers geführt worden ist und nun im Zusammen- 
hang mit der anstehenden Reform des Vormund- 
schafts- und Pflegschaftsrechts ein neues Stadium 
breiter öffentlicher Erörterung erreicht hat. 

Die Bemühungen um die Weiterentwicklung sexual- 
pädagogischer Konzepte und Angebote für Behin- 
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derte, ihre Eltern und ebenso für Mitarbeiter in offe- 
nen und stationären Einrichtungen müssen fortgesetzt 
werden. Die bereits vorliegenden positiven Erfahrun- 
gen bestätigen, daß auf seiten der Betroffenen ein gro- 
ßer Bedarf besteht. Ebenso wichtig erscheint es je- 
doch, eine allgemeine Aufklärungsarbeit zu leisten, 
die vorhandene Barrieren abbaut und vermittelt, daß 
das jedem Menschen zustehende Grundrecht auf freie 
Entfaltung der Persönlichkeit das Recht auf Sexualität 
und Partnerschaft einschließt, die unabhängig von Art 
und Schwere einer Behinderung für jeden Menschen 
bedeutsam sein können und deshalb auch aus der 
Entwicklung der Lebensperspektiven behinderter 
Menschen nicht ausgeschlossen werden dürfen. 

Im Zusammenhang mit AIDS besteht nicht nur die 
Notwendigkeit zur Aufklärung und Beratung der Be- 
völkerung im allgemeinen fort, vielmehr gewinnt die 
Notwendigkeit einer differenzierten, auf die Bedürf- 
nisse und Fähigkeiten von Menschen mit geistiger 
Behinderung eingehenden Beratung an zusätzlicher 
Bedeutung. Deshalb fördert der Bundesminister für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit ein Projekt 
zur AIDS-Prävention speziell für diesen Personen- 
kreis. Das Projekt wird in einer Langzeiteinrichtung 
für Menschen mit geistiger Behinderung sowie in ei- 
ner Werkstatt für Behinderte durchgeführt und mit 
jährlich rd. 400 000 DM bis 1991 gefördert. 

Es sollen Aufklärungscurricula und Schulungsmateri- 
alien für geistig behinderte Erwachsene, Lernbehin- 
derte und psychisch Behinderte entwickelt und er- 
probt werden. Daneben werden Beratungsformen 
und Gesprächsleitfäden erarbeitet. Mit verschiedenen 
Seminarangeboten wird darüber hinaus die Gruppe 
der Betreuer und der Eltern Behinderter in die Präven- 
tionsarbeit einbezogen. 


8.8 


„Familien helfen sich selbst" — diesen Leitfaden für 
Angehörige psychisch Kranker hat der Dachverband 
Psychosozialer Hilfsvereinigungen, gefördert durch 
die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
im Auftrag des Bundesministers für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit, im Jahre 1985 vorgelegt. Die 
Broschüre richtet sich auch an Mitarbeiter in psycho- 
sozialen Einrichtungen und Diensten und wirbt für 
mehr Verständnis für die Familien psychisch 
Kranker. Am Beispiel vielfältiger Formen und Aktivi- 
täten werden Möglichkeiten zur Gründung und Orga- 
nisation von Selbsthilfegruppen auf gezeigt. 

Im Juni 1985 wurde der Bundesverband der Angehö- 
rigen psychisch Kranker e. V. gegründet, dessen Ziel 
insbesondere die Stärkung der Selbsthilfe der Fami- 
lien sowie die Realisierung der Gleichstellung psy- 
chisch Kranker mit körperlich Kranken und der Ab- 
bau noch bestehender Diskriminierungen ist. Die 
Bundesregierung unterstützt die Arbeit des Bundes- 
verbandes finanziell. 


8.9 

Der Bundesjugendplan enthält ein spezielles Förde- 
rungsprogramm für Jugendarbeit mit Behinderten. 
Ziele dieses Programms sind, junge Behinderte durch 
Angebote der Begegnung und des gemeinsamen so- 
zialen Lernens von Behinderten und Nichtbehinder- 
ten, durch Einbeziehung in die allgemeine Jugendar- 
beit sowie durch das Engagement in Selbsthilfegrup- 
pen in der Entfaltung ihrer Persönlichkeit zu fördern 
und zur Teilnahme am gesellschaftlichen Leben und 
zur Übernahme sozialer Verantwortung zu befähigen. 
Für dieses Programm stehen etwa 2,3 Mio. DM zur 
Verfügung. Daraus werden derzeit 10 Verbände ge- 
fördert, die sich besonders um die Integration junger 
Behinderter in die Gesellschaft bemühen. Hierbei 
handelt es sich sowohl um Fachverbände der Behin- 
dertenarbeit als auch um Jugendorganisationen, die 
sich die Integration junger Behinderter in ihrer laufen- 
den Jugendarbeit zum Ziel gesetzt haben. 

Darüber hinaus sind alle Träger der Jugendarbeit, die 
aus dem Bundesjugendplan gefördert werden, aufge- 
rufen, in alle ihre Aktivitäten jugendliche Behinderte 
einzubeziehen und allen Beteiligten gemeinsame Er- 
fahrungen in Freizeit, Lernen und sozialem Engage- 
ment zu ermöglichen. 


8.10 

In unserer Gesellschaft nehmen behinderte Frauen 
nach wie vor eine Außenseiterposition ein, die auf 
unterschiedlichen Ursachen beruht. In den letzten 
Jahren läßt sich jedoch allgemein eine zunehmende 
Öffnung für frauenspezifische Fragen und Belange in 
der Gesellschaft beobachten, die nicht zuletzt auch 
auf das engagierte Hinwirken von Selbsthilfeverbän- 
den zurückzuführen ist. Es gilt, behinderte Frauen mit 
ihren zusätzlichen behinderungsspezifischen Proble- 
men in diese Entwicklung mit einzubeziehen. In noch 
größerem Umfang als bei männlichen Behinderten 
nimmt jedoch für sie die Familie eine Schlüsselfunk- 
tion dabei ein, zu weitestgehender schulischer und 
beruflicher Bildung zu motivieren und zur Verselb- 
ständigung beizutragen. 

Zu begrüßen ist, daß die spezifischen Probleme behin- 
derter Frauen durch entsprechende Publikationen zu- 
nehmend in das Bewußtsein der Öffentlichkeit Ein- 
gang finden. Unter dem Titel „Behinderte Frauen in 
unserer Gesellschaft" ist ein mit Mitteln des Bundes- 
ministers für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
gefördertes Buch erschienen, das Beiträge zu vielen 
relevanten Aspekten enthält. Zu dem Aspekt der be- 
ruflichen Rehabilitation behinderter Frauen wurde 
schon unter 5.23 auf den soeben dazu fertiggestellten 
Forschungsbericht hingewiesen. Daß im Rahmen der 
medizinischen Prävention und Rehabilitation auch 
gerade zugunsten nichterwerbstätiger Mütter und 
Hausfrauen aktueller Handlungsbedarf besteht, er- 
gibt sich aus entsprechenden Vereinbarungen bei- 
spielsweise des Bundesverbandes der Betriebskran- 
kenkassen mit dem Müttergenesungswerk zur Förde- 
rung der Zusammenarbeit. 
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9. Teilhabe Behinderter am Leben der Gesellschaft 
insgesamt 

9.1 

Die volle Teilhabe aller Behinderten und von Behin- 
derung Bedrohten am Leben der Gesellschaft insge- 
samt bildet das eigentliche Ziel aller Rehabihtations- 
bemühungen. Hierzu hat sich ein breiter Konsens wei- 
ter verfestigt. Die entsprechend dem in § 10 des Ersten 
Buches Sozialgesetzbuch niedergelegten „sozialen 
Recht" erbrachten Rehabilitationsmaßnahmen und 
sonstigen, in den anderen Kapiteln dieses Berichts 
angesprochenen Hilfen zur Eingliederung tragen je 
für sich allein und in ihrem Zusammenwirken dazu 
bei, die Lebenssituation Behinderter oder von Behin- 
derung Bedrohter zu verbessern und die Chancen ei- 
ner Teilhabe an möglichst allen Lebensbereichen zu 
erweitern. 

Bei dem Bemühen um eine möglichst weitgehende 
Teilhabe behinderter Mitmenschen am Leben in der 
Gesellschaft insgesamt haben auch Nachteilsausglei- 
che — so die unter 7.22 angesprochene unentgeltiche 
Beförderung im öffentlichen Personennahverkehr — , 
Vergünstigungen und andere Hilfen Bedeutung. Bei- 
spielsweise dienen die steuerlichen Erleichterungen 
dem Ausgleich typischer finanzieller Mehraufwen- 
dungen, die mit einer Behinderung verbunden sein 
können, und zielen darauf ab, daß eine Behinderung 
nicht auch wirtschaftlich zu einer Mehrbelastung 
wird. Auch die Nachteils ausgleiche haben daher die 
Funktion, möglichst gleichwertige Voraussetzungen 
für eine Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft her- 
zustellen. Können die Nachteile bestimmter Behin- 
dertengruppen jedoch nicht finanziell ausgeghchen 
werden, etwa in der Kommunikation und im Kontakt 
mit der Gesellschaft, so wird beispielsweise mit unent- 
geltlicher Beförderung, etwa bei Gehörlosen, ein di- 
rekter Beitrag zur Erleichterung der Teilhabe am Le- 
ben in der Gemeinschaft erbracht. Übersichten über 
die zur Verfügung stehenden Hilfen, Vergünstigun- 
gen und Nachteilsausgleiche finden sich in dem vom 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung heraus- 
gegebenen „Leitfaden für Behinderte", aber auch in 
ähnlichen Veröffentlichungen der Behindertenorga- 
nisationen. 


9.2 

In ihrem Bericht aus dem Jahr 1984 hat die Bundesre- 
gierung auf die Defizite im Bereich der allgemein- 
gesellschaftlichen Eingliederung hingewiesen, denen 
der Staat nur beschränkt begegnen kann. Bei der Be- 
wältigung dieser Defizite sind nach Überzeugung der 
Bundesregierung — trotz aller fortbestehenden Män- 
gel — Fortschritte zu verzeichnen. Hierzu hat nicht 
zuletzt das gewachsene Selbstbewußtsein der Behin- 
derten beigetragen, die zunehmend ihr Leben selbst 
in die Hand nehmen wollen und sich immer nach- 
drücklicher für ein eigenständiges und selbstbe- 
stimmtes Leben unter möglichst weitgehendem Ver- 
zicht auf aussondernde Maßnahmen und Einrichtun- 
gen einsetzen. 

Die Erfolge beruhen aber auch auf der durch verbes- 
serte Information und Aufklärung bewirkten Sensibi- 
lisierung der Nichtbehinderten; hier ist ein andauern- 
der Prozeß der Bewußtseins- und Verhaltensände- 


rung festzustellen. Behinderte und Nichtbehinderte 
sind sich zunehmend einig in dem Ziel der möglichst 
weitgehenden Integration Behinderter in allen Berei- 
chen, beginnend bei Erziehung und Ausbildung über 
die Teilnahme am Arbeitsleben, dem Verkehr, den 
Freizeit- und Ferienangeboten bis zum Wohnen im 
Alter. Die Bundesregierung begrüßt nachhaltig alle 
Bestrebungen — auch soweit sie für einzelne Schwer- 
punkte in anderen Kapiteln behandelt werden — , 
einer Ausgliederung entgegenzuwirken und soviel 
Gemeinsamkeit von Behinderten und Nichtbehinder- 
ten wie möglich zu schaffen. 


9.3 

Soweit zur Förderung der allgemein- gesellschaftli- 
chen Integration Sozialleistungen erforderlich sind, 
werden diese nach wie vor von verschiedenen Sozial- 
leistungsträgern im Rahmen ihrer jeweiligen Zustän- 
digkeit erbracht. 

Dabei liegt das Schwergewicht auch weiterhin im Be- 
reich der Eingliederungshilfe für Behinderte nach 
§§39 ff Bundessozialhilfegesetz in Verbindung mit 
der Eingliederungshilfe- Verordnung; an der im vor- 
angegangenen Bericht aufgezeigten umfassenden 
Aufgabenstellung der Träger der Sozialhilfe, die auch 
Aufgaben der medizinischen, schulischen und beruf- 
lichen Rehabilitation umfassen, sind rechthch keine 
Änderungen eingetreten. Über die Zahl der Empfän- 
ger von Eingliederungshilfe liegen der Bundesregie- 
rung für 1980 und 1986 folgende Angaben vor: 



1980 

1986 

— außerhalb von 

Einrichtungen 

52 200 

52 500 

— in Einrichtungen, 
davon 

142 600 

183 600 

— sonstige Einglie- 
derungshilfe .... 

62.500 

74.100 

— ärzthche Behand- 
lung, Hilfsmittel . 

29 300 

27 300 

— heilpädagogische 
Maßnahmen für 
Kinder 

20 100 

32 500 

— Hilfe zur 

Schulbildung . . . 

45 300 

42 300 

— Hilfe zur 
beruflichen 
Ausbildung 

5 300 

4 500 

— Beschäftigung in 
einer Werkstatt 
für Behinderte . . 

36 100 

68 100 

~ insgesamt 

194 800 

236 100 


9.4 

Die Bruttoausgaben bei der Eingliederung für Behin- 
derte nach dem Bundessozialhilfegesetz betrugen in 
den Jahren 1980, 1986 und 1987 (in Mio. DM) 
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1980 

1986 

1987 

außerhalb von Einrichtungen 

126,1 

167,7 

191,5 

— in Einrichtungen, davon 

2 540,3 

4 379,3 

4 753,4 

ärztliche Behandlung, Hilfsmittel 

262,8 

374,7 

394,0 

— heilpädagogische Maßnahmen für Kinder 

124,0 

270,2 

305,8 

— Hilfe zur Schulbildung 

754,7 

880,2 

933,0 

Hilfe zur beruflichen Ausbildung 

111,6 

143,1 

139,6 

— Beschäftigung in einer Werkstatt für Behinderte . 

546,7 

1 307,8 

1 453,1 

— sonstige Einghederungshilfe 

740,5 

1 571,0 

1 719,3 

— insgesamt 

2 666,4 

4 547,0 

4 944,9 


Aufgrund von vorläufigen Berechnungen ist davon 
auszugehen, daß sich der Aufwand für Eingliede- 
rungshilfen im Jahre 1988 (weiter) auf über 5 Mrd. DM 
erhöht hat. Die Bundesregierung verkennt nicht, daß 
sich aus dieser Entwicklung für die Träger der Sozial- 
hilfe, insbesondere die überörtlichen Träger, erhebli- 
che Probleme ergeben. 


9.5 

Die Eingliederungshilfe für Behinderte im Rahmen 
der Sozialhilfe ermöglicht grundsätzlich wirksame 
Hilfen für behinderte Menschen. In der Praxis klagen 
Betroffene jedoch über Tendenzen einer restriktiven 
Leistungsbewilligung; Lücken zwischen dem Einglie- 
derungsauftrag und der Umsetzung dieses Auftrags in 
der Praxis wird nachzugehen sein. 

9.6 

Nach wie vor stehen auch im Rahmen der Kriegsop- 
ferfürsorge des Sozialen Entschädigungsrechts die 
Hilfen zur gesellschafthch-sozialen Rehabilitation, 
vornehmlich Kommunikations- und Mobihtätshilfen, 
im Vordergrund. Hierbei beliefen sich die Aufwen- 
dungen allein für Maßnahmen zur Mobilitätsförde- 
rung 1987 auf rund 43 Mio. DM. 

9.7 

Zur Eingliederung der Unfallverletzten Behinderten in 
die Gesellschaft tragen im Rahmen der gesetzlichen 
Unfallversicherung in erster Linie die Hilfen zur be- 
ruflichen Wiedereingliederung bei. Darüber hinaus 
sehen es die Unfallversicherungsträger als ihre beson- 
dere Aufgabe an, durch Hilfen im sozialen Bereich da- 
zu beizutragen, daß der Verletzte die Auswirkungen 
des Arbeitsunfalls oder der Berufskrankheit auch im 
außerberuflichen Bereich so weit wie möglich über- 
winden kann. Hierzu gehören Hilfen bei der Beschaf- 
fung von Kraftfahrzeugen — soweit dies nicht schon 
im Rahmen der beruflichen Rehabilitation geschieht 
— sowie Hilfen bei der Ausstattung und zur Erlan- 
gung einer behindertengerechten Wohnung; zur 
Durchführung dieser Hilfen haben die Träger beson- 
dere Richtlinien beschlossen. 


9.8 

Technische Hilfen zur Eingliederung Behinderter 

haben eine Brückenfunktion zwischen Menschen mit 
physischen oder sensorischen Funktionsausfällen und 
der „normalen" Umwelt. Sie sind teils personenbezo- 
gen, indem Geräte Funktionsausfälle beim einzelnen 
ersetzen; teils sind sie umweltbezogen, indem sich der 
Standard der Umweltgestaltung an die Bedürfnisse 
bestimmter Behinderungsformen anpaßt. 

Das Angebot an technischen Hilfen, die in erhebli- 
chem Maße zur angestrebten möglichst weitgehen- 
den persönhchen Selbständigkeit Behinderter beitra- 
gen können, hat sich beeindruckend weiterentwik- 
kelt. Der Einsatz neuer Technologien eröffnet Mög- 
lichkeiten, die noch vor kurzem kaum vorstellbar wa- 
ren. So können mit Hilfe von Spracherkennungssyste- 
men Rollstühle dirigiert werden, wodurch der Ak- 
tionsraum für schwer Körper- und Mehrfachbehin- 
derte wesentlich erweitert wird. Entsprechendes gilt 
für den Betrieb von Kraftfahrzeugen. Neue Kommuni- 
kationssysteme mit elektronischen Hilfen ermögli- 
chen eine bessere Verbindung mit der Umwelt. 

Ein Beispiel aus dem Bereich der Alltagshilfen zeigt, 
daß nicht immer nur technische Fragestellungen zu 
einer Entwicklung geführt haben, sondern auch Fra- 
gen des sozialen Bezuges. So wurden Alarmanlagen 
entwickelt, die es behinderten und alten Menschen 
erlauben, sich in ihrer gewohnten Umgebung sicherer 
zu fühlen. Mit Hilfe eines am Körper getragenen 
Funkgeräts soll von jeder Stelle der Wohnung aus die 
Möglichkeit bestehen, im Notfall, z. B. bei einem Sturz 
oder nach einem Schwächeanfall, über einen in der 
Wohnung befindlichen Empfänger ein Notsignal ab- 
zugeben. Dieses löst die automatische Anwahl ver- 
schiedener Gesprächspartner per Telefon aus, z. B. 
von Nachbarn, Verwandten oder einer sozialen Hilfs- 
station, wie sie bereits in einigen Städten organisiert 
wurde. 

9.9 

Den stärksten Einfluß durch neue Technologien, ins- 
besondere Elektronik und Computertechnik, erlebt 
wohl der Bereich Kommunikation. So wurden für Be- 
hinderte Geräte entwickelt, die es ermöglichen, Texte 
auf Datenträger digital zu speichern und sie entweder 
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akustisch oder auf einer tastbaren Darstellung wie- 
derzugeben. Neuere Geräte kann man als Bildschirm- 
ersatz für Blinde bezeichnen. 

Im Bereich des Blindenschriftdrucks gibt es Geräte, 
die es ermöglichen, digital gespeicherte Texte in Bhn- 
denschrift zu übertragen und sie über Druckmaschi- 
nen auf Zinkplatten oder auf Papier auszudrucken. 
Lesegeräte ermöglichen es, Texte maschinell lesen zu 
lassen und sie über akustische oder taktile Ausgaben 
in Sprache oder Blindenschrift abzurufen. 

Sprachausgabe ist aus der Bemühung um die Einglie- 
derung Bhnder nicht mehr wegzudenken. Sie wurde 
erstmals eingesetzt bei Uhren und Haushaltsgeräten 
und findet zunehmend im Bürobereich Anwendung. 
Synthetische Sprachbausteine haben heute zum Teil 
sehr gute Qualität, sind aber noch verbesserungsbe- 
dürftig, Für Sehbehinderte wurden optische Vergrö- 
ßerungshilfen entwickelt (Bildschirmlesegerät); Soft- 
warelösungen bei der Vergrößerung von Texten hal- 
ten zunehmend Einzug. Insgesamt ist die neutrale 
Beurteilung eines bedarfsgerechten Einsatzes moder- 
ner elektronischer Informationsmedien für Blinde so 
schwierig geworden, daß die Möglichkeiten objekti- 
ver Beratung verbessert werden müßten. 


9.10 

Während der Technologieeinsatz auf dem Gebiet der 
Hörgerätetechnik nicht zuletzt durch den Einsatz en- 
gagierter Industrieunternehmen und Universitätsin- 
stitute sehr hoch ist, ist er bei der sozialen Rehabilita- 
tion Gehörloser immer noch nicht ausreichend. Je- 
doch bahnen sich völlig neue Möglichkeiten zur so- 
zial-technischen Rehabilitation Hörgeschädigfter an. 

Eine optische Transferenz von Sprachsignalen eines 
Diskussionspartners ergibt eine Hilfe beim lippenab- 
lesen. Die Übermittlung durch Vibrationen scheint zu 
neuen Ergebnissen und besserem Verständnis zu füh- 
ren. Ein weiterer neuer Weg, der derzeit noch erprobt 
wird, ist die Implantation von Cochlea-Elektroden mit 
Anschluß eines Sprachrecorders und damit die elek- 
trische Stimulation des akustischen Systems. 

Für die Fern-Kommunikation Gehörloser hat sich die 
Zahl der verfügbaren Schreibtelefone, die die Über- 
mittlung schriftlicher Informationen über das Telefon- 
netz erlauben, erhöht. Hier stellt sich vor allem die 
Frage der Kompatibilität zwischen den unterschiedli- 
chen Geräten einschließlich der immer zahlreicher 
werdenden Kleincomputer; sie muß noch gelöst wer- 
den. 


9.11 

Kommunikationshilfen für Körperbehinderte be- 
rücksichtigen im allgemeinen eingeschränkte Greif- 
funktionen der Finger und der Hände bei der Bedie- 
nung von Kommunikationsgeräten z. B. zum Schalten 
von Geräten der Unterhaltungselektronik, zum 
Durchführen des Wählvorgangs bei Telefonappara- 
ten, zum Schreiben von Texten auf Schreibmaschine. 
Dies wurde bisher durch Adaption von Einzelgeräten 
gelöst; künftig bahnt sich hier der Einsatz von Com- 


putern an, da alle diese Funktionen mit Hilfe geeig- 
neter Zusatzsoftware oder -hardware auch von relativ 
preiswerten Personalcomputern durchgeführt werden 
können, und dies zusätzlich zu deren nicht behinder- 
tenspezifischen Möghchkeiten. 

Entwicklungen in Fertigung und Materialien haben 
die Techniken der Fortbewegung beeinflußt. Auch 
die technischen Veränderungen im Bereich der Roll- 
stuhlkonstruktion haben weitreichende Konsequen- 
zen. Daß man Rollstühle in nahezu jeder Farbe be- 
kommen kann, ist zwar nur ein Detail, es hat aber 
auch das Selbstbewußtsein der Rollstuhlbenutzer ge- 
stärkt. Noch wesenthcher ist die — ursprünglich von 
mobilen sportlichen Rollstuhlfahrern gewünschte — 
Verstellbarkeit der Achsen, mit der man Neigung von 
Sitz- und Rückenlehne, Gewichtsverteilung auf Vor- 
der- und Hinterräder und damit Leichtlauf, Lenkbar- 
keit oder auch Kippstabilität wesenthch beeinflussen 
kann. Um die Vorteile dieser technischen Möghchkei- 
ten auch weniger beweglichen und älteren Menschen 
nahezubringen, bedarf es einer sorgfältigen theoreti- 
schen und praktischen Vorbereitung durch Physiothe- 
rapeuten und Ergotherapeuten. Im übrigen haben 
Neuentwicklungen offene Bereiche ausgefüllt, z. B. 
durch geeignetere Kinderrollstühle. Auch das Pro- 
blem des treppensteigenden Rollstuhls konnte gelöst 
werden; der Aufwand, der dafür getrieben werden 
muß, ist aber immer noch zu groß. 

Technische Hilfen zur Kommunikation, Fortbewe- 
gung, Umweltgestaltung und Selbsthilfe sind inzwi- 
schen weniger ein technisches, sondern ein organisa- 
torisches und administratives Problem. Für Informa- 
tionsvermittlung und fachgerechte Beratung wird die 
Bundesregierung nach Mitteln und Wegen suchen, 
dieses Defizit auszugleichen; Ansätze sind bereits 
vorhanden. 


9.12 

Im Bereich des Fernmeldewesens ist die Deutsche 
Bundespost weiterhin bestrebt, durch besondere tech- 
nische Einrichtungen Behinderten die Benutzung von 
Fernmeldediensten zu erleichtern. Hier sind neben 
dem erheblich ausgebauten Angebot an Telefonhau- 
ben für Rollstuhlfahrer (derzeit etwa 4 000) besondere 
geschlossene Telefonhäuschen entwickelt worden, in 
die Rollstuhlbenutzer zum Telefonieren hineinfahren 
können; Fortentwicklungen werden derzeit erprobt, 
um ab 1990 als Standard-Telefonhäuschen eingeführt 
zu werden. Fernwahlmünztelefone werden durch 
leichter erreichbare Bedienungselemente und Tasten- 
wahl behindertenfreundhch umgerüstet; seit 1986 
werden Zug um Zug alle öffentlichen Telefone mit 
einer besonderen Hörkapsel ausgerüstet, um Hörbe- 
hinderten das Telefonieren zu erleichtern. Fortgeführt 
wurde auch die Entwicklung besonderer Telefonap- 
parate insbesondere für Hör- und Sehbehinderte. 
Über ein mit dem Telefonapparat (Vitaphon) verbun- 
denes zusätzliches Steuergerät lassen sich Lichtschal- 
ter, Türöffner, Radio und Notruf bedienen; um einen 
Anruf kenntlich zu machen, lassen sich je nach Art der 
Behinderung besondere Geräte anschließen (Schreib- 
telefon, optische Anlagen, akustisch gekoppelte Ge- 
räte), 
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Zu den technischen Hilfen im Bereich der Deutschen 
Bundespost treten nach wie vor soziale Erleichterun- 
gen, wie die Möglichkeit für Personen mit bestimmten 
schweren körperlichen Behinderungen, den Telefon- 
anschluß zur Sozialgebühr zu erhalten, und die Ein- 
räumung von zusätzhchen 30 freien Gebühreneinhei- 
ten für derzeit etwa 1,3 Mio. Telefonteilnehmer, die in 
besonderem Maße auf das Telefon angewiesen sind. 


9.13 

Auch im Bereich der Länder gibt es interessante An- 
sätze bei Hilfen zur Verbesserung der Kommunika- 
tion, so der Aufbau von Blindenbüchereien oder der 
Einsatz von Videotheken für Hörgeschädigte. Damit 
sind zusätzliche Möglichkeiten eröffnet, den mit den 
Kommunikationseinschränkungen verbundenen Ge- 
fahren der Isolierung und Vereinsamung zu begeg- 
nen. Der besseren Teilhabe am Leben in der Gesell- 
schaft dienen ferner vermehrte Angebote im Fernse- 
hen (Video-Text, Dolmetschen in Zeichensprache 
u. a.). 


9.14 

Bereits in dem Bericht 1984 hat die Bundesregierung 
auf die Bedeutung von Freizeit und Urlaub als Aus- 
gleich für den Verlust an sozialen Kontakten in ande- 
ren Bereichen hingewiesen. Eine erfüllte Freizeitge- 
staltung beugt der Isolierung vor, stärkt die Selbsthil- 
fekräfte des Behinderten und fördert die Begegnung 
mit Nichtbehinderten. Die Bundesregierung begrüßt, 
daß sich das integrationsfördernde Angebot für Frei- 
zeit und Urlaub zusammen mit Nichtbehinderten, 
aber auch das — teilweise nicht ersetzbare — Angebot 
an behindertenspezifischen Freizeit- und Erholungs- 
maßnahmen wesentlich erweitert hat. Sie begrüßt be- 
sonders nachdrücklich das verbesserte Ferienangebot 
für schwer betroffene Behinderte. Neben einer Viel- 
zahl von gemeinnützigen Organisationen bieten zu- 
nehmend auch kommerzielle Touristikunternehmen 
Reisen für Behinderte an; es besteht jedoch weiterer 
Bedarf, auch für behinderte Ausländer. 

Verbessert haben sich auch die Möglichkeiten einer 
gezielten Unterrichtung Behinderter über Freizeit- 
und Urlaubsangebote. Neben der Deutschen Bundes- 
bahn und den Fluggesellschaften informieren inzwi- 
schen Reiseunternehmen in besonderen Ferienfüh- 
rern für Behinderte über behindertengerechte Reisen 
und Ferienziele; sie kommen damit der auch von der 
Bundesregierung mitgetragenen Forderung nach ei- 
ner besseren Transparenz der Reiseangebote nach. 
Um vielfach noch bestehende Hemmschwellen ge- 
genüber individuellen Urlaubsplanungen abbauen zu 
helfen, hat der Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit ein Filmprojekt „Urlaub für 
Behinderte" gefördert. Der Film zeigt anhand konkre- 
ter Einzelbeispiele verschiedene Möglichkeiten eines 
Individualurlaubs für Menschen mit körperlicher oder 
geistiger Behinderung auf. Der Film soll sowohl in der 
Arbeit der Behindertenverbände als auch im Fortbil- 
dungsbereich der Reiseveranstalter und Touristikun- 
ternehmen eingesetzt werden. Auch bieten Fremden- 


verkehrsämter in den Feriengebieten der Bundesre- 
publik einschlägiges Material an; Kommunen geben 
im Rahmen der immer zahlreicher werdenden Stadt- 
führer für Behinderte Hinweise auf geeignete Frei- 
zeitangebote. Für sie werden von den Kommunen, 
beispielsweise für eine behindertengerechte Umge- 
staltung, in erheblichem Umfang Mittel eingesetzt. 


9.15 

Die Förderung von Freizeitmaßnahmen für Behin- 
derte im Bereich von Bund und Ländern wurde aus- 
gebaut. So unterhält die Deutsche Bundespost eine 
Behinderten vorbehaltene Ferienstätte; sie führt au- 
ßerdem Erholungsmaßnahmen von behinderten Kin- 
dern von Postangehörigen durch, die für die Betroffe- 
nen kostenlos sind. 

Auch die Länder fördern (Freizeit- und) Erholungs- 
maßnahmen für Behinderte, sei es durch eine behin- 
dertengerechte Ausstattung von Familienferienhei- 
men, sei es durch die Förderung von Erholungsmaß- 
nahmen für Familien mit behinderten Kindern oder 
von Erholungsmaßnahmen für körperlich und geistig 
behinderte Kinder, Jugendliche und Erwachsene. 
Beispielhaft seien Zahlen aus Nordrhein- Westfalen 
genannt. Hier wurden mit Landesmitteln (jeweils 1,6 
Mio. DM) jährlich Erholungsmaßnahmen für etwa 
7 000 behinderte Kinder und junge Behinderte bis zu 
25 Jahren mit den erforderlichen Betreuern gefördert. 
Seit dem Jahre 1986 besteht die Möglichkeit, Erho- 
lungsmaßnahmen für erwachsene Behinderte vom 25. 
bis 60. Lebensjahr zu fördern (Mittel: 500 000 DM), 
entweder als Erholungsmaßnahme für geschlossene 
Gruppen, deren Zusammenbleiben auch während der 
Ferien sinnvoll ist, oder als integrative Maßnahme. 
Damit wird eine von den Wohlfahrtsverbänden seit 
langem beklagte Lücke geschlossen. Es ist zu hoffen, 
daß derartige Angebote weiter ausgebaut werden, da 
ein Ferienaufenthalt für den genannten Personenkreis 
aus gesundheitlichen Gründen sowie zur Selbstentfal- 
tung und Integration besondere Bedeutung hat. 


9.16 

Für die vergangenen Jahre sind nicht zuletzt im Be- 
reich der Freizeit- und Ferienangebote verstärkt posi- 
tive Ansätze festzustellen, um Familien mit geistig 
behinderten Angehörigen „ein Leben so normal wie 
möglich " zu ermöglichen und die Integration geistig 
Behinderter zu fördern. Diese Ansätze, beispielsweise 
zu einer Öffnung von allgemeinen Freizeit- und Erho- 
lungseinrichtungen wie Häusern der offenen Tür u. ä., 
gilt es weiter auszubauen, da derartige Maßnahmen 
in besonderem Umfang nicht nur der Gesundheit und 
Selbstentfaltung des Behinderten, sondern auch sei- 
ner Familie zugutekommen. Für die Zukunft geht es 
besonders darum, geistig Behinderten vermehrt 
strukturierte Freizeitangebote zu machen, ihnen bei- 
spielsweise in noch größerem Maße die Teilnahme am 
Behindertensport zu ermöglichen, nicht zuletzt durch 
die Ausbildung qualifizierter Übungsleiter. Ferner gilt 
es, noch mehr Reisemöglichkeiten für geistig Behin- 
derte und ihre Angehörigen oder Freunde sowie für 
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Gruppen geistig Behinderter mit ihren Betreuern aus 
den Fördereinrichtungen zu schaffen. Die Bundesre- 
gierung hofft, daß es trotz der angespannten Lage der 
zuständigen Haushalte gehngt, Lösungen für die — 
selbst bei gestiegenen Haushaltsansätzen fortbeste- 
henden — Finanzierungsschwierigkeiten zu finden; 
derartige Schwierigkeiten stehen beispielsweise 
mehrwöchigen Freizeitmaßnahmen noch häufig ent- 
gegen. In den kommenden Jahren wird es außerdem 
in steigendem Maße notwendig werden, sich den be- 
sonderen Problemen älterer und alter geistig behin- 
derter Menschen zuzuwenden. 


9.17 

Bei den Freizeitaktivitäten kommt dem Behinderten- 
sport auch unter integrativen Gesichtspunkten beson- 
deres Gewicht zu. Auch soweit der Sport nicht als 
Rehabilitationssport im Rahmen der medizinischen 
Rehabilitation ausgeübt wird, der vielen behinderten 
Menschen eine wirkungsvolle Lebenshilfe gibt (siehe 
dazu die Ausführungen im 3. Kapitel, Textziffern 3.8 
bis 3.10), erhält und steigert er die Leistungsfähigkeit 
behinderter Menschen; er weckt Selbstvertrauen, 
stärkt das Selbstbewußtsein und führt zur Lebensbe- 
jahung. Der Sport fördert Kontakte als Möglichkeit 
der Begegnung Behinderter untereinander und mit 
Nichtbehinderten und leistet damit einen wichtigen 
Beitrag zur Integration in die Gesellschaft. 

Soweit Behinderte zum Sport keiner besonderen Hilfe 
— insbesondere in Form ärztlicher Überwachung und 
speziell ausgebildeter Übungsleiter — bedürfen, neh- 
men sie am allgemeinen Sportgeschehen teil. Sind 
jedoch besondere Betreuungsmaßnahmen erforder- 
lich, werden diese in der Regel für besondere Behin- 
dertensportgruppen bereitgestellt, an denen selbst- 
verständlich auch Nichtbehinderte teilnehmen kön- 
nen. 


9.18 

Träger des vereinsorientierten Behindertensports 

sind die Behindertensportgruppen und Behinderten- 
sportvereine, die im Deutschen Behinderten- Sport- 
verband (ca. 136 000 Mitglieder), im Deutschen Ge- 
hörlosen-Sportverband (ca. 9 000 Mitglieder) und im 
Deutschen Blinden-Schachbund (ca. 430 Mitglieder) 
zusammengefaßt sind. Zusätzliche Möglichkeiten der 
Sportausübung für Behinderte bestehen in Heimen 
und Tagesstätten für Behinderte, in Freizeiteinrich- 
tungen wie Jugendzentren und Clubs sowie Einrich- 
tungen der Kirche. 

Der Deutsche Behinderten-Sportverband bietet sei- 
nen Mitgliedern 31 Sportarten und Sportspiele an. 
Dieses Angebot gilt für Körperbehinderte einschließ- 
lich Rollstuhlfahrer, Blinde und Sehbehinderte sowie 
geistig Behinderte. Im Deutschen Gehörlosen-Sport- 
verband mit seinen hör- und sprachbehinderten Mit- 
gliedern werden 17 Sportarten betrieben. Der Sport 
Behinderter und Nichtbehinderter wird auch vom 
Deutschen Behinderten-Sportverband als Selbstver- 
ständlichkeit gesehen, wenn er zur gleichberechtig- 
ten Behandlung beider Gruppen führt oder dem 


Heranführen abseits stehender Behinderter an den 
Sport dient; der Verband unterstützt und fördert au- 
ßerdem die Begegnung zwischen Behinderten und 
Nichtbehinderten durch lokale Veranstaltungen. 


9.19 

Leistungsvergleich und Wettbewerb bieten auch im 
Behindertensport Ansporn zu Hochleistungen. Die 
Behinderten-Sportverbände ermöglichen ihren lei- 
stungswilligen Mitgliedern, auf vielfältige Weise 
Wettkampf- und Leistungssport auf örtlicher, regiona- 
ler, nationaler und internationaler Ebene zu betrei- 
ben. Das sportliche Angebot richtet sich nach Art und 
Umfang der Behinderung. Die Sportarten sind — mit 
Ausnahme des Gehörlosensports — in eine Vielzahl 
von Disziplinen und Schadensklassen eingeteilt, die 
auf die unterschiedlichen Funktionseinschränkungen 
der Sportler ab stellen. 

Der Deutsche Sportbund verleiht als Auszeichnung 
für gute, vielseitige körperliche Leistungen das Deut- 
sche Sportabzeichen. Die Bedingungen für Behin- 
derte hat der Deutsche Behinderten-Sportverband im 
Einvernehmen mit dem Deutschen Sportbund unter 
Berücksichtigung der spezifischen Leistungsein- 
schränkungen der Behinderten festgelegt. 


9.20 

Für die Förderung des Behindertensports gelten die 
gleichen Zuständigkeitsabgrenzungen wie bei der 
Förderung des allgemeinen Sports. Danach sind für 
den allgemeinen Behindertensport als Breiten- und 
Freizeitsport grundsätzlich die Bundesländer zustän- 
dig. Der Bund fördert 

— Vorhaben, die der gesamtstaatlichen Repräsenta- 
tion dienen, 

— Maßnahmen der bundeszentralen Behinderten- 
sportorganisation, die für die Bundesrepublik 
Deutschland als Ganzes von Bedeutung sind und 
von einem Bundesland allein nicht wirksam unter- 
stützt werden können, 

— Forschungsvorhaben und Modellversuche von ge- 
samtstaatlicher Bedeutung, z. B. Partnerschaftsmo- 
delle Behinderte/Nichtbehinderte und einen Mo- 
dellversuch für den Einsatz Zivildienstleistender 
im Behindertensport. 

Die Mittel für den leistungsbezogenen Behinderten- 
sport wurden von 1,4 Mio. DM im Haushaltsjahr 1987 
auf 3,45 Mio. DM im Haushaltsjahr 1988 angehoben. 
Mit diesen Mitteln wurden u. a. gefördert: 

— Wettkämpfe auf nationaler und internationaler 
Ebene, 

— Trainingslehrgänge, 

— Entsendung der Mannschaften des Deutschen Be- 
hinderten-Sportverbands zu den Weltspielen der 
Behinderten 1988 in Innsbruck (Winter) und Seoul 
(Sommer), 
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— Entsendung der Mannschaft des Deutschen Ge- 
hörlosen-Sportverbands zu den Weltspielen der 
Gehörlosen in Christchurch/Neuseeland, 

— Beschäftigung nebenamtlicher Trainer und 
Übungsleiter sowie hauptamtlicher Mitarbeiter 
beim Deutschen Behinderten- Sportverband und 
Deutschen Gehörlosen-Sportverband (u. a. Ge- 
schäftsführer, Gehörlosen-Dolmetscher). 


9.21 

Darüber hinaus wurden entscheidende Schritte unter- 
nommen, um die sportmedizinische und physiothera- 
peutische Betreuung der Behindertensportler in Trai- 
ning und Wettkampf zu verbessern, die Aus- und Fort- 
bildung von Trainern und Übungsleitern zu intensi- 
vieren sowie die Informations- und Öffentlichkeitsar- 
beit so anzulegen, daß erhebhch mehr Ärzte, Eltern 
behinderter Kinder und Behinderte selbst den Wert 
des Behindertensports erkennen. Für 1989 ist außer- 
dem eine Verstärkung der wissenschaftlichen Beglei- 
tung des Behindertensports vorgesehen. 

Im Bereich des Sportstättenbaus wurde darauf geach- 
tet, daß die vom Bund geförderten Sportanlagen be- 
hindertengerecht ausgebaut wurden. 

Die Stiftung Deutsche Sporthilfe hat die Förderung 
behinderter Sportler nachhaltig ausgeweitet. In Ab- 
stimmung mit den Behinderten- Sportverbänden er- 
halten Leistungssportler Grundbeihilfen, Verdienst- 
ausfallentschädigungen und Tagegelder bei der Teil- 
nahme an internationalen Wettkämpfen und Trai- 
ningslehrgängen. 

Insgesamt wurde der Forderung der Behinderten- 
Sportverbände entsprochen, eine gleichrangige Ein- 
bindung des Spitzensports Behinderter in die Förde- 
rung des Spitzensports insgesamt sicherzustellen. Da- 
mit leistet die Bundesregierung einen wesentlichen 
Beitrag, daß mit Hilfe des Sports die Leistungsfähig- 
keit behinderter Mitbürger erhalten und möglichst 
gesteigert, die Eigeninitiative gefördert, die Hilfsbe- 
dürftigkeit abgebaut und die Selbständigkeit gestärkt 
werden. 


9.22 

Zahlreiche Fortschritte, die in den vergangenen Jah- 
ren beispielsweise im Bereich von Freizeit und Urlaub 
erreicht werden konnten, beruhen wesenthch auf dem 
engagierten und sachkundigen Einsatz von Selbsthil- 
feorganisationen, zu denen sich chronisch Kranke 
und Behinderte in ständig steigendem Maße zusam- 
menschließen, um auf diesem Wege ihrem Anspruch 
auf ein selbstbestimmtes und eigenständiges Leben 
Geltung zu verschaffen. Derartige Selbsthilfegruppen 
und ihre Zusammenschlüsse auf Landes- und Bundes- 
ebene leisten für die allgemein-gesellschaftliche Ein- 
gliederung Behinderter einen überaus wichtigen Bei- 
trag. In ihnen verkörpert sich besonders eindrucksvoll 
das gewachsene Selbstbewußtsein der Behinderten. 
Selbsthilfeorganisationen werden weitgehend in Pla- 
nungen und Entscheidungen im außerparlamentari- 
schen und parlamentarischen Raum auf kommunaler, 


Landes- und Bundesebene eingebunden, so daß nicht 
länger „über Behinderte“, sondern „mit Behinderten“ 
entschieden wird. Die Bundesregierung begrüßt diese 
Entwicklung. Sie sieht in der Tätigkeit von Selbsthil- 
feorganisationen der Behinderten eine wichtige und 
förderns werte, vielfach zur eigenverantwortlichen 
Mitwirkung und zur vollen Wahrnehmung der Inter- 
essen der Betroffenen notwendige Ergänzung des be- 
stehenden Systems von Sozialleistungen und sonsti- 
gen extern organisierten Hilfen. In den kommenden 
Jahren sollte nach Möghchkeiten gesucht werden, 
dieses Potential in allen Bereichen der Rehabilitation 
noch stärker zu nutzen. 


9.23 

Der Bedeutung der Selbsthilfe Organisationen wird 
auch durch eine finanzielle Förderung Rechnung ge- 
tragen. Zentrale Vereinigungen der Behindertenhilfe, 
die auf Bundesebene tätig sind, werden weiterhin 
durch Zuschüsse des Bundesministers für Jugend, Fa- 
milie, Frauen und Gesundheit gefördert, vom Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung auch in Form 
der Förderung einzelner Projekte. 

Die Bundesregierung begrüßt, daß inzwischen ver- 
schiedene Kommunen Titel zur Förderung von Selbst- 
hilf einitiativen in ihre Haushaltspläne auf genommen 
haben. Das gewachsene Gewicht und die zunehmen- 
den Aufgaben der Selbsthilfeorganisationen zwingen 
dazu, über die erforderliche Sicherung des finanziel- 
len Rahmens weiter nachzudenken. Als sinnvoll hat 
sich insbesondere die Förderung von Sachkosten er- 
wiesen; demgegenüber muß die öffentliche Förde- 
rung von Personalkosten wegen der Gefahr der Pro- 
fessionalisierung behutsam gehandhabt werden. 


9.24 

Unverzichtbare Voraussetzung für die bestmögliche 
Eingliederung Behinderter in die Gesellschaft ist die 
Kenntnis der zur Verfügung stehenden Möglichkeiten 
und Hilfen. Auskunft und Beratung hierüber obliegen 
in erster Linie den Rehabilitations- und sonstigen So- 
zialleistungsträgern; sie nehmen sich dieser Aufga- 
ben weiterhin auf vielfältige Weise an, beispielsweise 
durch die Herausgabe von Hilfsmittelkatalogen 
oder durch verschiedene Formen persönhcher Ge- 
spräche, auch im häuslichen Umfeld. Neben diesen 
Formen von Auskunft und Beratung, die es nach An- 
sicht der Bundesregierung weiter auszubauen gilt, 
werden zunehmend sonstige Informationsmöglich- 
keiten für Behinderte geschaffen. Besonderes Ge- 
wicht hat dabei die Tätigkeit der Selbsthilfeorganisa- 
tionen der Behinderten, die auch hier zunehmend 
eine Zusammenarbeit mit den Rehabilitationsträgern 
anstreben, beispielsweise bei der Information über 
technische Hilfen. 

Gerade in diesem Bereich besteht, wie Umfragen bei 
Fach- und Elternverbänden gezeigt haben, nach wie 
vor ein erhebliches Informationsdefizit. Die Bundesre- 
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gierung ist weiterhin bemüht, im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten zur Beseitigung dieses Defizits beizutra- 
gen. Sie begrüßt vor diesem Hintergrund die von der 
Stiftung Rehabilitation mit Förderung durch die Ak- 
tion Sorgenkind herausgegebene Informationssamm- 
lung „Technische Hilfen für Behinderte". Allerdings 
können derartige Broschüren und Informationssy- 
steme die qualifizierte Beratung durch den zuständi- 
gen Rehabilitationsträger nur erleichtern, nicht erset- 
zen. In diesem Punkt verspricht sich die Bundesregie- 
rung einen wichtigen Beitrag von der im Fünften Buch 
Sozialgesetzbuch vorgesehenen Zusammenarbeit des 
Medizinischen Dienstes der Krankenversicherungs- 
träger mit den Orthopädischen Versorgungsstellen, 
die über eine besonders breite Erfahrung verfügen. 


9.25 

Auch die Beratungsangebote der freigemeinnützigen 
Träger sind in den letzten Jahren ausgebaut worden; 
sie haben für Behinderte und ihre Angehörigen große 
Bedeutung, beispielsweise im psychosozialen Be- 
reich. Es wäre bedauerlich, wenn die Finanzierungs- 
probleme, über die von Seiten der freigemeinnützigen 
Träger zunehmend geklagt wird, zu einer Einschrän- 
kung dieses Angebots führen würden. 

Große Fortschritte bei der Beratung Behinderter sind 
im Bereich der Kommunen zu verzeichnen. Um die 
Vielzahl der Beratungs- und Leistungsstellen zu ko- 
ordinieren, haben Städte besondere Abteilungen oder 
Einheiten ("Koordinierungsstelle für Behinderte") 
eingerichtet, die die bestehenden Angebote erfassen, 
miteinander verbinden und etwaige Lücken schließen 
sollen. Diese Informationen werden über Behinder- 
tenführer oder Behindertenpläne der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht; dabei werden konkrete Kon- 
taktadressen angegeben. 

Zur Verbesserung von Auskunft und Beratung haben 
die Kommunen folgende Grundsätze entwickelt: 

— Die Beratung muß kompetent sein. 

— Beratungsmöglichkeiten müssen in ausreichen- 
dem Umfang und für alle relevanten Problembe- 
reiche zur Verfügung stehen. 

— Die Beratung muß leicht zugänglich sein. 

— Die Beratung auf verschiedenen Gebieten muß ko- 
ordiniert sein. 

— Die Beratung muß unabhängig sein. 

— Die Beratung darf nicht folgenlos bleiben; sie muß 
in konkrete Hilfen einmünden. 

Die Bundesregierung begrüßt den Versuch, unter Be- 
rücksichtigung dieser Grundsätze die bestehenden 
Beratungsangebote zu einem weitgespannten Netz 
auszubauen; sie sieht hierin einen wesentlichen Bei- 
trag zu einer qualifizierten, ortsnahen und umfassen- 
den Beratung Behinderter. 


9.26 

Die Sensibilisierung der Allgemeinheit für die Be- 
lange Behinderter und ihrer Angehörigen wäre ohne 
eine nachhaltige Öffentlichkeitsarbeit nicht zu errei- 
chen gewesen. Hierzu haben nicht zuletzt die Medien 
beigetragen, bei denen ein erfreulicher Wandel zu 
verzeichnen ist. In diesem Zusammenhang ist auf die 
„Aktion-Sorgenkind" -Sendungen des Zweiten Deut- 
schen Fernsehens hinzuweisen, durch die die Lebens- 
situation behinderter Menschen seit 25 Jahren einer 
breiten Öffentlichkeit bewußt gemacht und an die 
Verantwortung der Mitbürger und des Staates zu soli- 
darischer Hilfe appelliert wird. 

Rundfunk, Fernsehen und Presse widmen sich auch 
im übrigen zunehmend Problemen behinderter Men- 
schen. Beispielhaft sei das vom Verein „Arbeitsge- 
meinschaft Behinderte in den Medien e. V. " in Bayern 
von 1984 bis 1986 modellhaft erprobte und aus Mitteln 
des zuständigen Arbeits- und Sozialministeriums ge- 
förderte Behindertenprogramm im Kabelfernsehen 
genannt. Es wird zwischenzeitlich bereits über ver- 
schiedene Sender ausgestrahlt. Die Arbeitsgemein- 
schaft wendet sich mit ihren Beiträgen auch an Nicht- 
behinderte, um vertieftes Verständnis für die Pro- 
bleme Behinderter zu wecken und Wege zu gemein- 
samen Lösungen aufzuzeigen. Diese und zahlreiche 
andere Bestrebungen tragen ebenso wie die Öffent- 
lichkeitsarbeit der Bundesregierung — die im Rah- 
men der gegebenen Möglichkeiten fortgesetzt wer- 
den soll — dazu bei, die Zielsetzung der umfassenden 
Integration Behinderter zu verwirklichen. 


10. Aus- und Fortbildung von Fachkräften 
10.1 

Wie im Bericht aus dem Jahr 1984 dargestellt, sind zu 
einer wirkungsvollen Rehabilitation umfassende und 
gründliche Kenntnisse über Voraussetzungen, Mög- 
lichkeiten und Wege der Rehabilitation und die ein- 
schlägigen Zusammenhänge unerläßlich. Dies gilt 
nach wie vor für alle Beteiligten und im besonderen 
für die in der Rehabilitation tätigen Fachkräfte. Inso- 
weit sind sowohl noch vorhandene Defizite aufzuar- 
beiten als auch positive Entwicklungen und Entwick- 
lungstendenzen fortzuschreiben, beispielsweise zur 
Umsetzung des erst in letzter Zeit deutlicher ins Be- 
wußtsein gekommenen Vorrangs der Rehabilitation 
vor Pflege. 

Zu begrüßen ist vor allem, wenn Selbsthilfeverbände 
Aus- und Fortbildungsmaßnahmen initiieren und ih- 
ren Sachverstand einbringen. Dies gilt sowohl für die 
Schulung eigener Ansprechpartner für behinderte 
Mitmenschen wie auch für das Zusammenwirken mit 
Berufsverbänden der Rehabilitationsfachkräfte zur 
Qualifikation ihrer Mitglieder. 


10.2 

Zwar ist die Rehabilitation Gegenstand der ärztlichen 
Ausbildung und bestimmter Abschnitt der Approba- 
tionsordnung, wünschenswert wäre jedoch ein reich- 
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haltigeres Angebot entsprechender Lehrinhalte an 
der Universität, ausgehend von einem ärztlichen Ver- 
ständnis, das nicht nur Gesundheit und Krankheit ein- 
zelner Organe und Funktionen zum Gegenstand hat, 
sondern den behinderten oder von Behinderung be- 
drohten Menschen in seiner Gesamtheit mit seinen 
Problemen — auch in ihrem Zusammenwirken — und 
seinen Chancen, ein möghchst unbeeinträchtigtes Le- 
ben zu führen. Weitere Anstrengungen müssen auch 
bei der ärztlichen Weiter- und Fortbildung unternom- 
men werden, für die die Länder und die Ärztekam- 
mern zuständig sind, denn nur in Kenntnis aller im 
Einzelfall gegebenen Rehabilitationsmöglichkeiten 
und -notwendigkeiten können Ärzte ihre berufsspezi- 
fische Rolle bei der Verwirklichung der im § 10 des 
Ersten Buches Sozialgesetzbuch niedergelegten Ziel- 
setzungen sachgerecht wahrnehmen. 


10.3 

Derzeit sind Ausbildung, Prüfung und staatliche An- 
erkennung anderer Gesundheitsberufe bundesrecht- 
lich geregelt für 

— Masseure, 

— Masseure und medizinische Bademeister, 

— Krankengymnasten, 

— Beschäftigungs- und Arbeitstherapeuten und 

— Logopäden, 

die weiterhin als wichtigste Rehabilitationsberufe un- 
ter den Gesundheitsberufen anzusehen sind. Die Bun- 
desregierung ist derzeit bemüht, das aus dem Jahr 
1958 stammende Gesetz über die Berufe des Mas- 
seurs, des Masseurs und medizinischen Bademeisters 
und des Krankengymnasten durch ein neues Mas- 
seure- und Krankengymnastengesetz abzulösen. Die- 
ses soll die Ausbildungen in den genannten Berufen 
an moderne Entwicklungen im Bereich der physikali- 
schen Therapie, der Bewegungstherapie und der Re- 
habilitation anpassen. 

Für den ebenfalls den Rehabilitationsberufen zuzu- 
rechnenden Beruf des Orthoptisten gibt es zur Zeit in 
vier Bundesländern Regelungen über die Ausbildung, 
Prüfung und staatliche Anerkennung; eine bundesge- 
setzliche Regelung ist in Vorbereitung. 

Auch Ausbildung und Tätigkeit in Berufen der Kran- 
kenpflege enthalten wichtige Aspekte der Rehabilita- 
tion. Diese Ausbildungen hat die Bundesregierung 
durch die Schaffung des Gesetzes über die Berufe in 
der Krankenpflege vom 4. Juni 1985 sowie der Aus- 
bildungs- und Prüfungsordnung vom 16. Oktober 
1985 auf eine neue Grundlage gestellt. 


10.4 

Dem Einsatz psychologischer Fachkräfte kommt, vor 
allem bei der Rehabilitation junger Menschen mit Be- 
hinderungen, große Bedeutung zu. Wie bei der ärztli- 
chen Ausbildung sollten auch hier die Universitäten 


ein größeres Angebot zum Erwerb vertiefter Kennt- 
nisse über rehabilitative Prozesse bereitstellen. 

Wie für Sozialarbeiter muß die Aus- und Fortbildung 
auch für Heilpädagogen, die entweder an Fachhoch- 
schulen (Diplom-Heilpädagoge) oder an Fachschulen 
(staatlich anerkannter Heilpädagoge) ausgebildet 
werden, arbeitsfeldorientiert sein. Sie werden — ins- 
besondere durch gruppendynamisch orientierte Trai- 
nings- und Lernarbeit — dazu befähigt, therapeuti- 
sche und sozialpädagogische Behandlungskonzepte 
zu integrieren. 

Für die Praxis der Behindertenarbeit wird der Beruf 
des Heilerziehungspflegers, zu dem an Berufsfach- 
schulen oder Fachschulen ausgebildet wird, immer 
wichtiger. Er befähigt zur fürsorgenden Pflege und 
zur Erziehung behinderter Menschen sowie zu ande- 
ren lebensbegleitenden Hilfen, Heilerziehungspfle- 
ger sind für Behinderte jeden Alters und unterschied- 
licher Behinderung tätig. Sie sind im Berufsalltag be- 
sonderen persönlichen Belastungen ausgesetzt und 
bedürfen daher auch im besonderen Maße der Fort- 
bildung und der Supervision. Das Berufsbild und die 
Ausbildungsbedingungen sollten überdies attraktiver 
gestaltet werden, um künftig den entsprechenden 
Personalbedarf der Einrichtungen decken zu kön- 
nen. 

Sozialpädagogen und Erzieher tragen, insbesondere 
bei der Erstausbildung Behinderter, wesentlich zur 
Vorbereitung auf die Eingliederung bei. Ihre Aufga- 
benfelder liegen sowohl in der Betreuung von Behin- 
derten, die in Rehabilitationseinrichtungen ihre Aus- 
bildung erfahren und im Internat wohnen, wie auch in 
der pädagogischen und fördernden Begleitung von 
behinderten jungen Menschen, die besondere Hilfen 
in (Ausbildungs-) Betrieben, in der Berufsschule und 
im sozialen Umfeld brauchen. 

Bisher noch unbefriedigend gelöst ist das Problem der 
Gebär densprachdolmetscher für Gehörlose, die vor- 
handene Kommunikationsbarrieren Gehörloser zu 
den Hörenden überwinden können. Derzeit steht eine 
ausreichende Zahl von ausgebildeten Dolmetschern 
noch nicht zur Verfügung. Zur Verbesserung der Si- 
tuation sind insbesondere die noch ungelösten Fragen 
der Ausbildungsvoraussetzungen und -Inhalte und 
der Finanzierung zu klären. 


10.5 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrem Aktions- 
programm „Rehabilitation in den 80er Jahren" er- 
klärt, daß sie künftig verstärkt eine koordinierte Fort- 
bildung der Fachkräfte der Rehabilitationsträger und 
der Fachkräfte in Rehabilitationseinrichtungen für er- 
forderlich hält. Auf Anregung des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung wurde mit den Rehabihta- 
tionsträgern und der Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Rehabilitation die Durchführung von trägerübergrei- 
fenden Fortbildungsseminaren vereinbart. Im Vorder- 
grund der Überlegungen stand dabei die Absicht, die 
Mitarbeiter der einzelnen Trägerbereiche „über den 
Zaun der eigenen Zuständigkeit" blicken zu lassen 
und dadurch die Bereitschaft zu verstärken, Leistun- 
gen und Verfahren möglichst zu harmonisieren sowie 
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Nahtlosigkeit der Leistungen und Zusammenarbeit 
aller Beteiligten herzustellen. 

Durch Vermittlung von Informationen aus dem ge- 
samten Bereich der Rehabilitation, gegenseitiges 
Kennenlernen der Handlungs- und Denkweisen der 
verschiedenen Trägergruppen und Wecken von Ver- 
ständnis für die Entscheidungsgrundlagen „des ande- 
ren " sollen die Fortbildungsveranstaltungen die tägli- 
che Arbeit der Fachkräfte erleichtern und verbessern. 
Seit 1985 führen die jeweiligen Veranstalter — der 
Verband Deutscher Rentenversicherungs träger, die 
Bundesanstalt für Arbeit, der Bundesverband der 
Ortskrankenkassen, der Bundesverband der Betriebs- 
krankenkassen, der Bundesverband der Innungs- 
krankenkassen sowie der Hauptverband der gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften — die Seminare zu- 
gleich für die übrigen Spitzenverbände der Rehabi- 
litationsträger durch. 


10.6 

Mit der trägereigenen Schulung und Fortbildung 
nehmen die Rehabilitationsträger eine grundsätzliche 
Funktion in eigenständiger Verantwortung wahr. 
Spezielle Themen wie auch Fragen allgemeiner Be- 
deutung werden in zentralen mehrwöchigen oder re- 
gelmäßigen Lehrgängen, Arbeitstagungen oder Se- 
minaren behandelt. Neben Fachfragen aktueller Art 
werden auch Fragen der Kommunikation und Ge- 
sprächstechnik erörtert. Wünschenswert wäre in der 
Fortbildung der Rehabilitationsfachkräfte der weitere 
Ausbau der bestehenden Programme zu einem flä- 
chendeckenden Weiterbildungssystem. 


10.7 

Wirksame Rehabilitation kann nur dann geleistet wer- 
den, wenn die Personen, die mit der Eingliederung 
der Behinderten betraut sind, für diese Funktionen 
qualifiziert werden. Dabei ist neben der notwendigen 
Eingangsqualifizierung der Fachkräfte eine laufende 
Fortbildung unerläßlich. Die dazu getroffene Verein- 
barung trägerübergreifender Fortbildungs Seminare 
eröffnet nur einem kleinen Teil der Fachkräfte in Re- 
habilitationseinrichtungen die Teilnahme. Es war er- 
forderlich, für diese Fachkräfte eigene einrichtungs- 
übergreifende Fortbildungsseminare zu organisie- 
ren. 

Auf Anregung des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung einigten sich die Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher Berufsförderungs werke, die Bundesar- 
beitsgemeinschaft der Berufsbildungs werke und die 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Einrichtungen der 
medizinisch- beruflichen Rehabilitation auf die 
Durchführung von einrichtungsübergreifenden Fort- 
bildungsseminaren. Die 1986 begonnenen Fortbil- 
dungsveranstaltungen richten sich an die Mitarbeiter 
der medizinischen, psychologischen, berufsfördern- 
den und sozialen Dienste sowie an die Mitarbeiter der 
Verwaltung von Berufsbildungswerken, Berufsförde- 
rungswerken und Einrichtungen der medizinisch- be- 
ruflichen Rehabilitation. Die Seminare werden mit fi- 
nanzieller Unterstützung des Bundesministers für Ar- 


beit und Sozialordnung in den Rehabilitationseinrich- 
tungen durchgeführt. Beim Berufsförderungszentrum 
Essen ist eine Koordinierungsstelle für die technische 
Vorbereitung und Abwicklung der Seminare einge- 
richtet worden. Eine Zielsetzung bei der Weiterent- 
wicklung ist, verstärkt auch die Werkstätten für Be- 
hinderte in diese Fortbildung einzubeziehen. Die 
Bundesregierung geht davon aus, daß durch die Fort- 
bildungsseminare der Rehabilitationsträger und der 
Rehabilitationseinrichtungen eine effizientere Fortbil- 
dung der Rehabilitationsfachkräfte erreicht wird. 


10.8 

In Anbindung an das Kinderzentrum München wird 
derzeit in München-Großhadern in der Trägerschaft 
der „Deutschen Akademie für Entwicklungs-Rehabi- 
litation e. V." ein Fort- und Weiterbildungsinstitut für 
die in der Entwicklungsrehabilitation tätigen Fach- 
kräfte errichtet. Ab 1989 werden hier Fachkräfte aus 
dem Bereich der Frühdiagnostik, Frühtherapie und 
der frühen sozialen Eingliederung behinderter und 
von Behinderung bedrohter Kinder in Familie, Kin- 
dergarten und Schule fort- und weitergebüdet. 


10.9 

Eine wichtige Ergänzung zur Aus- und Fortbildung 
der Rehabilitationsfachkräfte und der hierfür von den 
einzelnen Trägergruppen erarbeiteten Materialien 
stellen von der Bundesarbeitsgemeinschaft für Reha- 
bilitation erstellten Übersichten dar, insbesondere der 
1984 herausgegebene und an alle praktizierenden 
Ärzte verteilte Wegweiser für Ärzte „Die Rehabilita- 
tion Behinderter"' sowie die ArbeüshilfeUr die Bedarf 
an Hilfen und Ablauf der Rehabilitation für verschie- 
dene Behinderungsarten beschreiben. Über Informa- 
tion zu einzelnen Sachfragen hinaus bieten die Ar- 
beitshilfen die Möglichkeit, Aufschluß über die um- 
fassende Zielsetzung und die zu ihrer Erreichung not- 
wendigen Schritte zu erhalten. Solche Arbeitshilfen 
liegen für die Rehabilitation schädel-hirn-verletzter 
Kinder und Jugendlicher und für die Rehabilitation 
Koronarkranker vor; andere werden derzeit vorberei- 
tet, beispielsweise Arbeitshilfen für die Rehabilitation 
von 

— alten kranken Menschen, 

— Rheumakranken, 

— Schlaganfallpatienten, 

— asthmakranken Kindern und Jugendlichen. 


11. Forschung 
11.1 

Forschung und Entwicklung können, vor allem auf 
längere Sicht, wesentlich zur immer weitergehenden 
Verwirklichung der in § 10 des Ersten Buches Sozial- 
gesetzbuch festgehaltenen Zielsetzung beitragen. 
Dies erfordert Anstrengungen in vielen Bereichen von 
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Wissenschaft und Technik und insbesondere eine 
enge interdiszipünäre Zusammenarbeit. Gezielte 
staathche Unterstützung ist hierbei in dem Maße er- 
forderhch, wie rehabilitationspolitisch wichtige Un- 
tersuchungsthemen von Wissenschaftlern und 
Technikern nicht aus sich heraus aufgegriffen wer- 
den. 

Die Bundesregierung unterstützt deshalb weiterhin in 
verschiedenen Schwerpunktbereichen Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten mit dem Ziel, die Lage der 
Behinderten zu verbessern. Dies geschieht in erster 
Linie im Rahmen unterschiedlicher Forschungspro- 
gramme, insbesondere der Programme „Forschung 
und Entwicklung im Dienste der Gesundheit" und 
„Arbeit und Technik". Soweit Forschungsaktivitäten 
einen unmittelbaren Bezug zur Entwicklung in einzel- 
nen Bereichen der Rehabihtation haben, wurden sie 
bereits in den jeweiligen Sachkapiteln angesprochen. 
Weitere Aktivitäten, die die Entwicklung der Reha- 
bihtation und die Lage der Behinderten in Zukunft 
beeinflussen dürften, sind im folgenden zusammen- 
gefaßt dargestellt. 


11.2 

Das Programm der Bundesregierung „Forschung und 
Entwicklung im Dienste der Gesundheit", das für die 
Jahre 1988 bis 1991 fort geschrieben wurde, ist weiter- 
hin darauf ausgerichtet, mit den Mitteln von For- 
schung und Entwicklung Erkenntnisse über die Ent- 
stehung, Vermeidung und Bekämpfung von Krank- 
heiten und der aus ihnen folgenden Behinderungen 
sowie über die Strukturen der gesundheithchen Ver- 
sorgung zu gewinnen. Die dabei angesprochenen For- 
schungsschwerpunkte und Themen reichen von der 
Früherkennung über die Diagnostik, Fragen der Be- 
handlung und Rückfallprophylaxe sowie den Bereich 
der Rehabihtation bis zur Entwicklung technischer 
Hilfen für Behinderte. Hierbei wird von einem weit 
gefaßten Rehabilitationsbegriff ausgegangen, der me- 
dizinische, berufhche und soziale Aspekte einbe- 
zieht. 


11.3 

Aus dem Bereich der medizinischen Forschung sind 

zu nennen: 

— Die laufenden Forschungsvorhaben zur Früher- 
kennung von Hör- und Sehstörungen bei Kleinkin- 
dern sollen effiziente Methoden entwickeln, um 
Kinder mit diesen Behinderungen frühzeitig zu 
entdecken und einer Behandlung bzw. Frühförde- 
rung zuzuführen. 

— Untersuchungen zur Optimierung von Diagnostik 
und Therapie bei Säuglingen mit Schilddrüsenun- 
terfunktion und Phenylketonurie sind wichtig, da 
diese Störungen, wenn sie nicht behandelt wer- 
den, schon in den ersten Lebensmonaten zu irre- 
versiblen Hirnschäden führen. 

— Ein breit angelegter Förderschwerpunkt zur Ent- 
wicklung und Reifung chronisch kranker Kinder 
widmet sich der Frage, wie verhindert werden 


kann, daß eine chronische Krankheit sich während 
der Entwicklungsphase der Kinder und Jugendli- 
chen zu einer dauernden Behinderung verfestigt. 

— Eine laufende Untersuchung zur Ernährung bei 
behinderten Kindern und Jugendhchen analysiert 
die derzeitige Ernährung in stationären Einrich- 
tungen für behinderte Kinder und Jugendhche 
und wird aus den Ergebnissen Empfehlungen ab- 
leiten. 

— Ein neuer Förderschwerpunkt ist der Untersu- 
chung von Ursachen und Bekämpfungsmöghch- 
keiten chronischer Schmerzen gewidmet, die indi- 
viduelle und soziale Behinderungen verursachen 
können. 

— Verschiedene stärker technisch ausgerichtete För- 
derschwerpunkte sind auf die Entwicklung von 
verbesserten Verfahren der Organunterstützung 
(z. B. künstüche Niere, künstlicher Pankreas), auf 
die Entwicklung biokompatibler Werkstoffe (z. B. 
für Gefäßersatz) und auf Probleme der Endopro- 
thetik ausgerichtet (Entwicklung und Optimierung 
künstlicher Gelenke, z. B. Kniegelenk-Endopro- 
thesen). Die Förderung beschränkt sich dabei nicht 
auf die Entwicklung und Optimierung der techni- 
schen und khnischen Verfahren, sondern umfaßt 
auch die Qualitätssicherung der klinischen Patien- 
tenversorgung (z. B. vergleichende Therapiestu- 
dien). 

— Psychische Krankheiten sind häufig Ursache einer 
Behinderung, wobei auch hier die Grenze zwi- 
schen Therapie und Rehabilitation fließend ver- 
läuft. Ein breit angelegter Förderschwerpunkt 
widmet sich insbesondere der Rückfallprophylaxe 
chronifizierter psychischer Krankheiten. 

— Zur Rehabihtation von chronisch Kranken werden 
in mehreren teils laufenden, teils geplanten For- 
schungsschwerpunkten rehabihtative Strategien 
evaluiert und neue Wege erprobt. Fortgeschritten 
ist hier die Erprobung unterschiedhcher wohnort- 
naher Versorgungsmodelle für Rheumakranke. 
Die Rehabilitation von Krebskranken ist For- 
schungsgegenstand einer Reihe verschiedener 
Einzelvorhaben. Ein Förderschwerpunkt zur Reha- 
bihtation bei Herz-Kreislauf-Krankheiten ist im 
Aufbau. 

— Der Alternsforschung kommt im Zusammenhang 
mit Fragen der Behinderung größte Bedeutung zu, 
weil Krankheiten im Alter vielfach zu Behinderun- 
gen und zum Verlust der Selbständigkeit führen. 
Die Förderung von Untersuchungen der Alzhei- 
merschen Krankheit wurde intensiviert. Weitere 
Aktivitäten zur Verstärkung der Forschung in der 
Geriatrie und Gerontologie sind geplant. 

— Den größten Anteil an der Bewältigung von Behin- 
derungen tragen Famihen, Nachbarschaften, 
Selbsthilfegruppen und Gemeinden. Deren Aufga- 
ben und Handlungsansätze richtig zu verstehen 
und Möghchkeiten zu ermitteln, wie die professio- 
neUe Versorgung hierauf abgestimmt werden 
kann, ist eine anspruchsvolle Forschungsaufgabe. 
Zur Zeit wird geprüft, mit welchen Schwerpunkten 
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die bisherige Förderung in diesem Bereich fortge- 
setzt werden sollte. 


11.4 

Die Entwicklung von Hilfsmitteln für Behinderte ist 

bereits in der Vergangenheit nachhaltig unterstützt 
worden und wird mit veränderten Schwerpunkten 
fortgesetzt. 

Ein seit 1978 durchgeführtes Projekt zur Rollstuhlent- 
wicklung mit rund 20 Einzelvorhaben zielt darauf ab, 
in verschiedenen Einzelbereichen Verbesserungen zu 
erreichen, die dem Bedarf der Benutzer entsprechen, 
und zwar vor allem in bezug auf Fahrverhalten, Si- 
cherheit, Sitzkomfort, Anpassung des Rollstuhls an 
den Benutzer, Transport und Prüfungsverfahren. Die- 
ses Projekt, das bisher mit insgesamt etwa 7 Mio. DM 
gefördert wurde, ist inzwischen bis auf einzelne Vor- 
haben abgeschlossen. Die Forschungsergebnisse 
wurden von der einschlägigen Industrie umgesetzt 
und haben zu erheblichen Verbesserungen geführt. 
Im Rahmen des deutsch-britischen Statuskolloquiums 
zur Rollstuhlentwicklung wurden 1984 die Detailer- 
gebnisse der Förderung öffenthch vorgestellt; die Kol- 
loquiumsbeiträge sind in einer Broschüre des Bundes- 
ministers für Forschung und Technologie zusammen- 
gestellt. 

Die Entwicklung technischer Hilfen für Blinde ist als 

einer der ersten Förderschwerpunkte auf dem Gebiet 
der Gesundheitsforschung seit Anfang der 70er Jahre 
gefördert worden. Der Schwerpunkt wurde 1978 in 
das Programm der Bundesregierung „Forschung und 
Entwicklung im Dienste der Gesundheit" übernom- 
men. Durch die Förderung konnten wichtige Beiträge 
zur Verbesserung der Situation blinder Menschen er- 
zielt werden, beispielsweise durch die Entwicklung 
von Lese-, Informations- und Textspeichergeräten. 
Die Förderung zu diesem Schwerpunkt ist weitge- 
hend abgeschlossen. Einzelne noch laufende Vorha- 
ben dienen vor allem der Verbesserung des Blinden- 
buchdrucks; dabei soll durch die Automatisierung von 
Druck techniken eine schnellere und flexiblere Pro- 
duktion von Informationsmaterialien in Brailleschrift 
ermöglicht werden. 

Im Gesundheitsforschungsprogramm 1988 bis 1991 
wird im Bereich der Hilfsmittel für Sinnesbehinderte 
ein neuer Schwerpunkt bei der Entwicklung und Er- 
probung technischer Hilfen für Hör- und Sprachge- 
schädigte gesetzt, nachdem einzelne Vorhaben zur 
Verbesserung der Kommunikationsfähigkeit Gehör- 
loser und von Aphasikern bereits in der vergangenen 
Programmperiode in Angriff genommen wurden. Auf- 
grund einer in Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Krankenhaus Institut durchgeführten Analyse wurde 
deutlich, daß sich eine zukünftige Forschungsförde- 
rung nicht auf die Entwicklung substituierender tech- 
nischer Hilfsmittel beschränken kann, sondern neben 
rehabilitativen Defiziten auch diagnostische und the- 
rapeutische Mängel berücksichtigt werden müssen. 
Die öffentliche Bekanntmachung des Förderschwer- 
punkts ist im Februar 1989 erfolgt, so daß mit einem 
Anlaufen der Förderung im Jahr 1989 gerechnet wer- 
den kann. 


11.5 

Blinden und Sehbehinderten eröffnen insbesondere 
die Fortschritte bei den technischen Hilfsmitteln den 
Zugang zu neuen, arbeitsmarktorientierten Berufsbe- 
reichen. Die Bundesregierung verspricht sich insoweit 
eine große Unterstützung von den Ergebnissen des 
aus Mitteln des Ausgleichsfonds geförderten For- 
schungsvorhabens „Blinden-ZBehinderten-Kommu- 
nikationssystem", in dem eine Reihe von autonomen 
Subsystemen (Blindenterminal, sprechender Seitenle- 
ser, Sprachsynthesegerät) entwickelt worden sind, die 
sich dank ihres modularen Aufbaus zu einem komple- 
xen, auch für andere Behinderungsarten nutzbaren 
Kommunikationssystem zusammenschließen lassen. 


11.6 

Als unmittelbare Reaktion auf die Psychiatrie- En- 
quete hat der Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit neue Arbeitsformen und Or- 
ganisationsstrukturen zur Versorgung psychisch 
Kranker und Behinderter erproben lassen; im Rahmen 
dieses Modeliprogramms Psychiatrie wurden mit 
Bundesmitteln rund 40 Projekte in 14 Modellregionen 
über eine Laufzeit von 6 Jahren bis Ende 1985 geför- 
dert. Die Ergebnisse der Begleitforschung sind in die 
Empfehlungen der Expertenkommission zu dem o.g. 
Programm eingeflossen; diese werden derzeit von der 
Bundesregierung geprüft. 

Im Mittelpunkt der laufenden, vom Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit geför- 
derten Einzelvorhaben im Rahmen des Modellver- 
bundes „Ambulante psychiatrische und psychothera- 
peutisch/psychosomatische Versorgung" steht die 
integrierende Betreuung von Wohnen — Arbeit — 
Freizeit. In einem seit 1985 laufenden Modell wird 
erprobt, wie psychisch kranken Langzeitpatienten ein 
normales Leben mit angemessenen Formen des Woh- 
nens, Arbeitens und der Freizeit ermöglicht werden 
kann. Ziel eines weiteren Projektes mit dem Titel „Pa- 
tientenarbeitsplätze" ist es, psychisch Kranken und 
Behinderten Zugang zu Arbeitsplätzen auf dem allge- 
meinen Arbeitsmarkt durch ambulante Betreuung zu 
ermöglichen; die Betreuung durch Sozialarbeiter ist 
sowohl auf die psychisch Kranken oder Behinderten 
selbst als auf ihre Arbeitskollegen und Vorgesetzten 
ausgerichtet. 

Fragen zur Zahl sowie zur Organisation und Effizienz 
von ambulanten Diensten für Pflegebedürftige und 
Behinderte stellten in den letzten Jahren ein wichtiges 
Forschungsfeld für das Bundesministerium für Ju- 
gend, Familie, Frauen und Gesundheit dar. 

Das Modellprogramm „Ambulante Dienste für Pflege- 
bedürftige" soll Aufschluß darüber geben, wie ambu- 
lante sozialpflegerische Dienste und Kurzzeit- bzw. 
Tagespflegeeinrichtungen angemessener personell 
ausgestattet und besser innerlich strukturiert werden 
und wie ihre Arbeitsabläufe und die Kooperation mit 
anderen Diensten verbessert werden müssen, wenn 
dadurch die Voraussetzung für eine dauerhafte und 
angemessene Betreuung Pflegebedürftiger in ihrer 
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häushchen Umgebung durch Angehörige und son- 
stige Helfer geschaffen werden soll. 

Im Zusammenhang mit dem Modellprogramm wurde 
vom Bundesinstitut für Berufsbildung eine Untersu- 
chung durchgeführt, in der „Qualifikationsanforde- 
rungen und Fortbildungsangebote für Beschäftige in 
ambulanten gesundheits- und sozialpflegerischen 
Diensten" untersucht wurden. 

Die „Bestandsaufnahme der ambulanten sozialpfle- 
gerischen Dienste im Bundesgebiet" hat erstmals Auf- 
schluß über die Zahl der vorhandenen Dienste, ihre 
regionale Verteilung und ihre inneren Strukturen ge- 
geben. 


11.7 

Bei der Forschung im Bereich der beruflichen Reha- 
bilitation steht die Zielsetzung im Vordergrund, Re- 
habilitationsleistungen und -einrichtungen im Blick 
auf die sich wandelnden Anforderungen des Arbeits- 
markts zeitgerecht fortzuentwickeln. Der Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung unterstützt die- 
sen Prozeß stetiger Fortentwicklung durch gezielte 
Vergabe von Forschungsaufträgen im Rahmen der 
ihm zur Verfügung stehenden finanziellen Mittel. Die 
von ihm angeregten Forschungsvorhaben im Bereich 
der beruflichen Rehabilitation sind allesamt darauf 
angelegt, die in der beruflichen Rehabilitation gestell- 
ten Aufgaben praxisorientiert anzugehen; die Ergeb- 
nisse werden daher, wo immer möglich, in der Schrif- 
tenreihe „Forschungsberichte" des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung der interessierten Öf- 
fentlichkeit zur Verfügung gestellt. 


11.8 

Untersuchungen zur Abbruchproblematik haben ge- 
zeigt, wie aus der Sicht der Rehabilitanden, aber auch 
in der Arbeit der Institutionen selbst Probleme im Re- 
habilitationsverfahren entstehen, und wurden ent- 
sprechend von den Betroffenen ausgewertet. Als be- 
sonders wichtig in diesem Zusammenhang hat sich 
ein ständiges enges Zusammenwirken der Fachdien- 
ste in den Rehabilitationseinrichtungen erwiesen; die- 
ses Zusammenwirken ist Gegenstand eines weiteren, 
jetzt ebenfalls abgeschlossenen Forschungsvorha- 
bens. 

Darüber hinaus wurde aus den Untersuchungen deut- 
lich, daß die Gründe für viele Abbrüche zwar erst in 
den Rehabilitationseinrichtungen manifest werden 
und von diesen oft nicht mehr abgefangen werden 
können, aber bereits vor Beginn der Rehabilitations- 
maßnahmen entstanden sind, beispielsweise durch 
Art und Ergebnis der Beratung durch die Rehabihta- 
tionsträger im Vorfeld der Maßnahmen. Möglichkei- 
ten zur Verbesserung der Einleitung von Maßnahmen 
zur beruflichen Rehabilitation sind Gegenstand eines 
weiteren Vorhabens, dessen Ergebnisse jetzt veröf- 
fentlicht wurden. 

Bereits untersucht wurde für die Berufsförderungs- 
werke die Wirksamkeit vorbereitender Maßnahmen, 
d. h. sowohl der Berufsfindung oder der Arbeitserpro- 


bung wie der Rehabilitationsvorbereitungslehrgänge. 
Ein wesentliches Ergebnis — wichtig auch für die Ar- 
beit der Berufsbildungswerke — aus diesem Projekt 
ist beispielsweise, daß die genannten Vorbereitungs- 
maßnahmen durchaus geeignet sind, die bei einem 
Teil der Rehabilitanden individuell bestehenden Pro- 
bleme abzubauen, und daß dies um so besser gelingt, 
je mehr die Maßnahmen den individuellen Bedürfnis- 
sen und Motivationen der Rehabilitanden Rechnung 
tragen. Diese Erkenntnis deckt sich mit den Ergebnis- 
sen eines anderen, diesmal in Zusammenarbeit mit 
einigen Berufsbildungswerken durchgeführten Pro- 
jekts, in dem Verfahren zur Berufsfindung und Ar- 
beitserprobung entwickelt wurden, die zwar standar- 
disiert sind, aber auf die individuellen Gegebenheiten 
und Probleme des einzelnen Behinderten eingehen 
sollen. 


11.9 

Da die berufliche Rehabilitation auf eine möglichst 
dauerhafte Eingliederung Behinderter ins Arbeitsle- 
ben gerichtet ist, sind Instrumente erforderlich, die 

— regelmäßig auf die notwendige Fortentwicklung 
und Anpassung des Berufsangebots an die Erfor- 
dernisse des Arbeitslebens aufmerksam machen 
und 

— den Einrichtungen ermöglichen, die Wirksamkeit 
der eigenen Arbeit — auch im Vergleich zu be- 
nachbarten Einrichtungen ~ kontinuierlich zu be- 
obachten. 

Im Rahmen einer Untersuchung über die Eignung 
einzelner Berufe für die Rehabilitation ist es gelun- 
gen, Nachbefragungen bei den Beruf sbildungswer- 
ken erstmals mit einem einheitlichen Fragebogen vor- 
zunehmen. Die Beruf sbildungswerke werden derar- 
tige Nachbefragungen in Zukunft (wie schon bisher 
die Berufsförderungswerke) als ständige eigene Auf- 
gabe durchführen. 

Darüber hinaus haben die Ergebnisse des zuletzt ge- 
nannten Vorhabens Material und Diskussionsgrund- 
lage für die stetige Fortentwicklung des Berufsange- 
botes in den Einrichtungen der beruflichen Rehabili- 
tation geliefert. 


11.10 

Ein weiteres Vorhaben hat das vorhandene Material 
zu methodisch-didaktischen Konzepten für den Un- 
terricht von Behinderten mit spezifischen Behinder- 
ungen zusammengestellt und — aufbereitet zu einem 
Handbuch insbesondere für Ausbilder — umgesetzt. 
Die Ergebnisse werden nach Abstimmung mit der 
Fachöffentlichkeit und den Einrichtungen zur berufli- 
chen Rehabilitation veröffenthcht. 

Mehrere weitere Vorhaben betreffen die Fortent- 
wicklung des didaktischen Instrumentariums speziell 
für Hörgeschädigte, da die Einführung neuer Techno- 
logien die von dieser Behindertengruppe traditionell 
wahrgenommenen Berufsfelder in besonderer Wei- 
se berührt und erhöhte Anstrengungen erforderlich 
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macht, die bisher gegebenen Chancen beruflicher Tä- 
tigkeit zu erhalten und auszubauen. So wurde in ei- 
nem Modellvorhaben zur beruflichen Fort- und Wei- 
terbildung für Hörgeschädigte die Notwendigkeit ge- 
zielter Anstrengungen zur Anpassungsfortbildung 
dieses Personenkreises bestätigt; die Lehrgänge zur 
Anpassungsfortbildung sind inzwischen ein fester Be- 
standteil der beruflichen Einrichtungen für diesen 
Personenkreis. Ferner wurden Seminare zur Rehabili- 
tation Ertaubter wissenschaftlich begleitet; in einem 
Berufsbildungswerk wurde spezielles Lehrmaterial 
zur Vermittlung von CNC-Grundkenntnissen an Hör- 
geschädigte erarbeitet. 

Zwei weitere Projekte befassen sich mit der Fortent- 
wicklung berufspraktischer Fähigkeiten sowie einem 
beruflichen Qualifikationskonzept für Hörgeschä- 
digte im Berufsfeld Metall bei Einsatz von Mikroelek- 
tronik. Die Thematik der Mikroelektronik ist auch 
Untersuchungsgegenstand eines Vorhabens, das die 
Didaktik der Mikroelektronik und Zugangserleichte- 
rungen für Lernbeeinträchtigte erarbeiten soll. 


11.11 

Praxis und Wissenschaft beschäftigen sich schon seit 
längerer Zeit mit Fragen der sozialen Qualifikation, 
die ergänzend zu berufsbezogenen Kenntnissen und 
Fähigkeiten in engerem Sinn eine immer größere Be- 
deutung in Berufsausbildung und -praxis erhält. So 
wurde in einer Untersuchung des Instituts für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Ar- 
beit festgestellt, daß die Vermittlung sozialer Quali- 
fikationen bei arbeitslosen Arbeitnehmern dazu bei- 
tragen kann, die Vermittlungschancen deutlich zu 
verbessern. Da diese Fragen bisher weder behinder- 
ten- noch rehabilitationsspezifisch bearbeitet wurden, 
soll im Rahmen einer Untersuchung geprüft werden, 
ob und wie im Rahmen der Rehabilitation Gesichts- 
punkte der sozialen Qualifikation zu berücksichtigen 
sind. Neben dem Erkennen und Erfassen sozialer 
Qualifikationen geht es auch darum, ihre Vermittlung 
und Verbesserung durch geeignete Maßnahmen zu 
erleichtern. 


11.12 

Ein weiteres Forschungsfeld sind die Möglichkeiten, 
Behinderten im allgemeinen und Schwerbehinderten 
im besonderen bei ihren Bemühungen um Arbeits- 
plätze zu heffen. Zur Unterstützung der Integration 
von Behinderen in die Arbeitswelt soll eine Daten- 
bank für Behinderte errichtet werden, in der alle rele- 
vanten Informationen, die das gesamte Feld der Inte- 
gration der Behinderten in die Arbeitswelt umfassen, 
gesammelt, klassifiziert und gespeichert werden. Dar- 
über hinaus sollen ein rechnergestütztes Modell zum 
Auffinden von Lösungsansätzen für optimale Arbeits- 
plätze für Behinderte und der Aufbau eines entspre- 
chenden Informationssystems entwickelt werden. 


11.13 

Frühertaubte oder von Geburt an gehörlose Men- 
schen haben besonders gravierende Probleme bei der 
Integration in die Welt der Hörenden. Wie internatio- 
nale Erkenntnisse und Erfahrungen belegen, sind die 
Integrationschancen der Gehörlosen durch eine mög- 
lichst frühzeitige Förderung der „Zweisprachigkeit", 
d. h. durch die gleichzeitige Vermittlung von Laut- 
und Gebärdensprache entscheidend zu verbessern. 
Der Bundesminister für Jugend, Familie, Frauen und 
Gesundheit setzt deshalb die Förderung eines Pro- 
jekts fort, mit dem die Auswirkungen der lautsprach- 
begleitenden Gebärde auf die Kommunikationsfähig- 
keit und die Persönlichkeitsentwicklung gehörloser 
Kinder erprobt werden. 

Die mehrjährige Projektarbeit hat die Richtigkeit die- 
ses Ansatzes bestätigt. Die Verwendung von laut- 
sprachbegleitenden Gebärden in der familiären Kom- 
munikation und in der Früherziehung hat einen ent- 
scheidenden Einfluß auf die positive geistige, soziale 
und emotionale Persönlichkeitsentwicklung der be- 
troffenen Kinder. Zu Beginn des inzwischen erreich- 
ten Schulalters verfügen sie über eine leistungsfähige 
und altersgemäße Kommunikation, die neben einem 
großen Gebärdenwortschatz eine gute lautsprachli- 
che Entwicklung und Anbahnung der Schriftsprache 
umfaßt. Die weitere Projektarbeit richtet sich nun auf 
die Weiterentwicklung der Elternarbeit und die Be- 
gleitung und Förderung der Kinder in der Schule. 

Um die Basis für die Nutzung der Gebärdensprache 
für alle Gehörlosen zu verbessern, wird darüber hin- 
aus die Entwicklung eines umfangreichen Handbuchs 
der Gebärdensprache gefördert, das in Form eines 7- 
bändigen Lexikons verschiedene Sachbereiche um- 
fassend behandelt. Die ersten beiden Bände liegen 
bereits vor. Ergänzend soll nunmehr in einem vom 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung geför- 
derten Projekt die Gebärdensprache für den Bereich 
der Computertechnologie standardisiert und verfüg- 
bar gemacht werden, wobei die Praxis zeigen wird, 
inwieweit hierdurch die beruflichen Möglichkeiten 
Hörbehinderter tatsächlich verbessert werden kön- 
nen. 


11.14 

Nicht nur für den beruflichen Bereich, sondern für die 
Teilnahme am gesellschaftlichen Leben insgesamt hat 
eine Erweiterung der kommunikativen Kompetenz 
Hörgeschädigter entscheidendes Gewicht. Mit dem 
Ziel, eine möglichst umfassende Kommunikation zu 
ermöglichen und sicherzustellen, werden seit 1983 bei 
dem Institut für Berufsbegleitende Aus- und Fortbil- 
dung des Diakonischen Werkes Schleswig-Holstein in 
Rendsburg vierwöchige Seminare für Ertaubte und 
hochgradig Schwerhörige durchgeführt, in denen 
durch Hör- und Absehtraining, Mund-Hand-System, 
Hörtaktik und technische Hilfen alternative Kommu- 
nikationstechniken vermittelt werden. Nach dem Er- 
gebnis der vom Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung geförderten, inzwischen abgeschlossenen 
wissenschaftlichen Begleitforschung wirken sich die 
Seminare sehr positiv aus; durch sie werden beispiels- 
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weise die Erfolgsaussichten für anschließende berufs- 
orientierte Maßnahmen erheblich verbessert. Die Se- 
minare werden als Regelleistungen der zuständigen 
Träger fortgeführt. 

Wichtige Aufschlüsse erhofft sich die Bundesregie- 
rung aus einem ebenfalls vom Bundesminister für Ar- 
beit und Sozialordnung geförderten Forschungsvor- 
haben, mit dem die Arbeit mit psychisch gestörten 
Hörbehinderten, psychotherapeutische Sonderkuren 
für Hörbehinderte sowie einschlägige Aktionsmög- 
lichkeiten in der Praxis eines niedergelassenen Arztes 
wissenschaftlich begleitet werden. 


11.15 

Im Programm „Arbeit und Technik" sind Belange der 
Behinderten bereits frühzeitig berücksichtigt worden. 
Besonderer Wert wird auf ihre möglichst weitgehende 
Eingliederung in betriebliche Abläufe gelegt. Ent- 
sprechend hat man in einzelnen Schwerpunkten wie 
Bergbau und Gießereiindustrie versucht, über die 
Schaffung von Sonder- oder Schonarbeitsplätzen hin- 
aus die Arbeit derart zu gestalten, daß sie von Nicht- 
behinderten ebenso wie von Behinderten verrichtet 
werden kann. Durch diese wechselseitige Anpassung 
der Arbeitsplätze werden rehabilitative Maßnahmen 
mit einem präventiven Akzent verbunden. 

Trotz solcher Anstrengungen gewinnen neue Pro- 
bleme an Gewicht: Einer wachsenden Zahl von Be- 
hinderten steht eine Abnahme von Arbeitsplätzen ge- 
genüber, die für diesen Personenkreis besonders ge- 
eignet sind. Im Rahmen der Arbeitsschwerpunkte des 
Programms werden deshalb verstärkt Maßnahmen 
unterstützt, mit denen neue Arbeitsfelder für diese 
Personengruppe bei der menschengerechten Anwen- 
dung neuer Technologien erschlossen werden kön- 
nen. Diesem Ziel dient z. B. ein Vorhaben, das die 
Möglichkeiten informationstechnisch gestützter Büro- 
tätigkeiten für Behinderte untersucht. Ein Ergebnis 
besteht darin, daß zwischen der Vorbereitung auf der- 
artige Tätigkeiten durch Berufsförderungswerke und 
ihrer Ausübung in den Unternehmen oft ein zusätzli- 
cher Schritt sinnvoll erscheint, der Kenntnisse über 
spezifische betriebliche Belange vermittelt. 


11,16 

Neben der Erschließung neuer Arbeitsfelder bleibt 
ein zentraler Schwerpunkt im Rahmen des Pro- 
gramms die Eingliederung von Behinderten durch 
Gestaltung von Arbeitsmittelnr Arbeitsplätzen und 
Arbeitsorganisation. Dabei spielt die Entwicklung 
technischer Arbeitshilfen zur Anpassung von Ferti- 
gungseinrichtungen an die Bedürfnisse der Behinder- 
ten eine wichtige Rolle, damit die Mitarbeiter an ihren 
Arbeitsplätzen verbleiben können. Dies nutzt nicht 
nur den Behinderten, sondern auch den Unterneh- 
men, die sonst erforderlich werdende Qualifizierungs- 
maßnahmen sparen und Reibungsverluste vermei- 
den. 

Erkenntnisse über Belastungsabbau und die men- 
schengerechte Anwendung neuer Technologien sol- 


len vor allem an die Zielgruppen vermittelt werden, 
die mit der Eingliederung von Behinderten in Betrie- 
ben und Verwaltungen sowie bei den Sozialleistungs- 
trägern befaßt sind, u. a. die Träger des betrieblichen 
und überbetrieblichen Arbeitsschutzes, insbesondere 
die Beauftragten des Arbeitgebers, die Vertrauens- 
leute der Schwerbehinderten, Betriebs- und Personal- 
räte, außerhalb des Betriebes die Fürsorgestellen, 
Versorgungs- und Arbeitsämter, ferner die Rehabili- 
tationsträger, Behinderten- und Wohlfahrtsverbände. 
Für diese Multiplikatoren können Informationsmate- 
rialien, Bildungsbausteine, Motiv ations- und Hand- 
lungshilfen erstellt werden. Entsprechend werden Er- 
kenntnisse im Rahmen eines Schulungskonzepts für 
Vertrauensleute der Schwerbehinderten, Betriebs- 
und Personalräte und im Tätigkeitsbereich einer Für- 
sorgestelle bereits umgesetzt. 


11.17 

Das Forschungsprojekt „Telebus — Fahrdienste für 
Behinderte" wurde seit 1979 in Berlin durchgeführt 
und umfaßte im wesentlichen 

— Entwicklung, Aufbau, Erprobung und wissen- 
schaftliche Bewertung eines speziellen Fahrdien- 
stes für Behinderte im bedarfsgerechten Tür-zu- 
Tür- Verkehr mittels EDV-Einsatzes, 

— begleitende soziologische Untersuchungen zum 
Verkehrsverhalten der behinderten Personen un- 
ter besonderer Berücksichtigung ihrer Lebens- 
und Wohnsituation, 

— Entwicklung und Erprobung behindertengerech- 
ter Kleinbusse, die absenkbar sind und auch Roll- 
stuhlfahrern problemlosen Einstieg ermöglichen, 
sowie Untersuchungen zu geeigneten Sicherheits- 
systemen für Rollstühle und Rollstuhlfahrer und 

~ Übertragung der in Berlin gewonnenen Erfahrun- 
gen auf andere Einsatzgebiete in der Bundesrepu- 
blik am Beispiel großstädtischer, kleinstädtischer 
und ländlicher Räume. 

Voraussetzung für die Anwendung in anderen Ein- 
satzgebieten waren der modulare Aufbau der Tele- 
bus-Software und deren Übertragung vom Micro- 
Rechnersystem auf Personal-Computer für den Ein- 
satz in kleineren Fahrdiensten. Auf dieser Basis konn- 
ten fünf Telebus- Anwendungsfälle in Hamburg, Düs- 
seldorf, Pforzheim und im Landkreis Rotenburg 
(Wümme) realisiert werden. 

Mit dem Berliner Telebus -System und den Weiterent- 
wicklungen für die Einsatzgebiete mit unterschiedli- 
cher Struktur steht nach Abschluß des Vorhabens 
(30. Juni 1988) eine breite Palette von Software-Pake- 
ten zur Fahrdienst-Durchführung zur Verfügung. Für 
weitere Anwendungsfälle kann die am besten geeig- 
nete Lösung ausgewählt werden, die nur um die orts- 
spezifischen Daten zu erweitern ist. Damit ist eine 
zeit- und kostengünstige Umsetzung für weitere Fälle 
möglich, an der inzwischen auch ausländische Städte 
interessiert sind. 

Obwohl Fahrdienste für bestimmte Personen mit be- 
sonders schweren Behinderungen unverzichtbar blei- 
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ben werden, machen sie die behindertengerechte Ge- 
staltung des öffentlichen Verkehrs indes nicht ent- 
behrlich. Der Bundesminister für Verkehr beteiligt 
sich daher an Untersuchungen in einer Reihe von 
deutschen Städten, in denen der Frage nachgegangen 
wird, wie der Zugang Behinderter zum öffentlichen 
Personennahverkehr verbessert und wie durch Ko- 
operationen mit den Fahrdiensten der Hilfsorganisa- 
tionen die Verkehrsbedürfnisse Behinderter besser 
befriedigt werden können. 


11.18 

In einem weiteren Vorhaben wurde die Entwicklung, 
die Konstruktion und der Bau eines behinderungsge- 
rechten Personenkraftwagens durchgeführt. Mit der 
Entwicklung sollen vor allem die Mobilität und damit 
auch die Lebensqualität derjenigen Behinderten er- 
höht werden, die einerseits unter Ausnutzung von am 
Markt befindlichen behindertengerechten Fahrzeug- 
ausstattungen über die Voraussetzungen verfügen, 
ein Kraftfahrzeug zu führen, andererseits aber auf- 
grund der Behinderung nicht in der Lage sind, sich 
ohne fremde Hilfe von einem Rollstuhl in einen Fah- 
rersitz umzusetzen. Mit einem Versuchsträger wurde 
der Nachweis der Funktionsfähigkeit der entwickel- 
ten Techniken erfolgreich demonstriert. Für die Opti- 
mierung und Verfeinerung des Systems bis zur Seri- 
enreife sind noch weiterführende Aktivitäten notwen- 
dig. 


11.19 

Unter den vom Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau geförderterten Forschungs- 
vorhaben befinden sich ständig auch Maßnahmen 
zum behindertengerechten Bauen. Hauptsächliches 
Ziel dabei ist, möglichst günstige Voraussetzungen 
für den bedarfsgerechten Behindertenwohnungsbau 
zu schaffen. Es werden deshalb im wesentlichen Un- 
tersuchungen durchgeführt zur Senkung der Bauko- 
sten und Rationalisierung des Bauvorganges bei 
gleichzeitiger Verbesserung der Wohnverhältnisse 
für Behinderte. 

Die Ergebnisse der Forschung „Wohnungsbau für 
Rollstuhlbenutzer" sind: 

— Schwerpunkte aller Umbaumaßnahmen sind der 
Zugang zum Haus und zur Wohnung sowie die 
Ausstattung der Sanitärräume. 

— Nennenswerte Grundrißveränderungen sind sel- 
ten, Türverbreiterungen jedoch häufig. 

— Die Bemessungsregeln der Normen können nicht 
immer eingehalten werden. Dies wird jedoch 
durch Anpassung an den individuellen Bedarf, 
durch Verbleib in der gewohnten Umgebung, 
durch Vermeidung des Aufwands für den Umzug 
und durch niedrigere Miete ausgeglichen. 

Mit der Forschung „Bereitstellung von Behinderten- 
wohnungen" konnten folgende grundsätzliche Er- 
gebnisse gewonnen werden: 


— Die verhältnismäßig geringsten Kosten bei der 
Schaffung von Behindertenwohnungen entstehen 
durch vollständigen Neubau. 

— Durch nachträgliche Einplanung von Behinderten- 
wohnungen in ein Bauvorhaben kurz vor Baube- 
ginn sind nur geringe Mehrkosten zu erwarten. 

— Ebenfalls nur geringe Mehrkosten sind mit Um- 
baumaßnahmen verbunden, die ohnehin im Rah- 
men der Modernisierung anstehen. 

— Da die Wohnflächen — bei Behinderten meist ein 
Zimmer mehr als nach den Belegungsregeln des 
sozialen Wohnungsbaus — und die individuellen 
Ansprüche stark variieren, müssen die Vorgaben 
der Normen in der Praxis flexibel gehandhabt wer- 
den. 

— Flächensparende Lösungen sind besonders im 
Hinblick auf die Höhe der Miete auch im Behin- 
dertenwohnungsbau vorteilhaft. 

— Für Großstädte sind eine zentrale Erfassung und 
Vermittlung der behindertengerechten Wohnun- 
gen wichtig, um eine zielgenaue Belegung zu er- 
möglichen. 

— Im ländlichen Raum und in kleineren Städten sind 
der Umbau und die Anpassung der Wohnungen an 
die Bedürfnisse der Behinderten meist die zweck- 
mäßigste Lösung. Eine qualifizierte Beratung ist 
dabei jedoch wichtig. 

— Die Bereitstellung von Behindertenwohnungen, 
also der Umbau und die Anpassung, sind erleich- 
tert, wenn bereits von vornherein möglichst viele 
Wohnungen behindertenfreundlich gebaut wer- 
den. 


12. Weiterentwicklung des Rechts zur 
Eingliederung Behinderter 

12.1 

Um dem sozialen Recht auf Hilfen zur Eingliederung, 
wie es in § 10 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch sei- 
nen Niederschlag gefunden hat, zur umfassenden 
Geltung zu verhelfen, müssen die maßgeblichen 
Rechtsvorschriften fortlaufend auf ihre Wirksamkeit 
und auf mögliche Fortentwicklungen überprüft wer- 
den. 

Mit der Änderung des Schwerbehindertengesetzes 
und der Novellierung der Ausgleichsabgabeverord- 
nung zum Schwerbehindertengesetz wurde den seit 
Inkrafttreten des Schwerbehindertengesetzes im 
Jahre 1974 gewonnenen Erkenntnissen und der Ent- 
wicklung auf dem Arbeitsmarkt Rechnung getragen. 
In einem Forschungsvorhaben soll jetzt überprüft 
werden, wie sich die neuen Regelungen in der Praxis 
auswirken. Die Weiterentwicklung des Rechts der 
Werkstätten und der in ihnen beschäftigten Behinder- 
ten ist in Vorbereitung. Das Gleiche gilt für die Novel- 
lierung der Wahlordnung und der Ausweisverord- 
nung zum Schwerbehindertengesetz. 
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12.2 

Bei der Fortentwicklung des Behindertenrechts kom- 
men Verbesserungen bei den Vorschriften über die 
Rechtsstellung Behinderter besondere Bedeutung zu. 
Priorität hat nach Ansicht der Bundesregierung hier 
eine Reform des Rechts der Entmündigung sowie der 
Vormundschaft und Pflegschaft für Volljährige; ein 
entsprechendes Gesetzesvorhaben soll nach dem Wil- 
len aller im Deutschen Bundestag vertretenen Par- 
teien noch in dieser Legislaturperiode verabschiedet 
werden. Die Bundesregierung hat dem Parlament be- 
reits einen entsprechenden Gesetzentwurf zugeleitet. 
Er zielt darauf ab, die von allen Seiten als diskriminie- 
rend empfundene Entmündigung ersatzlos zu beseiti- 
gen und die veralteten Rechtsinstitute der Vormund- 
schaft und Pflegschaft bei Volljährigen durch ein fle- 
xibel ausgestaltetes Instrument der persönlichen Be- 
treuung zu ersetzen, das es erlaubt, unter strenger Be- 
achtung der Grundsätze der Subsidiarität gegenüber 
anderen Hilfen und der Erforderlichkeit den Bedürf- 
nissen einer gesetzlichen Vertretung bei Volljährigen 
Rechnung zu tragen, die auf Grund einer psychischen 
Krankheit oder einer körperlichen, geistigen oder see- 
lischen Behinderung ihre Angelegenheiten ganz oder 
teilweise nicht selbst besorgen können. 


12.3 

Bei den vorgeschlagenen Neuregelungen hat die 
Bundesregierung allein auf die Person des Kranken 
oder Behinderten und seinen anderweitig nicht abzu- 
deckenden Bedarf an rechtsgeschäftlichem Beistand 
im Bereich der Personensorge oder der Vermögens- 
sorge abgestellt; dementsprechend 

— soll die Anordnung der Betreuung als solche keine 
Auswirkung auf die Geschäftsfähigkeit haben und 
eine Einschränkung der Teilnahme am Rechtsver- 
kehr durch einen besonders anzuordnenden Ein- 
willigungsvorbehalt nur insoweit in Betracht kom- 
men, als dies zur Abwehr einer erheblichen Gefahr 
für die Person oder das Vermögen des Betreuten 
erforderlich ist, 

— sind allein das Wohl und in diesem Rahmen auch 
die Wünsche des Betreuten Maßgabe für das Han- 
deln des Betreuers, 

— hat der Betreuer innerhalb seines Aufgabenkreises 
dazu beizutragen, daß Möglichkeiten genutzt wer- 
den, die Krankheit oder Behinderung des Betreu- 
ten zu beseitigen, zu bessern, ihre Verschhmme- 
rung zu verhüten oder ihre Folgen zu mildern, 

— kommen schwerwiegende Eingriffe in höchstper- 
sönliche Rechtsgüter nur unter strengen Voraus- 
setzungen unter alleiniger Orientierung an den In- 
teressen des Betreuten in Betracht, 

— räumt der Entwurf der Eignung und der Auswahl 
des Betreuers eine besondere Bedeutung ein und 
läßt grundsätzhch nur eine natürliche Person als 
Betreuer zu. 

Die Bundesregierung sieht in dieser Neuregelung ei- 
nen wesentlichen Beitrag zur Verbesserung der Situa- 


tion psychisch Kranker und geistig oder seelisch Be- 
hinderter und eine Möglichkeit, ihre eigenständige 
und selbstbestimmte Teilhabe am Leben in der Ge- 
meinschaft zu verbessern. 


12.4 

Bei der Fortentwicklung des Sozialleistungsrechts 

gilt es, entsprechend dem Auftrag des Rehabilitations- 
Angleichungsgesetzes verstärkt sicherzustellen, daß 
gleich Betroffenen unabhängig von Art und Ursache 
der Behinderung und damit unabhängig von dem im 
Einzelfall zuständigen Träger möglichst gleichwer- 
tige Leistungen und sonstige Hilfen zuteil werden. 

Ein wesentlicher Fortschritt bei der notwendigen Har- 
monisierung der Leistungen wnrde durch die am 1. 
Oktober 1987 in Kraft getretene Rechtsverordnung 
der Bundesregierung über Kraftfahrzeughilfe zur be- 
ruflichen Rehabilitation erreicht. Die Verordnung, 
die auch die Träger der begleitenden Hilfe im Arbeits- 
und Berufsleben einbezieht, deckt unter Berücksichti- 
gung der Einkommens- und Familienverhältnisse des 
Behinderten den behinderungsbedingten unabweis- 
baren Bedarf an Hilfen zum Erreichen des Arbeits- 
platzes ab; die Bundesregierung geht davon aus, daß 
die Träger die Verordnung, auch soweit ihnen im Rah- 
men der Härteklausel ein Ermessen eingeräumt wird, 
mit der Zielsetzung anwenden, den Betroffenen mög- 
lichst gleichwertige und wirkungsvolle Leistungen 
zur vollen beruflichen Rehabilitation zukommen zu 
lassen. Sie wird daher die Bemühungen der Träger um 
eine Abstimmung in Einzelfragen der praktischen An- 
wendung stets unterstützen. 


12.5 

Nach den Reformgesetzen in der Kranken- und Ren- 
tenversicherung beabsichtigt die Bundesregierung, 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem das Reha- 
bilitations- und Schwerbehindertenrecht in übersicht- 
licher Form zusammengefaßt in das Sozialgesetzbuch 
eingegliedert wird. 

Der Entwurf wird den Grundsätzen in der Begrün- 
dung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zum 
Ersten Buch des Sozialgesetzbuches (Bundestags- 
Drucksache 7/868) entsprechen, 

— Regelungen, die für mehrere Sozialleistungsberei- 
che einheitlich sein können, nur an einer Stelle zu 
treffen, 

— Vorschriften, die unterschiedlich sein müssen, 
nach denselben Gesichtspunkten anzuordnen und 
zu formulieren und 

— durch Vereinheitlichung der Begriffe und der Ab- 
grenzungskriterien dazu beizutragen, die Rege- 
lungen der verschiedenen Bereiche möglichst 
nahtlos ineinandergreifen zu lassen. 

Zugleich wird er dem Umstand Rechnung tragen, daß 
im Sinne der umfassenden Zielsetzung die Hilfen zur 
Eingliederung Behinderter und von Behinderung Be- 
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drohter ins Arbeitsleben und in die Gesellschaft ins- 
gesamt in den letzten Jahren zu einem durchgängi- 
gen, in sich aber recht differenzierten System sozial- 
rechtlicher und anderer Vorschriften ausgestaltet 
wurden. 

Die Einordnung der Rechtsvorschriften zur Einglie- 
derung Behinderter und von Behinderung Bedrohter 
ins Sozialgesetzbuch soll allen gleich Betroffenen 
unabhängig von Art und Ursache der Behinderung 
gleichwertige Leistungen und sonstige Hilfen zukom- 
men lassen, und zwar unter möglichst weitgehender 


Bereinigung, Vereinheitlichung und damit auch Ver- 
einfachung der einschlägigen Rechtsvorschriften. 

Das gewachsene, gegliederte System von Leistungs- 
und sonstigen Zuständigkeiten, das sich im Grundsatz 
bewährt hat und das bei zielgerichteter Zusammenar- 
beit der beteiligten Träger und Stellen auf der Grund- 
lage harmonisierter Rechtsvorschriften den Behinder- 
ten und von Behinderung Bedrohten weitgehende 
und wirkungsvolle Möglichkeiten der Eingliederung 
schafft und sichert, wird in diesem Zusammenhang 
nicht in Frage gestellt. 
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